Die Senatorin fur Finanzen 25.02.15
Senatskanzlei
Bearbeiter: Thomas Jablonski / Dr. Ralph Baumheier

Vorlage fur die
Sitzung des Senats am 03.03.15

Programm , Neuordnung der Aufgabenwahrnehmung* -
Zwischenbericht

Problem

Der Senat hat am 25.03.14 das Programm ,Neuordnung der Aufgabenwahrnehmung*
beschlossen. Er hat die (aktuell) 15 beauftragten Projektgruppen gebeten, bis zum
05.08.14 konkrete Projektplanungen und erwartete Konsolidierungseffekte vorzulegen.

Von den ressortubergreifenden 15 Neuordnungsprojekten befinden sich aktuell elf
weitgehend planmalRig oder mit leichten Verzégerungen in der Umsetzung. Fur 10
Projekte konnten auf Basis von Wirkungszusammenhangen erste Aussagen zu
angestrebten haushaltsentlastenden Wirkungen vorgelegt werden.

In vier Projekten konnten die vorbereitenden Arbeiten und politischen Gespréache noch
nicht soweit konkretisiert werden, dass konsolidierungsorientierte Projektmal3hahmen
gestartet wurden.

Die 18 ressort-internen Neuordnungsprojekte werden in der Verantwortung der jeweiligen
Ressorts realisiert. Eine zentrale Steuerung und Qualitatssicherung ist bislang nicht
erfolgt.

Fur 11 dieser Projekte wurden bislang keine haushaltsentlastenden Wirkungen aufgezeigt.

Die einzelnen Sachstande sind in den Anlagen 1 und 2 (Projektlisten A+B) dokumentiert.
Zusammenfassend lasst sich feststellen, dass einige Neuordnungs-Vorhaben bereits mit
groBem Erfolg umgesetzt wurden und kurzfristig abgeschlossen werden kénnen bzw.
keiner weiteren zentralen Steuerung bedurfen.

Es besteht jedoch bei mehreren Projekten Klarungsbedarf hinsichtlich der Zielvorgaben,
der zu erwartenden Effekte und der Rahmenbedingungen fiir eine erfolgreiche Steuerung
und Umsetzung.

Losung
Die Vorsitzenden der Staatsrate-Steuerungsgruppe schlagen zur Weiterfihrung des
Programms ,Neuordnung der Aufgabenwahrnehmung* vier Ma3nahmen vor:
1. Straffung des Programmportfolios: ,Entlassen“ der erfolgreichen Projekte aus der
zentralen Steuerung,



2. Erorterung von Projekten mit Nachsteuerungs- und Klarungsbedarf im Senat,

3. Fortfihrung begonnener MalRnahmen mit erkennbarem Optimierungspotenzial,

4. Klarung der weiteren Zielvorgaben des Programms ,Neuordnung der
Aufgabenwahrnehmung“ hinsichtlich moglicher Konsolidierungsbeitrage und einer
effektiven ressortibergreifenden Steuerung.

zu 1) Programmportfolio

Das Programm ,Neuordnung der Aufgabenwahrnehmung“ setzt sich bislang aus 33
Vorhaben zusammen. Mit den verfiigbaren Ressourcen in den Querschnittsressorts und
den weiteren beteiligten Ressorts und Dienststellen ist eine solche Programmbreite nicht
zielorientiert zu steuern.

Erfolgreich  begonnene Vorhaben sollen deshalb aufRerhalb der zentralen
Programmstruktur weitergefuhrt bzw. nach Zielerreichung abgeschlossen werden.

Dies wird fur die folgenden Projekte empfohlen:

1. Projekt A4 ,Bundelung Verwaltungsdienstleistungen: Die Zielsetzungen des
Projektes sind erfullt. Das Einkaufsprojekt mit den definierten MalRnhahmen (3
Einkauferstellen 1B, Einsatz eines vorgesetzten Einkaufs-Koordinators, Roll-Out
BreKat, Initiierung von Piloten zur SAP-Einbindung - zunachst Polizei, dann Uni und
BSAG) wird im ersten Quartal 2015 erfolgreich beendet. Die weitere Zielerreichung
wird im Rahmen der fachaufsichtlichen Steuerung sowie im Rahmen einer
Machbarkeitsstudie von SF und BSAG verfolgt.

Fur weitere bundelungsfahige Verwaltungsdienstleistungen wurden Vorstudien
durchgefuhrt. Als neues (Teil-)Projekt wird auf dieser Basis das Projekt E-
Rechnung (Al17) eingerichtet. Die Federfuhrung liegt bei SF, dem Senat wird der
Projektauftrag in einer separaten Vorlage zum 03.03.15 vorgelegt. Nach
Beschlussfassung wird das Projekt im Rahmen des Neuordnungsprogramms
umgesetzt.

Eine Vorab-Fassung des Abschlussberichtes A4 ist als Anlage 3a beigefligt.

2. Projekt A6 ,Elektronisierung Sachakten®: Die Elektronisierung der Sachakten ist Teil
des Projektes Dokumentenmanagement. Dieses verlauft insgesamt weitgehend
planméaRig, allerdings mit einer hohen Varianz in den einzelnen Ressorts. Das
Projekt ,Elektronisierung von Sachakten ist in das Projekt ,Dokumenten-
management” integriert worden (vgl. hierzu Zwischenbericht zur DMS-Umsetzung,
Senatsvorlage vom 10.02.15).

3. Projekt A8 ,Zuwendungssteuerung“: Die bereits begonnen Malinahmen wurden im
Kontext des Programms NdAW erfolgreich umgesetzt. Der Projektabschlussbericht
mit  konkreten Vorschlagen zur VV-LHO, zur IT-Unterstitzung der
Zuwendungssteuerung und Handlungsanleitungen fir die Praxis ist als Anlage 3b
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beigeflgt. Damit geht das Projekt in die reguldre Umsetzung und wird nicht weiter
im NdAW-Prozess gesteuert. Uber die erreichten Ziele wird fortlaufend berichtet.

4. Projekt A9 ,Energiecontracting”: Im laufenden Prozess wurden die Empfehlungen
der NdAW-Steuerungsgruppe aufgenommen. Damit wird das Energiecontracting im
Rahmen der Regelaufgaben der Verwaltung abgewickelt. Von einer weiteren
Begleitung durch die Programmsteuerung sollte aufgrund der bestehenden Projekt-
und Berichtsstrukturen abgesehen werden.

5. Projekt A16 ,Betriebsprifungen*: Die Voraussetzungen zur Optimierung der
Betriebsprifung wurden durch personalwirtschaftliche und -entwickelnde
Mallnahmen geschaffen. Die Projektziele sind damit erreicht. Die umgesetzten
MalRnahmen werden in dem als Anlage 3c beigefigten Abschlussbericht
beschrieben. Die erzielten Effekte flieRen in die jahrliche Berichterstattung der
Steuerverwaltung ein.

6. B-Projekte: Soweit B-Projekte abschlieRend umgesetzt worden sind, oder dem
Senat unmittelbar und umfassend Uber die Umsetzung berichtet worden ist, soll von
einem weiteren Programm-Controlling im Rahmen NdAW abgesehen werden. Vgl.
dazu im Einzelnen die Hinweise in der B-Liste (Anlage 2). Uber
Konsolidierungserfolge soll dem Senat gleichwohl berichtet werden.

7. Die ubrigen B-Projekte werden in Ressortverantwortung weitergefuhrt; Uber
Zwischenstande wird der Senat im Rahmen der NdAW-Berichterstattung weiter
unterrichtet.

Konsolidierungspotenziale

Auch wenn die Mehrzahl der A-Projekte mit positivem Projektfortschritt voran geht, ist eine
Verifizierung und Fortschreibung der im Sommer 2014 skizzierten Konsolidierungs-
potenziale weiterhin schwierig. Generell ware zur Erreichung der Konsolidierungsziele
eine intensivere Steuerung durch die Lenkungsausschiisse angezeigt.



Beitrage zum Konsolidierungspfad und ggf. zusétzliche Konsolidierungspotenziale
der 0.g. A-Projekte

A4 - Bindelung Optimierte Preiskonditionen im bis 400 TEp.a.’
Verwaltungsleistungen | Einkauf durch Einbindung
Gesellschaften

vermiedener Steuerungsaufwand fur | 3 VZA
netzwerkféhige Kopiergeréte durch
Integration in IT-Beschaffung

Reduzierter Betriebsaufwand durch 315 T€

Zusammenlegung von zwei (5 jahrl.
Hausdruckereien Leasingvertrag)
A6 — Elektronisierung Kalkulatorisches Einsparpotenzial bei
von Sachakten flachendeckender Nutzung eines

Dokumentenmanagements = 2% der
Arbeitszeit; davon rund die Halfte
durch Elektronisierung der
Bestandsakten zu erzielen

A8 — Zuwendungs- Einsparungen durch Intensivierung 1,5 Mio. € p.a.
steuerung der Zuwendungsprifung, Erhéhung
der Rickforderungsquote in Héhe
von 0,5% des Gesamt-
Zuwendungsvolumens maoglich

A9 — Energiecontracting | Vermiedene Rund 2,2 Mio. € p.a.
Investitionsaufwendungen zwischen | (Effekt der NAAW-
2016 und 2021 Vorgaben zu

laufendem Projekt
nicht isolierbar)

Al4 - Bindelung Verkaufserlose durch 5 Mio. €
technische Dienste Standortverauf3erungen
Verringerung von Miete / 150 Tsd. € p.a.
Instandhaltung durch (UBB)
Standortverdichtung 20 Tsd. € p.a. (ASV)
Al5 — Einnahmeeffekte bezogen auf 5.300 Tsd. €
Forderungsmanagement | ,Forderungsbestand®
Al6 — durchschnittliche steuerliche perspektivisch 3
Betriebsprifungen Mehrergebnis je eingesetzten Mio. € p.a. (vor LFA)
Betriebsprufer betragt rd. 600.000 €/
Jahr

Zu 2) Erdrterungsbedarfe

Grundsatzlicher Erérterungsbedarf besteht bei Projekten, bei denen entweder
Projektauftrage nicht zwischen den Beteiligten geeint sind, zur Erreichung der verfolgten
Projektziele noch keine Zeit-/MalRnahmenplanungen entwickelt oder angestrebte
Konsolidierungsmoglichkeiten im Laufe der Projektarbeit in Frage gestellt wurden.

! unter Beriicksichtigung aller Gesellschaften — Effekte teilweise erst nach Ende bestehender
Vertragslaufzeiten realisierbar
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Im Projekt A2 ,Baustandards” wurde ein sehr umfangreicher Zwischenbericht
(Entwurf) vorgelegt.

Der Umgang mit den Zwischenergebnissen des Projektes und mdglichen weiteren
Zielvorgaben ist zu klaren. Entsprechende Festlegungen sind bei der Evaluation
und Fortschreibung der Richtlinie Uber ,Energetische Anforderungen an den
Neubau und die Sanierung von offentlichen Geb&uden der Freien Hansestadt
Bremen*® zu bertcksichtigen.

Der Projektauftragsbogen, der Zwischenbericht sowie das erganzende Papier
~Essentials” der Projektgruppe sind als Anlagen 4a, 4b und 4c beigeflugt.

Fur das Projekt A7 ,Prozessstandardisierung / Aufgabenbiindelung Gesellschaften®
sind bislang die Themenkomplexe (Blndelung interner Dienstleistungen,
Uberpriifung Portfolio nach Gesellschaftszweck, Fusionen zur steuerlichen
Optimierung oder Reduzierung des Leitungsaufwandes) benannt. Die
Projektgruppe hat einen Fragebogen zur ,Bestandsaufnahme zur Optimierung des
Beteiligungsbestandes” sowie eine Zeit-/Mallnahmen-Planung erarbeitet und dem
zustandigen Lenkungsausschuss vorgelegt.

Aktuell ist zu klaren, in welchen Schritten das Projekt mdglichst ohne weiteren
Zeitverzug umgesetzt, welche Entlastungseffekte mit den einzelnen Mal3hahmen-
Blocken realisiert werden konnen und wann mit Umsetzungserfolgen zu rechnen ist.
Der Projektauftragsbogen ist als Anlage 4c beigeftigt.

Fur das Projekt All (Kooperation Polizei Bremen/Bremerhaven) wurden
zwischenzeitlich konkrete Projektmal3hahmen erarbeitet, die aber nicht in einen
geeinten Projektauftrag eingeflossen sind, da die erforderliche grundséatzliche
politische Verstdndigung mit der Stadt Bremerhaven noch nicht erreicht wurde.
Nunmehr soll ein im Rahmen eines Vorprojekts ein Strukturvergleich zwischen den
Polizeibehdorden Bremen und Bremerhaven durchgefuhrt werden. Auf Basis der
beschlossenen Ergebnisse dieses Vorprojektes, die bis Ende April 2015 vorliegen
sollen, soll entschieden werden, ob ein Organisationsprojekt zur Umsetzung der
Kooperation der Polizeibehdrden im Rahmen des NdAW-Programms aufgesetzt
werden kann.

Im Projekt A12 (Kataster- und Vermessungsverwaltung Bremen/Bremerhaven) ist
es ebenfalls nicht zu einer (politischen) Verstandigung tber einen gemeinsamen
Projektauftrag gekommen. Offen bleibt deshalb, ob und inwieweit die
Effizienzgewinne durch die Einfihrung des Fachverfahrens ALKIS und damit
verbundener Prozessoptimierungen insbesondere am Standort Bremerhaven
realisiert werden kénnen.



Alternative dazu ist die Klarung im Rahmen der Haushaltsaufstellung 2016/17 mit
entsprechender Einsparrate.

Zu 3) Fortfuhrung begonnener MalRnahmen mit Optimierungspotenzial

Die Ubrigen MalRnahmen mit erkennbarem Optimierungspotenzial sollen fortgefihrt
werden. Daflr sind teilweise erganzende Beschlusslagen im Rahmen der Projektarbeit,
seitens der beteiligten Ressorts oder des Senats erforderlich:

Al — Immobilienmanagement: Weitere Konkretisierung der Zielsetzungen im Zusammen-
hang mit der Erarbeitung des ,Unternehmenskonzeptes IB“ erforderlich.

A3 — Bulndelung der Personalsachbearbeitung: Straffung des Zeitplans und
Konkretisierung der Bundelungsziele auf Ebene des Lenkungsausschusses; Ergdnzung
des Lenkungsausschusses um weitere Staatsrate/-innen.

Al10 — Finanzamt/Finanzkasse Bremerhaven: Das Projekt lauft zielkonform, aber zeitlich
verzogert. Der Projektauftrag wird am 10.03.15 zur Mitbestimmung vorgelegt.

A13 — Kompetenzbindelung/Auftragsvergabe: Die SofortmalRnahmen zur Auftragsvergabe
sind umgesetzt. Bislang sind dem Senat vier Antrage zur Beauftragung von externen
Beratungen vorgelegt worden; zwei weitere befinden sich im Prufprozess. Auf Nachfrage
von SF am 18.02.15 sind fur den Zeitraum ab Sommer 2014 sieben Auftragsvergaben in
der sog. Beraterdatenbank nachgetragen worden (zum Sachstand vgl. Anlage 5d). Die
Senatorin bereitet die Einrichtung von zwei Kompetenzstellen im Marz / April vor (Anlage
5b und c).. Eine Straffung des Zeitplans der Projektgruppe zur weiteren Umsetzung ist
erforderlich.

Ein Verfahrensvorschlag zum Genehmigungsvorbehalt bei Fremdbeauftragungen durch
die Mehrheitsgesellschaften liegt vor (vgl. Anlage 5a). Ab 5.000 € Auftragswert soll eine
Entscheidung des Aufsichtsrats erforderlich sein — hierfir ist eine Beschlussfassung des
Senats vorgesehen.

Al5 - Forderungsmanagement:. Das Projekt lauft planmafig; siehe separate
Senatsvorlage. Beschlussfassung des Senats vorgesehen.

Al7 — E-Rechnung (neues Projekt): Projekt mit hohem Prozessoptimierungspotenzial und
Skaleneffekten; siehe separate Senatsvorlage. Beschlussfassung des Senats
erforderlich.



Kooperation mit der Handelskammer und der Handwerkskammer

Der Senat ist bestrebt, die Anstrengungen zur Optimierung und Konsolidierung der
bremischen Verwaltung — wo dies zu neuen Impulsen flihren kann - im engen
Schulterschluss mit der bremischen Wirtschaft und Zivilgesellschaft voranzutreiben.

Im Projekt Al5-Forderungsmanagment wurde bereits ein Erfahrungsaustausch mit
Handelskammer und Unternehmen durchgefuhrt. Bei A4 / Teilprojekt Einkauf sind
Hospitationen fur Praktiker geplant und im Vorhaben Al7 / E-Rechnung soll unter
gemeinsamer Federfuhrung von Senatorin  fur Finanzen, Handelskammer und
Handwerkskammer ein Projekt zur Beteiligung der ortlichen Wirtschaft durchgefiihrt
werden. Eine friihzeitige Vorbereitung auf gemeinsame medienbruchfreie elektronische
Prozesse verklrzt nicht nur den Amortisationszeitraum zur Einfuhrung der E-Rechnung,
sondern sichert auch Mdglichkeiten zur Mitgestaltung bei der Festlegung kinftiger
Standards. Hier nimmt Bremen durch die Anbindung der Koordinierungsstelle fur
Standards in der IT fur Bund und Lander (KoSIT) eine besondere Rolle ein.

Zu 4) Grundsatzliche Erdrterungsbedarfe
Ungeachtet der teilweise bisherigen und zum Teil erfolgreichen Programm-Realisierung
gibt es grundséatzliche Erérterungsbedarfe.

1. Ziel des Neuordnungsprogramms ist ein gemeinsames durch alle Fach- und
Querschnittsressorts und alle Gebietskérperschaften getragenes Vorgehen bei
Optimierungs- und Konsolidierungsfragen in den Verwaltungen und Gesellschaften.
Definition und Umsetzung von Projektauftragen sowie deren Beitrage zu den
Konsolidierungszielen sind auf Ebene der Staatsrate-Steuerungsebene zu lsen.

2. Das Neuordnungsprogramm hat auf dem Konsolidierungspfad die Funktion der organi-

satorischen Flankierung des Personalabbaupfades und Generierung zuséatzlicher
Einsparungen.
Das NdAW-Programm ist ein Verwaltungsmodernisierungsprogramm. Es soll die
Qualitat und Effizienz von Verwaltungsleistungen durch Struktur-
/Prozessverbesserungen, Standard-Setzung und -Reduzierung sowie Automation mit
sinkendem Ressourceneinsatz gewahrleisten. Die Konsolidierungsbeitrage der
einzelnen Vorhaben sind Teil der beschlossenen Haushaltskonsolidierung und jeweils
gesondert auszuweisen.

3. Festlegung weiterer ,werthaltiger* Optimierungsprojekte
Auch als struktur- und prozessoptimierendes Programm bietet NdAW noch
Konsolidierungspotenziale, die jedoch einer intensiven politischen Vorbereitung
bedurfen. Ansatze konnten zum Beispiel in der Erarbeitung von Standortkonzepten und



in einer weiteren, alle Gebietskorperschaften Bremens einschlie3enden, Optimierung
der Aufgabenerledigung bestehen.

4. Optimale Programmsteuerung

Bei der Steuerung des Programms ,Neuordnung der Aufgabenwahrnehmung“ bestand
das Bestreben, das Programm durch eine Ausweitung der Steuerungsebene breit zu
verankern. Mit der hier vorgeschlagenen Straffung des Programmportfolios ist
sinnvollerweise auch eine Weiterentwicklung der Programmsteuerung zu verbinden:
Durch eine Einbeziehung aller Lenkungsausschuss-Vorsitze in die Programm-
steuerung sowie die Einbindung der Programm-Geschaftsfihrung in die
Projektlenkungsaufgaben konnen folgende Aspekte optimiert werden:

e Programm-Controlling und Uberpriifung der Zielerreichung in den Projekten,

e Programmevaluation,

e inhaltliche Programmergénzung,

e Verstandigung auf einen (realistisch zu bewéltigenden) Programm-Umfang,

e Klarung des erforderlichen Ressourceneinsatzes und

e Festlegung politischer Verantwortlichkeit fir Projekte / Themen.

Beschluss:

1. Der Senat nimmt die Vorschlage zur Straffung der NdAW-Programmstruktur zur
Kenntnis. Er bittet die Ressorts SF  (A4/Verwaltungsdienstleistungen,
A6/Elektronisierung von Akten, A8/Zuwendungssteuerung, Al6/Betriebsprifungen),
SUBV (A9/Energiecontracting) sowie die fur die bisherigen B-Projekte zustdndigen
Ressorts um Umsetzung der weiteren erforderlichen MalRnahmen und weitere
Berichterstattung an den Senat zu den bislang realisierten Effekten bis Mitte April
2015.

2. Der Senat bittet die NdAW-Steuerungsgruppe unter Federfihrung von SF und SK bis
April 2015 Verfahrensvorschlage fur die Projekte A2/Baustandards, A7/Beteiligungen,
Al1/Polizei HB/BHV und A12 Vermessung/Kataster HB/BHV vorzulegen.

3. Der Senat bittet den Senator fur Umwelt, Bau und Verkehr, gemeinsam mit der
Senatorin fur Finanzen und der Senatskanzlei, bis Mitte April 2015 eine Uberpriifung
der Methodik und Annahmen der Wirtschaftlichkeitsrechnung sowie einen Vorschlag
fur eine mogliche Differenzierung der Energiestandards fir unterschiedliche
Gebaude- und Nutzungsarten zu erarbeiten.

4. Mit Blick auf den aktuell besonders hohen Handlungsdruck bei der weiteren Kita-
Ausbauplanung wird die Projektgruppe A2 gebeten, kurzfristig — bis Mitte April 2015
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— konkrete Vorgaben fur ein ,Serienmodell mit nutzungsangepassten
Energiestandards entwickeln und zur weiteren Bewertung dem Senator fur Umwelt,
Bau und Verkehr , der Senatorin fur Soziales, Kinder, Jugend und Frauen, der
Senatorin fir Finanzen und der Senatskanzlei vorzulegen.

. Der Senat bittet die Senatorin fir Finanzen in Abstimmung mit den Ressorts gemaf
den Vorschlagen des Projektes Al1l3 ein Verfahren zur Beschlussfassung in den
Aufsichtsraten der Mehrheitsgesellschaften, Gber die Herabsetzung der Wertgrenze
fur Rechts- und Beratungskosten im Zustimmungskatalog des Aufsichtsrates fur
Handlungen der Geschaftsfihrung auf 5 T€ pro Auftragserteilung zu organisieren.

. Der Senat nimmt den Zwischenbericht der Senatorin flir Finanzen Uber die Einrichtung
von Kompetenz-Centern zur Kenntnis und beschliel3t kiinftig die Prozessvertretung
far alle personalrechtlichen Verfahren (Beamtenrecht, Arbeitsrecht,
Personalvertretungsrecht) durch diese Kompetenz-Center ,Personalrecht® in
Abstimmung mit den betroffenen Dienststellen wahrnehmen zu lassen.

. Er bittet die Senatorin fir Finanzen bis Ende Mé&rz einen Bericht Uber die weitere

Umsetzung des Kompetenz-Centers ,Beteiligungsrecht* vorzulegen.

. Der Senat nimmt die aktuellen Sachstande in den A- und B-Projekten zur Kenntnis
und bittet die federfihrenden Ressorts um weitere Umsetzung im Sinne der
Konsolidierungsziele.

. Der Senat nimmt den Zwischenbericht der Senatorin fir Finanzen zum Projekt A15 —
Forderungsmanagement zur Kenntnis (siehe gesonderte Senatsvorlage).

10.Der Senat bittet die Senatorin flr Finanzen in Abstimmung mit allen Ressorts um

Umsetzung des Projektes A17 — E-Rechnung in Zusammenarbeit mit Handels- und
Handwerkskammer und unter Einbeziehung Bremerhavens um.

11.Der Senat bittet die federfihrenden Ressorts SF und SK, eine effektive und effiziente

Programmsteuerung unter Einbeziehung aller Lenkungssauschuss-Vorsitzenden und
mit Unterstutzung der Geschaftsfiihrung sicherzustellen.

12.Der Senat bittet die NdAW-Steuerungsgruppe unter Federfihrung von SF und SK bis

Anfang Mai inhaltliche Empfehlungen zur Weiterfihrung der Programms ,Neuordnung
der Aufgabenwahrnehmung“ ab der zweiten Jahreshalfte 2015 vorzulegen.



Anlagen:
1. A-Liste mit Statusbewertung durch Steuerungsgruppe
2. B-Liste mit Empfehlungen durch Steuerungsgruppe

3. Abschlussberichte
a) Abschlussbericht A4
b) Abschlussbericht A8
c) Abschlussbericht A16

4. Projekte mit Erorterungsbedarf
a) A2 Baustandards — Projektauftragsbogen
b) A2 Baustandards — Zwischenbericht vom 13.01.15 (zu Einsparpotenzialen vgl. Seite
76/77)
c) A2 Baustandards — Vorlage ,Essentials“ vom 11.02.15 (aktuellste Informationen)
d) A7 Beteiligungen
Anm.: zu All Polizei und Al12 Kataster/Vermessung liegen keine Projektauftrage oder
Berichte vor

5. Einzelne Sachstande aus laufenden Projekten
a) Verfahrensvorschlag zur Vergabe von externen Beratungsauftragen durch
Gesellschaften (Projekt A13)
b) Zwischenbericht zur Einrichtung von Kompetenz-Centern (Projekt A13)
c) Organisationsverfigung der Senatorin fir Finanzen zur Einrichtung eines
Kompetenz-Centers ,Personalrecht”
d) Sachstandsbericht zur Beauftragung von externen Beratungen

6. Laufende NdAW-Projekte mit Entscheidungsbedarf
a) Al5 Forderungsmanagement
b) Al7 E-Rechnung
(beides als separate TOP/Senatsvorlagen)
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Neuordnung der Aufgabenwahrnehmung 25.02.2015
SF/SK E-Mail: ndaw@finanzen.bremen.de

Anlage 1  A-Projekte Ubersicht



Neuordnung der Aufgabenwahrnehmung

SF/SK

25.02.15

E-Mail: ndaw@finanzen.bremen.de

Evaluation Projektauftragsbdgen A-Projekte / Stellungnahmen LA (Sachstande aus Projekten Stand: 25.02.2015)

Projektstatus / Vorschlage zur Programmportfolio-Entwicklung:
1. Weitere Realisierung in NdAW unter Begleitung GF; weiterer Projektfortschritt bis Ende 11/2015 zu erwarten
2. Weitere (politische) Konkretisierung der Projektziele erforderlich; Klarung bis Ende 11/2015 angestrebt
3. Projektreife zur Ubergabe in die ,Linie" erreicht oder Projekt abgeschlossen
4. Aktueller Klarungsbedarf / zeitliche oder inhaltliche Zielabweichungen

Projektinformationen

Vollstandigkeit PAB

Projektfortschritt

Kommentar

Nr.

Projekt

Feder-
fuhrung

LA-
Vorsitz

Aktueller
PAB?/ Stand
letzter PAB

vollsténdi-
ge Projekt-
planung

Effekte

Projekt-
phase

Reali-
sierbar-
keit

Konso-
lid.-
Nutzen

Al

Steuerung Im-
mobilienma-

nagement

SF

StR
Kuck

ja
17.02.2015

Erste Ansétze

Analyse-
phase/
Konzepti-
onsphase

- Erste Quantifizierung von Effekten durch
schnelleres Bauen (geringerer Anstieg Baukos-
tenindex) und Verzicht auf anlassbezogene
Begehungen.

- Mehrere Malinahmen zur Optimierung der
Baumalnahmen wurden gepruft (z.B. Einfuh-
rung Kostendeckel, Vorschlag bei Neubauten
zukunftig 80 % des Bauvolumens vor Baube-
ginn auszuschreiben.)

- Bzgl. der MaRnahmen wurden konkrete Ande-
rungsvorschlage gemacht und teilweise weitere
Schritte definiert

- Effekte nicht vollstandig, aber erste Orientie-
rung. Noch nicht dargestellt worden ist, wie sich
die Prozessverbesserung auf Personaleinsatz/-
bedarf auswirkt

- Status 1: MaRBnahmen zur Optimierung der
Planungszeit, Erhéhung der Kostensicher-
heit usw. wurden definiert und teilweise
hinsichtlich des Einsparpotenzials bewertet.
Weitere Konkretisierung der Zielsetzung / Ein-
beziehung ,Unternehmenskonzept IB*




vollstandi-

Feder- LA- Aktueller e Pro- Proiekt- Reali- Konso-
Nr. Projekt . . PAB?/ Stand 9 Effekte ! sierbar- lid.- Kommentar
fuhrung | Vorsitz | jektpla- phase .
etzter PAB nung keit Nutzen
- Zwischenbericht wurde am 13. Januar 2015
vorgelegt. Am 11.02.15 wurden offene Fragen
X des LA mit einer Ergénzung (,Essentials®) be-
(far Serienbau arbeitet.
beziffert; Ab- - Empfehlungen der PG: Beibehaltung der ener-
senkung getischen Standards (Passivhaus); Nutzung
Standards Im- energetischer von Potenzial durch Serienbau (11,5% Kosten-
A2 mobilienma- SUBV StR ja i Standards Analyse- | teilwei- teil- effekt); Definition von Standards, z.B. zum Fla-
nagement Kick 17.12.2014 nicht empfoh- phase se weise chenbedarf
9 len, Flachen- - Status 4: Einsparerwartungen werden tw. als
standards / nicht wirtschaftlich realisierbar angesehen, poli-
Prozessquali- tische Entscheidung unter Knappheitsbedin-
tat = Effekte gungen vor dem Hintergrund Amortisations-
nicht benannt) dauer von Mehrinvestitionen notig; Erérterung
im Senat erforderlich, Fortfihrung des Projek-
tes sinnvoll
- Projekt grundsatzlich planméaRig.
- Klarung der Stellenwiederbesetzung (Voraus-
. setzung fur weiteren Projektfortschritt) bei IB
Energiemanage Analyse- forderlich
nage- StR Nein phase/ eriorderiic - - .
A9 SUBV . X X . X X - Nur bedingt zusatzliche Konsolidierungswir-
ment/contrac- Kuck 10.07.2014 Konzepti- K durch Nd b
ting onsphase ungen durc N AW-\_/orga en zu erwarten
- Status 3: Erweiterte Zielsetzung durch NdAW
in laufendes Projekt eingeflossen; weitere Be-
arbeitung in separater Berichtsstruktur
- Projektteam halt die vom RH benannten Effizi-
enzpotenziale fur zu hoch; Erkenntnisse fri-
hestens im Feb. 2015; Einsparungen erst in
X X 2016.
Analvse- (abh (abh - Biindelung soll ,ergebnisoffen gepruft werden®.
Bindelung Per- Y ' ' Hilfreich wére eine zeitnahe Einschatzung, ob
StR Ja phase/ von von . N . -
A3 sonalsachbear- SF N X X . eine (Ubergangsweise) Biindelung auf Ebene
. Lahr 17.12.2014 Konzepti- neuer neuer . . . "
beitung groRRer Ressorts sinnvoll ist oder ob eine Bln-
onsphase Erhe- Erhe- . . . .
delung bei PN wirtschaftlicher ist
bung) bung)

- Status 1: Weitere Realisierung im Rahmen
NdAW:; projektinterne Straffung der Zeit-/ Mal3-
nahmenplanung empfehlenswert; Bindelungs-
ziele festschreiben




vollstandi-

Feder LA Aktueller ge Pro Effekt Projekt Reali- Konso-
i - P - ekte 2 i . id -
Nr. Projekt fiihrung | Vorsitz PIAB?/ Stand jektpla- phase S|erb_ar lid. Kommentar
etzter PAB nung keit Nutzen
- Abschlussbericht liegt vor.
S - Neue Projekte erfordern Erweiterung des Pro-
teilweise ; S .
grammportfolios — dies ist in Vorbereitung
Umset- o o . .
Bindelung Ja zungs- - Inhaltlich im Rlan, ;e|tl|ch I_elcht verzogert
X - Status 3: Projektziele erreicht: Vorschlage zu
Verw.- StR 12.02.2015 phase : . .
A4 . . SF . X ; X X weiteren Bindelungsvorhaben (z.B. Projekt-
/Einkaufsdienstl Lahr (Abschluss- (Einkauf),
) . 600 T €p.a. i konzept E-Rechnung) wurden vom LA am
eistungen bericht) teilweise )
12.01. beschlossen; alle strukturellen Voraus-
Analyse- N S .
setzungen fur optimiertes Einkaufsmanage-
phase S
ment wurden geschaffen; weitere Umsetzung
.in der Linie" oder als separate NdAW-Projekte
- Status 1: Weitere Begleitung der Standortop-
timierungen bis zur Projektumsetzung als
NdAW-Projekt, danach ggf. Weiterbearbeitung
X Analvse- »in der Linie*
Bilindelung StRin Ja 200 T €p.a. + pha);e/ - Gof. weitere Umsetzung der Standortplanung
Al4 | techn. Dienste, | SUBV | Fride- 17.12.2014 X einmalige Konzenti- X X ab Mitte 2015 in einem Ubergreifendes Vorha-
Werkstatten etc. rich T b ben einflieBen
Verkaufseﬂo onsphase N X i
se (5 Mio. €) - Klarung der Schnittstellen von weiteren ,tech-
nischen Dienstleistungen” zu anderen Vorha-
ben (z.B. Druckzentren, KFz-
Instandhaltung/Fuhrparkmgt.)
- Umsetzung aktuell um einen Monat verzdgert.
Gesamtziel laut PL nicht gefahrdet
Elektronisierung Fr. Dr. X Analyse- - Umsetzung des Hauptpr__ojektes DMS in einzel-
A6 von Sachakten / SE Sae- Ja X . phase/ X X nen Ressorts stark verzogert
DMS botzki | 09-12.2014 1% der Ar- | Konzepti- - Status 3: Weiterbearbeitung im Gesamtprojekt
beitskapazitat onsphase DMS in bestehenden Projektstrukturen; In-

tegration in Gesamtagenda ,Moderne Verwal-
tungsdienste” geplant




- Handlungsfelder vorgeschlagen, aber bislang
nur geringe Umsetzungsaktivitaten — klare
Zielvorgaben durch LA notwendig

- FUr welche Gesellschaften sollen Dienste ge-
bindelt werden?

- Welche Griinde fur Portfolio-Bereinigung gibt
es bei welchen Gesellschaften (redundante

Prozessstan- Geschaftszwecke, Verringerung Leitungsauf-
dardisierung/ SE/ StR Ja Initialisie- wand, steuerliche Griinde)
A7 Aufgabenbiinde- X - rungs- unklar unklar | - Quantifizierung moglicher Effekte ist laut Len-
SWAH | Heseler 25.02.2015 - .
lung Gesell- phase kungsausschuss ,zum derzeitigen Zeitpunkt
schaften nicht, auch nicht annéhernd, leistbar”.

- Hilfreich wére die Vorlage einer Zeit- / Mal3-
nahmenplanung

- Ressourcenbedarf durch Projekt angemeldet.
Klarung nétig, was im Rahmen der Regelauf-
gaben des Beteiligungsmgt. moglich ist.

- Status 4: termingerechte Zielerreichung ge-
fahrdet, aktueller Klarungsbedarf




Aktueller vollstandi- . Reali- Konso-
Nr. Projekt fEﬁ?:r:;:; Vlc;rAs-itz PAB?/ Stand | ge Projekt- Effekte Pgﬁgg- sierbar- lid.- Kommentar
letzter PAB planung keit Nutzen
- Erste Umsetzungsschritte sind vorgenommen
worden (Senatsbefassung bei Auftragen ab
Analyse- 5.000 €). - Aktuell wird in der PG Ubertragung
und Kon- auf Gesellschaften vorbereitet
zeptions- - Hinsichtlich der Einrichtung von ,Kompetenz-
phase centern” wird in der PG eine Befragung von
Ressorts, Amtern, Eigenbetrieben und Ge-
erste sellschaften angestrebt.
Kompetenzbin- SIR Ja operative - Konzeptionelle Vorarbeiten fir Aufbau, An-
Al13 | delung Auf- SWAH X X Umset- X X bindung und Steuerung der ,Kompetenzzen-
Heseler 16.12.2014 “
tragsvergabe zung tren” fehlen.
durch - Status 1: Weitere Realisierung im Rahmen
externe NdAW; projektinterne Straffung der Zeit-
Auftrags- /Maf3nahmenplanung hinsichtlich ,Konzept
verga- fur Kompetenzzentren® notwendig
be >5000 - Die weiteren Schritte und insbesondere die
€ Wirksamkeit der vom Senat beschlossenen
SofortmaRnahmen sollen im Senat eroértert
werden
- Datenerfassung in ZEBRA zu 90% abge-
Ja u Abschiussericht
mset- - Abschlussbericht liegt vor.
A8 Zuwendungs- SF StR 30.01.2015 X X zungs- X X - Status 3: Strukturelle Voraussetzungen zur
steuerung Ldhr (Abschluss- 1.5 Mio. € h Erreich der Proiektziele im Regelbetrieb
bericht) ' phase rreic ung. er Projektziele im Regelbetrie
geschaffen; Abschlussbericht wird dem Senat
vorgelegt
Nein X - Projekt offenb_ar Weitgehgnd im Plan
aber aktuelle _ Umset- - Status 1: Weitere Realisierung als NdAW-
Al5 | Forderungsma- SE StR | aFa- X 5(;3 Mio. € Zungs. X X Projekt . .
nagement Stauch Vorlage vom (10% des For- ohase - Der aktueller Projektstatus und die fir 2015 zu
14132014 derungsvolu- erwartenden Einnahmen sollen dem Senat mit

mens)

separater Vorlage vorgelegt werden.




Aktueller vollstandi- . Reali- Konso-
Nr. Projekt f'i:]ﬁ?:r:- Vlc;rAs-itz PAB?/ Stand | ge Projekt- Effekte Prrc])gesl;t- sierbar- lid.- Kommentar
9 letzter PAB planung P keit Nutzen
- Das Einsparungspotenzial wird mit 3 Stellen
SIR Analyse- (Uber 100.000.- € beziffert). Diese Einsparef-
Finanzamt/ Fi- Lahr / Ja X pha- fekte und das Personal sollen bei BHV ver-
Al10 | nanzkasse SF SIR 23.02.2015 X 3 VZA (bei se/Konze X X bleiben.
HB/BHV Ehmke o BHV) ptions- - Mitbestimmung soll zum 10.03.15 erfolgen.
phase - Status 1: Weitere Realisierung als NdAW-
Projekt;
- Nach Angaben von SIS soll Strukturvergleich
StR . L zwischen BHV und HB im Rahmen eines Vor-
All1 | Polizei HB/BHV SIS Lahr / ProNe?;tnauf- Inrlﬂril“il—e- unklar unklar projektes durchgefuhrt werden.
StR ) g - Politische Zieldefinition zwischen HB & BHV
trag unklar phase : .
Ehmke nicht geeint.
- Status 4: Klarungsbedarf
StR . - Politische Zieldefinition zwischen HB & BHV
Vermessungs- Liihr / Nein unklar, da Analyse- nicht geeint
Al12 | verwaltung SUBV Projektauf- Projektauftrag unklar unklar L
StR phase - Status 4: Klarungsbedarf
HB/BHV trag unklar offen
Ehmke
Umset- - Abschlussbericht liegt vor
Nicht Ja zungs- - Status 3: Strukturelle Voraussetzungen zur
Betriebsprifun- X phase, Erreichung der Projektziele im Regelbetrieb
ressort- 09.02.2015 S
Al6 | gen Steuerver- SF i X teilweise X X geschaffen
uber- (Abschluss- 3 Mio. €p.a .
waltung : . -<pa. operative
greifend bericht)
Umset-
zung
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Anlage 2  B-Projekte Ubersicht



Neuordnung der Aufgabenwahrnehmung 25.02.2015

SF E-Mail: ndaw@finanzen.bremen.de

Projektsachstéande B-Projekte (Stand: 25.02.2015)

Nr. Projekt I__:eder- Aktueller Sachstand
fuhrung
Ziel: Neue Verdffentlichungsform der amtl. Bekanntmachungen, Ver-
zicht auf Veroffentlichung in Printmedien
Sachstand:
Amtliche Bekanntmachun- Stand Projektbogen: 15.12.2014
gen Das Bremische Gesetz Uber die Veréffentlichung amtlicher Bekannt-
Bl . . SK | machungen tritt am 1.1.2015 in Kraft. Die technische Umsetzung
Status: Projekt erfolgreich erfolgt bis Ende 2014. Das neue Verfahren kann planmagig zum 1.
beendet Januar 2015 starten.

Erwartete Effekte/Einsparungen: 25.000 p.a.

Projektphase: Projektabschluss, operative Umsetzung

Ziel: Qualitatssteigerungen, Synergieeffekte und Einsparpotenziale
durch Zentralisierung der Querschnittsaufgaben in der senatorischen
Behorde.

Sachstand:

Letzter Stand Projektbogen: 10.02.2015 / Statusmeldung des Res-
sorts nach Schreiben Lihr im Januar

Die Bearbeitung des Projekts erfolgt in themenbezogenen Teilprojek-
ten. Empfehlungen werden dem Lenkungsausschuss am 27. Januar
SIS in seiner konstituierenden Sitzung zur Entscheidung vorgelegt. Von
Februar bis Marz erfolgt der erste Untersuchungsblock fir die Quer-
schnittsbereiche ,Personal“ und ,Datenschutz”. Weitere Biindelungs-
potenziale sollen erst nach Vorliegen der ersten Untersuchungser-
gebnisse identifiziert werden. Im April 2015 sollen die Ergebnisse fur
den Querschnittsbereich Personal dem LA prasentiert werden.

Zentralisierung von Quer-
B2 schnittsaufgaben

Status: lauft

Erwartete Effekte/Einsparungen: kénnen nach derzeitigem Stand
noch nicht quantifiziert werden.

Projektphase: Analyse- und Konzeptionsphase

Ziel: Erarbeitung eines Grobkonzepts auf Basis von Wirtschaftlich-
keitsbetrachtungen der gemeinsam mit NDS ermittelten Kooperati-
onsfelder, dadurch: Verbesserung der Qualitat (z. B. einheitliche
Standards, Schwerpunktsetzungen), Synergieeffekte

Sachstand:

Letzter Stand Projektbogen: 10.02.2015 / Statusmeldung des Res-
sorts nach Schreiben Luhr im Januar

Kooperation Polizei Zur Reduzierung des VerwaltungsauﬁNandes in den Teilprojgkten
NDS/HB wurde dariiber hinaus mit den Vertretern NDS der Entwurf einer
B3 SIS ,Dachvereinbarung' erstellt, der vom Minister und vom Senator fir
Inneres und Sport unterzeichnet werden soll. Nach Abschluss der
,Dachvereinbarung' kdnnten die jeweiligen Einzelkooperationsab-
kommen auf Abteilungsleiter-/Prasidialebene geschlossen
werden.

Status: lauft

Im Rahmen eines Vorprojekts sind verschiedene Aufgabenbereiche
identifiziert worden, darunter

- L,Aufgaben und Betrieb einer Kfz-Werkstatt“ (Teilprojekt 1)
- LAusschreibungen und Beschaffungen” (Teilprojekt 2)
- Waffenwerkstatt (Teilprojekt 3)
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TP 1 ,Aufgaben und Betrieb einer Kfz-Werkstatt":

Nach Durchfiihrung einer Bestandsaufnahme wurde dieses aufgrund
mangelnder Ergebnisse eingestellt. Weitere Méglichkeiten der Bln-
delung tiber NdAW-Projekt A14 (Ubernahme Werkstattleistungen von
UBB fur andere Behdrden).

TP 2 ,Ausschreibungen und Beschaffungen®:

Am 29./30. Januar wurde ein Workshop durchgefihrt, auf dem die
potenziellen Kooperationsfelder prazisiert und nach drei Kategorien
priorisiert wurden. Als Kooperationsfelder der Prioritat | wurden unter
anderem die Beschaffung von Munition und die Soll-Ausstattung von
gleichartigen FlUhrungs- und Einsatzmitteln fiir Spezialeinheiten iden-
tifiziert.

Erwartete Effekte/Einsparungen: Verbesserung von Qualitat, Sy-
nergieeffekte und Einsparpotenziale, Effekte allerdings ohne Quanti-
fizierung benannt.

Projektphase: Analyse- und Konzeptionsphase fur TP1, TP 3 noch
in Vorphase

Widerspruchsverfahren

Ziel: Prozessoptimierung und Einsparungen durch Wegfall der Wi-

derspruchsverfahren in ausgewahlten Bereichen (Polizei- und Ord-

nungsrecht, kleinere Bereiche des Sonderordnungsrechts, Stra3en-
und StralRenverkehrsrecht)

Sachstand:
Letzter Stand Projektbogen: 17.12.2014

Uber den Vorschlag von SIS, das Widerspruchsverfahren auch im

B4 Status: aktuell kein politi- sJv/sis | Aufenthaltsrecht abzuschaffen, konnte keine Einigung erzielt werden.
scher Konsens fiir weitere Gesetzesentwurf ist am 30.09. in den Senat eingebracht worden,
Umsetzung wurde dann jedoch ausgesetzt. Nach Behandlung des Gesetzes im
Senat kann Umsetzung beginnen.
Erwartete Effekte/Einsparungen: 3 VZA Verkehrsrecht (geh. D.) +
geringflgige Entlastungseffekte in weiteren Rechtsgebieten, in denen
WS-Verfahren wegfallt (in Projektbogen nicht quantifiziert).
Projektphase: nach Senatsbefassung Start der Umsetzungsphase
Ziel: Lehrkrafte fir regelunterrichtserganzende MafRnahmen zuriick-
zugewinnen. MaRnahme wurde auRerhalb NdAW geplant.

Gesundheitsmanagement )

langzeiterkrankte Lehrkraf- Sachstand:

te Letzter Stand Projektbogen: 27.11.2014 / / Statusmeldung des Res-
sorts nach Schreiben Lihr im Januar

B5 sS,iLa(;qucz)la)elrrnnazﬁzion:faiBW SBW Verzogerung im Projektverlauf durch verzogertes Mitbestimmungs-
umzuse?zen' b) Wiedervor- verfahren; nunmehr personelle Verstarkung zum 1.12. und Aufstel-

' lung als gesonderte Organisationseinheit.
lage 111/2015 zur Umset-
zung in weiteren Verwal- Erwartete Effekte/Einsparungen: Rickgewinnung von 30-50 Lehr-
tungsbereichen kraften
Projektphase: Abstimmungs- und Konzeptionsphase
Ziel: ,Zentrales Kompetenzcenter*
Sachstand:
Zusammenlequna BaféG- Letzter Stand Projektbogen: 09.01.2015 / Statusmeldung des Res-
Amter gung sorts nach Schreiben Lihr im Januar
B6 SBW

Status: lauft

Projekt zeitlich verzogert; hochgesetzliche Grundlage zur Integration
in einem Amt z. Zt. in 1. Lesung BB; aktuell Abarbeitung des MalR3-
nahmenkatalogs, insbes. Bereitstellung eines zentralen Blrostandor-
tes (Studentenwerk).

Erwartete Effekte/Einsparungen: Reduktion von Anmietungen bei
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SBW; Nutzung von Synergieeffekten

Projektphase: Konzeptionsphase

IT-Infrastruktur VHS

Ziel: Prozessoptimierung durch Anbindung an bremenweite, einheit-
liche IT-Infrastruktur.

Sachstand:

Letzter Stand Projektbogen: 09.11.2014 / Statusmeldung des Res-
sorts nach Schreiben Luhr im Januar

SF hat der Umsetzung der erarbeiteten Konzepte der VHS im Okto-

B7 Status: lauft, Ressort liefert SfK ber 2014 zugestimmt. Dazu sind Investitionen i.H.v. 105 T € notwen-
weitere Informationen zu dig, die tiber UVI-Mittel bereitgestellt wurden. Die Migration und
Effekten Uberleitung des Exchange-Dienstes in das AD zur BREKOM GmbH
ist in Planung.
Erwartete Effekte/Einsparungen: soll erst im weiteren Planungs-
und Analyseprozessen erhoben werden. Kritisch: bisher nicht bezif-
ferte Folgekosten. Investitionsvolumen fiir Umbau inkl. Der zu erwar-
tenden zusétzlichen Kosten ebenso nicht bekannt.
Projektphase: Umsetzungsphase
Ziel: Weiterentwicklung des Jugendamts auf Basis der im Modellpro-
jekt entwickelten qualitativen Standards fir passgenauere Hilfepla-
nung sowie effektiveren Mitteleinsatz.
Sachstand:

Weiterentwicklung Jugend- Letzter Stand Projektbogen: 07.11.2014

amt Bremen Transfer der Ergebnisse des im Stadtteil Walle durchgefiihrten Mo-

) ) dellprojektes auf das gesamte Jugendamt, dadurch Starkung der

Status: lauft, weitere Bear- Steuerungsfunktion des Case Managements und der Sozialraumori-
B8 | beitung in vorhandenen SKJF | entierung, Weiterentwicklung der Strukturen des Jugendamtes
separaten Berichtsstruktu- . ) .
ren: auch hinsichtlich Kon- Erwartete Effekte/Einsparungen: Ansteigende Reduktion des Aus-
solidierungseffekten fur gabenzuwachses im Bereich der Hilfen zur Erziehung (2016: 400
Stabi-Rat TEUR ansteigend bis 2020: 6.000 TEUR).
Allerdings erheblicher Personalbedarf: Gegenuber Stand 31.12.2014
werden schrittweise 27,5 zusatzliche BV eingesetzt. Die im Modell-
projekt zusatzlich eingesetzten 7,0 BV werden entfristet.
Projektphase: Umsetzungsphase
Ziel: Nutzung des Wohnungsmarkts fur Fliichtlinge statt 6ffentlichen
Neubaubedarfs.

Unterbringung von Fliicht- Sachstand:

lingen Letzter Stand Projektbogen: 17.11.2014

AT s Verzogerter Beginn durch Personalengpass. Projekt soll erst zum

B9 Status: l.ant’ weitere Bear SKJIF 1.4.2015 beginnen (Dauer: 3 Jahre).
beitung in vorhandenen
separaten Berichtsstruktu- Erwartete Effekte/Einsparungen: Kosten fiir zusatzliche Uber-
ren; Berichterstattung auch gangswohnheime entfallen. Insbesondere Reduzierung der Betreu-
fur Konsolidierungszwecke ungskosten (Entfall Nachprasenz/Sicherheitsdienste). Effekte aller-

dings nicht quantifiziert.
Projektphase: Vorplanungsphase
Ziel: Optimierung, Standardisierung und Angleichung der Prozesse
Bauordnung Bremen/ Bre- und IT in den Bauordnungsamtern.
men-Nord Sachstand:
B10 SUBV

Status: Umsetzung im 1.
Quartal 2015

Letzter Stand Projektbogen: 11.07.2014 / Statusmeldung des Res-
sorts nach Schreiben Lihr im Januar

Veranderungen durch Personalwechsel, vorrangig Vermei-
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dung/Begrenzung der Verzégerung bei der Einfihrung von ,Prosoz“.
Begleitung durch Institut der Universitat. Urspriinglicher Zeitplan kann
aus IT-technischen und personellen Griinden nicht eingehalten wer-
den. Umsetzung ab Q1/2015.

Erwartete Effekte/Einsparungen: nicht quantifiziert.

Projektphase: Analyse- und Konzeptionsphase

Aufgabenkritik in senatori-
scher Dienststelle

Ziel: Aufgabenkritische Flankierung des Personalabbaus

Sachstand: Aktueller Projektbogen fehlt. Aber Projektdarstellung
vom 9.12.2014. / Statusmeldung des Ressorts nach Schreiben Luhr

B11 SUBV | im Januar
Status: lauft planméaRig Erwartete Effekte/Einsparungen: 15 VZA p.a.
Projektphase: Analyse- und Konzeptionsphase
Ziel: Nachhaltige Schaffung von zusétzlichen Ausbildungsplatzen
unter Einbindung der Wirtschaft (Ausbildungsgarantie)
Jugendberufsagentur Sachstand:
B12 Stgtus: Iguft; weitere Bear- SWAH Letzter Stand Projektbogen: 05.09.2014
beitung in vorhandenen Umsetzung aestartet
separaten Berichtsstruktu- 99 '
ren Erwartete Effekte/Einsparungen: nicht quantifiziert.
Projektphase: Umsetzungsphase
Ziel: Neuaufstellung bremen.de und Verschmelzung des Bereich
~Standortmarketing” der WFB mit b.o. als zuklnftige Stadtportalein-
heit (Profit Center).
Sachstand:
Letzter Stand Projektbogen: 22.11.2014
Verschmelzung WFB und b.o. formal abgeschlossen; weiteres Vor-
) gehen in operativer Projektarbeit
Standortmarketing _
Erwartete Effekte/Einsparungen:
B13 | status: Projekt erfolgreich | SWAH . |
tatus: Projekt erfolgreic - Nutzung von Synergieeffekten durch Verschmelzungen (reduzier-
umgesetzt te Kosten fiir Steuer-/Rechtsberater, Wirtschaftsprifer etc.); Re-
duzierung der Beteiligungen
- Verringerung Personalstellen um 2,8 Stellen auf 14,9 -132T € p.a.
- Einsparung von Kosten fur externe Dienstleister durch Nutzen
von vorhandenem Know-How der neuen WFB-Einheit (2014: ca.
60 T € Ersparnis)
- Schrittweise Verringerung der Zahl von Print-Publikationen
Projektphase: Projektabschluss / operative Umsetzung
Ziel: effiziente, transparente und zeitnahe Bereitstellung von Steue-
rungsinformationen; Ausschdpfung von Einsparpotenzialen durch ein
auf Kernanforderungen reduziertes Berichtswesen
Berichtswesen Sachstand:
Status: lauft; Projektbericht Letzter Stand Projektbogen: 29.10.2014
B14 T ) SF
wird in Kiirze vorgelegt; 1,5 . L . R .
h Das Gesamtprojekt wird sich um etwa ein Quartal verzégern. Die
Stellen werden fur neue .
; Umsetzung erfolgt danach in Q2/2015
Aufgaben frei
Erwartete Effekte/Einsparungen: nicht quantifiziert.
Projektphase: Analyse- und Konzeptionsphase
. Ziel: Effektivere Personalarbeit durch Zusammenfiihrung der Perso-
Zentrales Personalbiuro SF . . N .
nalsachbearbeitungsaufgaben der Finanzamter inkl. Personalakten-
B15 SF fuhrung im PB SF

Status: Projekt erfolgreich
umgesetzt

Sachstand:
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Letzter Stand Projektbogen: 25.08.2014

Die Umsetzung des Projektes ist inzwischen erfolgt. Evaluation nach
2 Jahren.

Erwartete Effekte/Einsparungen: ca. 6,5 VZA

Projektphase: Umsetzungsphase

B16

Zentrale Vorgaben
BZP/Q13

Status: lauft, Ressort liefert
weitere Informationen zu
Effekten

SF

Ziel: Definition der Aufgaben und rechtlichen Grundlagen der BZP,
Grundliche Analyse der derzeit durchgefiihrten Verfahren mit Ermitt-
lung der bestehenden Ablaufprobleme (idealer Weise an einem Bei-
spielsfall), Erorterung der Kundenkritik, Erarbeitung eines transparen-
ten und verbindlichen Verfahrensablaufs.

Sachstand:
Letzter Stand Projektbogen: 18.12.2014

Das Projekt befindet in der ersten Stufe: Erfassung der Datenlage,
Erorterung der Problemlage und Fixierung der Aufgabe/Ziele (Abtlg.
Q intern).

Erwartete Effekte/Einsparungen: nicht quantifiziert.

Projektphase: Vorplanungsphase

B17

Kooperation Eichamt
NDS/HB

Status: Projekt wird einge-

stellt, da keine Einigung mit
Niedersachsen erzielt wer-

den konnte

SG

Ziel: Ressourcenoptimierung/Klarung von moglichen Synergieeffek-
ten und in Abhangigkeit vom Ergebnis Realisierung von Wirtschaft-

lichkeitspotenzialen durch eine vertiefte Zusammenarbeit bis hin zu

einer Fusion

Sachstand:
Letzter Stand Projektbogen: 16.12.2014 (Abschlussbericht)

Aus Sicht von SG gibt es keine belastbaren fachlichen und wirtschaft-
lichen Argumente, das gut aufgestellte Bremer Eichamt (Qualitat und
Effizienz) an die Niedersachsische Eichverwaltung ,abzugeben®, weil
damit keine finanziellen Effekte fiir das Land Bremen erzielt werden
kénnen. Vor diesem Hintergrund kiindigte die PL an, das Projekt
nicht weiterzuverfolgen.

Erwartete Effekte/Einsparungen: laut Projektbogen nicht zu erzie-
len.

Projektphase: Projektabbruch

B18

e-Justice

Status: lauft; weitere Bear-
beitung in vorhandenen
separaten Berichtsstruktu-
ren

SJV

Ziel: Ehemaliges A-Projekt. Vollstandige elektronische Bearbeitung
von Gerichtsverfahren (Grundlage: E-Justice-Gesetz)

Sachstand:
Letzter Stand Projektbogen: 16.12.2014

Analyse- und Konzeptionsphase abgeschlossen; Mittelabfliisse und
weiteres Vorgehen durch Senatsbeschluss vom 9.12.2014 bestatigt.

Erwartete Effekte/Einsparungen:

Lediglich generelle Annahme, dass der Personalbedarf infolge der
Verfahrensautomatisation zuriickgehen wird. Andererseits zunachst
sehr hoher Mittelbedarf von 2015 bis 2020 investiver Bedarf 5.443
T€, konsumtive Ausgaben (incl. Projekt-Personalkosten) 1.665 T€.

Projektphase: Umsetzungsphase
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Nr. |A4 Abschlussbericht 12.02.2015

Projekttitel: Bindelung von Verwaltungs- und Einkaufsdienstleistungen

Projektleitung: | Thomas Jablonski (SF 34), Thorsten Schmidt (SF 34)

LA-Vorsitz: Staatsrat Henning Luhr, SF

A) Ausgangslage

Interne Verwaltungs- und Einkaufsdienstleistungen sind in unterschiedlichen Struktu-
ren bei verschiedenen Dienstleistern organisiert, werden aber auch noch von Dienst-
stellen, Betrieben und Gesellschaften in Eigenregie erbracht. Es kann somit davon
ausgegangen, dass es weiterhin Blndelungspotenziale (Effizienz, Vereinheitlichung,
Qualitat) gibt.

So werden die mit dem Projekt ,Aktiver offentlicher Einkauf* (AGE) verbundenen Ef-
fekte eines zentralen Einkaufsmanagements bei IB bislang zum grofR3en Teil nur in
der Kernverwaltung realisiert. Von den durch Blndelungen und Standardisierungen
verbesserten Einkaufskonditionen im Bereich des allg. Verwaltungsbedarfs profitie-
ren andere GrofRkunden, wie Gesellschaften und Hochschulen, noch nicht im vollen
Umfang. Auch nutzen sie bisher nicht die Mdglichkeiten des bremischen Einkaufska-

talogs “BreKat".
Ziele des Projektes A4 sind somit:

e die bestehenden zentralen Dienstleistungsangebote zu optimieren,
e deren Nutzungsgrad in der Tiefe und Breite zu erhéhen und
e Angebote fur weitere bindelungsfahige interne Dienstleistungen zu entwi-

ckeln.

B) Ergebnisse im Rahmen des NdAW-Programms

Die Zielsetzungen des Projektes sind inzwischen weitgehend erfillt. Das Einkaufs-
projekt ist mit den definierten Mallnahmen (Potenzialdarstellung bei Gesellschaften,

Ausbau Warengruppen, organisatorischen Voraussetzungen IB, Einsatz eines Ein-




kaufs-Koordinators, Verstandigung auf Piloten fur SAP-Einbindung des BreKat bei
Uni und Polizei, Initierung eines Kooperationsprojekts mit der BSAG) im ersten
Quartal 2015 erfolgreich beendet. Die weitere Zielerreichung kann im Rahmen der

fachaufsichtlichen Steuerung verfolgt erfolgen.

Fur die weitere Zielsetzung der Identifizierung bindelungsféhiger Verwaltungsdienst-
leistungen wurden Vorstudien durchgefiihrt. Als neues (Teil-)Projekt wird auf dieser
Basis ein Projekt ,E-Rechnung (inkl. Rechnungssachbearbeitung)” eingerichtet. Die
Federfuhrung liegt bei SF, dem Senat wird ein entsprechender Beschlussvorschlag
am 03.03.2015 vorgelegt. Dartber hinaus kann kurzfristig eine Kapazitatsoptimierung
im Bereich der Druckereien realisiert werden (Ubernahme der Druckerei SKJF durch
SF). In Abstimmung mit SUBV werden gegenwartig Konkretisierungen und Design
einer Reform des bremischen Fuhrparkmanagements als eigenstandiges Projekt ge-

pruft.

1. Einkauf:
a) Beteiligung bremischer Gesellschaften — Nutzen fir Bremen (gemaf
Berichtsbitte Senatsbeschluss vom 30.09.2014, Nr. 6 - 8)

Die bremischen Einrichtungen nehmen gegenwartig in sehr unterschiedlichem Mal3e
an den zentralen Rahmenvertragen des IB-Einkaufs teil. Die Priorisierung in nachfol-
gender Tabelle erfolgt anhand ausgewahlter reprasentativer Rahmenvertrage (Wa-
renkorb: Kopiergerate, Papier, Burodrehstiihle, Reinigungszubehdr, Arbeits-
/Schutzhand-schuhe).

Aus den acht priorisierten Einrichtungen ergibt sich allein fur den ausgewahlten
Rahmenvertragsbereich ein jahrliches Preiseinsparpotenzial bis zu 260 T€. Daraus
lasst sich Uber alle bestehende Rahmenvertrdge ein Gesamtpreiseinsparpotenzial
von rund 83 T€ bis 339 T€ p. a. fur diese acht Einrichtungen ableiten. Werden die
Ergebnisse auf alle tbrigen Einrichtungen und aktuellen Rahmenvertrdge im IB-
Portfolio hochgerechnet, kann von einem Gesamteinsparpotenzial bis zu 400 T€ p.

a.! ausgegangen werden.

! bei Beriicksichtigung aller Gesellschaften, aktuell aufgrund bestehender vertraglicher Bindungen
nicht voll ausschdpfbar, so hat beispielsweise die BSAG kirzlich einen Vertrag tiber Multifunktionsge
réte (Kopierer) und verschiedene Drucker realisiert (sukzessive Umsetzung).
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Tabelle: IB-Schatzungen der Umsétze und Preiseinsparpotenziale in ausgewahlten Rahmenvertragen

(Warenkorb)

" Einrichtung bzw. | RV-Umsatz Preiseinsparpotenzial p. a.”
Unternehmensgruppe (2013)? (vorsichtig) (grob nach @)

1. BSAG (Gruppe) 0€ 37.755 € 149.371 €

2. Flughafen Bremen (Gruppe) 3.044 € 5573 € 29.352 €

3. Werkstatt Bremen, Eigenbetrieb 28.492 € 0€ 16.818 €

4, Gesundheit Nord (Gruppe) 263.204 € 4.838 £ 15.105 €

5. Bremer Bader 0€ 3.608 € 14.274 €

6. Studentenwerk, A6R 27.258 € 0€ 12.076 €

7. Hochschule Bremerhaven 6.737 € 2.584 € 10.437 €

8. FBG 0€ 2.568 € 10.160 €

9. Ubrige Einrichtungen 875.447 € |5.249 € |31.339 €
(davon Gesellschaften) (116.998 €) (2.877 €) (19.396 €)

Dabei liegt der Schwerpunkt bei Multifunktionsgeraten (integrierten Kopiergeraten)

mit einem Preiseinsparpotenzial bis zu 260 T€ p. a.

Ein Preiseffekt wird zudem durch die weiter gebiindelte Nachfragemacht Bremens
erreicht, der auch die Beschaffung des bisherigen Beschaffungsvolumens verbilligt.
Bei einem angenommenen Effekt von 1% ergébe dies eine zuséatzliche jahrliche

Preiseinsparung von 100 T€.

Die 0. g. acht priorisierten bremischen Einrichtungen sollen fir eine verstarkte Teil-
nahme an den zentralen bremischen Rahmenvertragen gewonnen werden, damit
auch sie einen weiteren Beitrag zur Konsolidierung Bremens leisten. Der Einkauf von
IB wird hier verstarkte MaRnahmen zur Kundenakquisition ergreifen. Darlber hinaus
sind Regelungen z. B. Uber Gesellschafterbeschliisse notwendig, da die Bremische
Beschaffungsordnung als Verwaltungsvorschrift fur die Gesellschaften allein keine
bindende Geltung entfalten kann.

% Umsatzvolumen in 2013 anhand ausgewabhlter reprasentativer Rahmenvertrage (Kopiergerate, Pa-
pier, Burodrehstihle, Reinigungszubehdr, Arbeits-/Schutzhandschuhe)
3 Preiseinsparpotenzial aus der verstarkten Teilnahme im ausgewéahlten Rahmenvertragsbereich
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Um die dargestellten Potenziale vollstandig auszuschépfen und auch Prozesskosten

zu optimieren, mussen die Prozesse weiter automatisiert werden.

IB wird flachendeckend bis Ende 2015 Zertifikate (fir den Anschluss durch die Bre-
Kom) anbieten, um Gesellschaften und anderen Einrichtungen (auch insb. Lieferan-
ten) aul3erhalb des BVN den Zugriff auf den neuen BreKat zu ermdglichen. Fir rund
40 Gesellschaften und andere Einrichtungen entstehen hierfur zusatzliche Kosten in
Hohe von 7,5 T€ p.a., die die zentrale Finanzierung des Einkaufs ab dem Haushalts-

jahr 2016 erhéhen werden.

Des Weiteren ist mit der Universitat vereinbart, ein Projekt zur Einbindung der Be-
stellungen in den BreKat zu initiieren. Die Vorprojektphase (Klarung technischer Vo-
raussetzungen, Kostenschatzung) hat Ende Januar 2015 begonnen, um auf Basis
der aktuellen Erfahrungen der Umsetzungen bei der Polizei Bremen, Mitte 2015 mit

dem Projekt zu starten.

Daruber hinaus ist mit der BSAG eine Kooperation als ,Leuchtturmprojekt® vereinbart
worden, um die Einbeziehung der bremischen Gesellschaften in die 6ffentliche Be-
schaffung in einem Projekt exemplarisch zu entwickeln. Um auch Prozesskostenvor-
teile zu realisieren, soll ahnlich wie bei der Universitat auf Basis der Erfahrungen bei
der bremischen Polizei auch eine Schnittstelle SAP-BreKat implementiert werden.

Die Projektinitiierung ist Anfang Februar 2015 erfolgt.

b) Aktuelle Umsetzungen und organisatorische MalRnahmen (gemal Be-
richtsbitte Senatsbeschluss vom 30.09.2014, Nr. 5)

Die Zustandigkeit fur Kopiergerate wird ab sofort von IB auf Dataport Ubertragen.
Damit reagiert SF frihzeitig auf die technische Entwicklungsdynamik in diesem Be-
reich. Multifunktionsgerate werden zunehmend netzwerkfahige Bestandteile der IT-
Infrastruktur. Eine getrennte Beschaffung und Administration von den BA-
SIS.bremen-Komponenten im Rahmen der bisher bestehenden Zustandigkeiten er-
hoht den Abstimmungs- und Integrationsaufwand erheblich. Mit der Ubertragung wird
bei den beteiligten Organisationseinheiten (SF 02, IB, Dataport und Ressorts) nach
Schatzung von SF 02 ein Aufwand von bis zu 730 Personentagen pro Jahr ver-

mieden, was ca. 3 VZA entspricht.
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Programm Neuordnung der Aufgabenwahrnehmung

Nr.

A8 Verbesserung der Zuwendungssteuerung

Projektleitung: |Herr Meyer (SF), Herr Rauscher (SKJF)

LA-Vorsitz: StRe Herren Lihr, Frehe (Vertretung H. Dr. Wind), Stauch
(Vertretung Frau Wolff),

Weitere LA- Frau Menzel sowie Herr Winsemann (beide Gesamtpersonalrat)

Mitglieder

Bremen, den 12. Januar 2015

Abschlussbericht der Projektleitung

1. Politische und finanzielle Rahmenbedingungen Bremens

Bremen befindet sich in einer extremen Haushaltsnotlage. Um die Bedingungen der
Schuldenbremse in 2020 erfullen zu konnen, sind deshalb erhebliche
Anstrengungen zur Konsolidierung der Haushalte notwendig. Infolge dessen
werden in den kommenden Jahren geringere Ressourcen in den Bereichen von
Personal, den Sachausgaben und den Investitionen zur Verfiigung stehen.

Es ist deshalb zwingend erforderlich, die Haushalte strukturell zu entlasten und
aufgabenkritisch zu Uberprifen. Ziel muss es sein, Spielrdume fur politische

Schwerpunktmalnahmen zu schaffen.

2. Senatsbeschluss vom 25. Méarz 2014

Mit dem in seiner Sitzung am 25. Marz 2014 beschlossenen Programm
.,Neuordnung der Aufgabenwahrnehmung - Programm zum Erhalt eines
leistungsfahigen offentlichen Sektors mit geringerem Ressourcenbedarf (NdAW)*
verfolgt der Senat einerseits das Ziel, kurzfristige Einsparungsmaoglichkeiten zu
identifizieren  und  andererseits  mittel- und langfristige  strukturelle
Optimierungsmaoglichkeiten zu erzielen. Zu diesem Zweck hat der Senat Leitlinien
beschlossen und damit die Anforderungen an den weiteren Prozess definiert.

Auf Grundlage der Leitlinien des Neuordnungsprogramms wurden mit

Unterstitzung der Kommunalen Gemeinschaftsstelle fiir Verwaltungsmanagement
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erste umsetzungsreife Konsolidierungsprojekte zur Optimierung der Ausgabe- und
Einnahmesituation definiert und vom Senat in Form von ressortibergreifenden
Projekten beschlossen, wu.a. auch das Projekt A8, ,Verbesserung der

Zuwendungssteuerung®.

3. Projekt A8, , Verbesserung der Zuwendungssteuerung*”

a. Ausgangslage / Problem
Das Land und die Stadtgemeinde Bremen zahlen jahrlich erhebliche freiwillige
staatliche Geldleistungen an Dritte aul3erhalb der bremischen Verwaltung.
Ausweislich des aktuellen Zuwendungsberichts belief sich die Gesamtsumme in
2013 auf rd. 295 Mio. €. Davon entfielen 193 Mio. € auf rd. 290 institutionelle
Forderungen und 102 Mio. € auf rd. 3.000 Projektforderungen. Vor dem
Hintergrund der knapper werdenden Ressourcen sind die vorhandenen
Strukturen in diesem Bereich im Interesse eines effektiven und wirtschaftlichen
Mitteleinsatzes insbesondere durch eine weitergehende Qualifizierung des
Personals und den Aufbau einer systematischen Steuerung (einschlie3lich
konsequenter Umsetzung der zuwendungsrechtlichen VVorgaben) zu optimieren.
Auch nach Auffassung des Rechnungshofes kann nur so eine pauschale
Kirzung uber alle Zuwendungsbereiche vermieden werden (Jahresbericht 2014
— Land). Mit der Fachanwendung ,Zentrale Zuwendungsdatenbank ZEBRA

i

Bremen™, die seit dem 01. Januar 2014 in der bremischen Verwaltung produktiv

ist, ist ein erster Schritt in diese Richtung gemacht worden.

b. Zielzustand/L6sung

I.  Vorbemerkung:
Ein wesentlicher Bestandteil des Projektauftrags ist die verbesserte

Zuwendungssteuerung, die insbesondere mit der flachendeckenden
Einfihrung der Fachanwendung ZEBRA auch aus zuwendungsrechtlicher
Sicht technisch unterstitzt wird.

Bei ZEBRA handelt es sich um ein laufendes Projekt mit einer eigener
Projektorganisation. Aus diesem Grunde hat der fur das Projekt
.verbesserung der Zuwendungssteuerung“ zustandige Lenkungsausschuss

empfohlen, ZEBRA als eigenstandiges Projekt weiterzufihren, die

! ZEBRA: Zuwendungen Erfassen Bearbeiten Reporten Archivieren
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Projektleitung aber aufgefordert, einen intensiven Informationsaustausch
zwischen dem Projekt ZEBRA und dem NdAW-Projekt ,Verbesserung der
Zuwendungssteuerung® sicherzustellen.

Der Senat hatte zwar fir alle NdAW-Projekte empfohlen, einzelne
Projektgruppen einzurichten. Auf Vorschlag der Projektleitung hat der
Lenkungsausschuss bei diesem Projekt darauf verzichtet, da es sich —
ahnlich wie bei ZEBRA — um mit dem Projektauftrag verbundene und bereits
laufende Aktivitaten bzw. Mallnahmen handelt, die Uberwiegend als
,Linienarbeit* wahrgenommen werden. Zur Zielerreichung war es — wie bei
ZEBRA — erforderlich, alle Aktivitaten an zentraler Stelle zusammenzufihren

und gesamtheitlich zu betrachten.

II.  Projektziele:
Konkret sollten im Rahmen des Projektes folgende MalRnahmen

analysiert und Losungen zur Prozessoptimierung vorgeschlagen werden:
a) Optimierung des laufenden Controllings
b) Vertiefte und systematisierte ~ Zuwendungsprufung mit
Unterstitzung der Fachanwendung ZEBRA / Aktualisierung der
Verwaltungsvorschriften zur Landeshaushaltsordnung
c) Optimierung der Zuwendungssachbearbeitung
d) Uberpriifung von Entgeltleistungen (Leistungsvertragen) nach dem

SGB insbes. im Bereich der Sozialleistungen (optional)

Nachfolgend werden die ergriffenen MaRnahmen dargestellt und Uber

den Umsetzungsstand berichtet:

Zu a) Optimierung des laufenden Controllings

Entsprechend der Beschlusslage des Senats ist seit dem 01. Januar
2014 die Fachanwendung ZEBRA in der bremischen Verwaltung
produktiv, demnach sind samtliche Zuwendungsfélle des Landes und
der Stadtgemeinde Bremen ab dem 01.01.2014 in der
Fachanwendung ZEBRA abzubilden. Eine Kurzbeschreibung zur
Ausbau und zur Arbeitsweise von ZEBRA ist als Anlage 1 beigefigt.
In der Fachanwendung ZEBRA sollen alle Zuwendungen aus dem

bremischen Haushalt in einer einheitlichen Struktur nach gleichen
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MaRstdben von allen bremischen Behorden sowie beliehenen
Gesellschaften bearbeitet werden.

Im Rahmen der Bearbeitung besteht entsprechend eines mit dem
Gesamtpersonalrat und der Landesbeauftragten fir den Datenschutz
abgestimmten Rollen- und Rechtekonzepts die Mdglichkeit, auf die in
ZEBRA hinterlegten Daten zuzugreifen und diese nach zentralen bzw.
dezentralen Vorgaben auszuwerten. Nachdem die Datenerfassung
durch die zustandigen Ressorts zunéchst nur schleppend erfolgte (mit
Stand vom Mai 2014 waren 3% der Zuwendungsfalle in ZEBRA
erfasst), haben die Ressorts — nach schriftlicher Aufforderung durch
die Projektleitung vom 30. Mai 2014 — die notwendige Erfassung der
Daten vorgenommen, so dass der Umsetzungsstand per
31.Dezember 2014 nunmehr rd. 92 % betrdgt und somit nahezu
flachendeckend erfolgt ist. Noch fehlende Eingaben sollen bis Ende
des I. Quartals 2015 nacherfasst werden. Daraus folgt, dass
zwischenzeitlich nahezu alle Ressorts mit der Fachanwendung
arbeiten.

Mit der Anderung der Verwaltungsvorschriften zu § 44 LHO zum
08. April 2014 (vgl. Anlage 2) hat der Senat die Abbildung aller
Zuwendungsfalle in ZEBRA fur verbindlich erklart.

Dem Ziel, die zuwendungsrechtlichen Vorgaben stringent einzuhalten,
wird dadurch Rechnung getragen, dass kinftig die in ZEBRA
hinterlegten Pflichtfelder automatisiert vor jeder
Zuwendungsbewilligung abgefragt und im Antragsprufvermerk
hinterlegt werden. Ohne diese Prifroutine kann die Zuwendung nicht
bewilligt werden.

Die Zusammenfassung der zugrunde liegenden ,Checkliste* ist
diesem Bericht als Anlage 3 beigefligt.

Die fur die Arbeit mit ZEBRA vorgesehenen Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter ~ wurden durch das  bremische  Aus- und
Fortbildungszentrum (AFZ) in mehrtagigen Kursen in der
Anwendung geschult. Neben dieser Software-Schulung wurden durch
das AFZ auch Kurse zum Zuwendungsrecht im Verbund mit der
ZEBRA-Schulung angeboten. Insgesamt wurden 22 ZEBRA-Kurse
und 3 mehrtdgige Kurse ,Zuwendungsrecht unter Einbindung von
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ZEBRA" mit zusammen insgesamt rd. 250 Teilnehmerinnen und
Teilnehmern durchgefuhrt. Damit sind nahezu alle
Zuwendungssachbearbeiter erfasst.

Aus Sicht der Projektleitung kann dieser Projektauftrag als

abgeschlossen angesehen werden.

Zu b) Vertiefte und systematisierte Zuwendungsprifung mit
Unterstitzung der Fachanwendung ZEBRA / Aktualisierung der
Verwaltungsvorschriften zur Landeshaushaltsordnung

Im Rahmen des Projekts wurde u.a. unter Einbeziehung der
Prufergebnisse des Rechnungshofes und der Erfahrungen aus den
Fortbildungen des Ausbildungs- und Fortbildungszentrums ein Entwurf
zur Novellierung der Verwaltungsvorschriften zu 88 23 und 44 der
Landeshaushaltsordnung (LHO) erarbeitet.

Die wesentlichen, mit dem Lenkungsausschuss abgestimmten
Eckpunkte der Novellierung der LHO sind die weitergehende
Konkretisierung der Verwendungsnachweisprifung im Sinne eines
zweistufigen Verfahrens mit festen Fristen, klare Vorgaben fur die
Durchfihrung einer vertieften Prufung, einheitliche Grundsatze fur
Forderrichtlinien (u.a. Befristung), die Einfihrung einer Bagatellgrenze,
Uberarbeitung der Regelungen zum Subventionsbereich sowie die
Aufnahme der Regelungen zum Gender Budgeting.

Darlber hinaus sieht der Entwurf eine Préazisierung der Regeln im
Sinne einer verstarkten Wirkungs- und Wirtschaftlichkeitskontrolle vor.
Zum Aufbau eines funktionierenden Fordercontrollings ist auf Basis
der zuletzt genannten Anderungen ein ,Leitfaden zur Durchfiihrung
von Erfolgskontrollen” (vgl. Anlage 4) erstellt worden. Der Leitfaden
gibt den zuwendungsgebenden Stellen anhand konkreter Beispiele
einen Uberblick, wozu Erfolgskontrollen dienen, wie sie vorbereitet
und durchgefuhrt werden. Besonders im Fokus steht dabei, dass in
dezentraler Fachverantwortung und unter Beteiligung der
Deputationen/Ausschisse Forderziele und Messkriterien fir den
Bereich vorgegeben werden sollen. Die Erfolgskontrolle wird
Informationen dazu liefern, auf deren Basis Entscheidungen Uber

FortfUhrung, Korrektur und/oder Einstellung einer bestimmten



FordermalBnahme oder eines Foérderprogramms getroffen werden
konnen.

Die Novellierung der Verwaltungsvorschriften zu 88 23 und 44 LHO
einschliel3lich des Leitfadens soll nach der Abstimmung mit dem
Rechnungshof und den Ressorts Ende Fruhjahr 2015 in Kraft gesetzt
werden.

Die entsprechende Anlage wird nach Beschlussfassung uber das
Gesamtprojekt ,Neuordnung des Aufgabenwahrnehmung“ zur
Vervollstdndigung der Projektunterlagen nachgeliefert.

Anderungen werden im Anschluss unmittelbar in ZEBRA abgebildet.
Schon jetzt ist jedoch die Eingabe von Indikatoren moglich.

Dadurch sind die Grundlagen fir diesen Teil des Projektauftrages
erarbeitet worden. Die weitere Umsetzung kann als Linienaufgabe

erfolgen.

Zu c) Optimierung der Zuwendungssachbearbeitung

Um eine nachhaltige Optimierung der dezentralen
Zuwendungssachbearbeitung zu erreichen, das erforderliche know-
how aufzubauen und Personalengpasse in einzelnen Ressorts
aufzufangen, werden seit Marz 2014 acht neu eingestellte Krafte
aus dem Nachwuchspool der Senatorin fir Finanzen
(Laufbahngruppe 2, 1. Einstiegsamt) unter der Uberschrift
LZuwendungsbearbeitung® dezentral in den Ressorts eingesetzt
(Inneres und Sport, Justiz und Verfassung, Kultur, Umwelt, Bau und
Verkehr sowie Wirtschaft, Arbeit und Hafen jeweils eine Person und
drei Personen im Ressort Soziales, Kinder, Jugend und Frauen).

Das fur die Aus- und Fortbildung bei der Senatorin flr Finanzen
zustandige Referat hat fur Durchfihrung der MalRnahme das als
Anlage 5 beigefugte Curriculum erstellt.

Die zusatzlichen Mitarbeiter/-innen werden vor Ort in dem gesamten
Prozess der Zuwendungsbearbeitung, d.h. von der Antragstellung
einschlieRlich Beratung der Antragsteller tiber die Uberwachung des
Zahlungsverkehrs bis zur Verwendungsnachweisprifung eingesetzt.

Sie sind gezielt eingearbeitet und durch ein eigenes
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Schulungskonzept weiterqualifiziert worden, so dass die fur diese
Tatigkeiten notwendigen ,Spezialkenntnisse“ vorhanden sind.

Nach Abschluss der speziellen Zuwendungsschulungen soll durch
regelmaRige Treffen auf Arbeitsebene mit den fir die praktische
Anwendung des Zuwendungsrechts zustandigen Kolleginnen und
Kollegen ,vor Ort* einerseits und fur die rechtlichen und technischen
Rahmenvorgaben bei der Senatorin flir Finanzen andererseits
zustandigen Kolleginnen und Kollegen ein regelmalliger Meinungs-
und Erfahrungsaustausch stattfinden, bei dem auch Einzelfalle erortert
und der kiinftige Umgang verabredet werden soll.

Hierdurch soll auch sichergestellt werden, dass in den dezentralen
Verwaltungen eine einheitliche Anwendung der
zuwendungsrechtlichen bzw. technischen Vorgaben erfolgt.

Bezuglich weiterer Anwenderschulungen wird auf die Ausfihrungen

zu a. Optimierung des laufenden Controllings verwiesen.

Die Qualitatsverbesserung bei der Sachbearbeitung auf dem Gebiet
des Zuwendungsrechts bleibt auch kinftig eine wesentliche Aufgabe
der Verwaltung- Im Rahmen der kommenden Haushaltsaufstellung

wird deshalb geklart, ob und wie das Programm fortgefihrt wird.

Zu d) Uberprifung von Entgeltleistungen (Leistungsvertragen)
nach dem SGB insbes. im Bereich der Sozialleistungen

Die Projektgruppe hat sich auch mit den Prifrechten der
Sozialleistungstrager bei entgeltfinanzierten Einrichtungen nach dem
Sozialgesetzbuch Zwdlftes Buch (SGB Xll) auseinandergesetzt und ist
zu folgendem Ergebnis gekommen:

Entgelte beruhen — anders als die Zuwendungen — auf zweiseitigen
Vertragen, die eine Leistungs- und Gegenleistungsverhaltnis regeln.
Entgeltfinanzierungen finden Anwendung im Bereich der sozialen
Dienstleistungen, auf die im festgestellten Bedarfsfall ein subjektiver
Rechtsanspruch besteht. Das Leistungserbringungsrecht des SGB XII
unterwirft die Prifungsrechte der Sozialleistungstrdger dem
Vereinbarungsprinzip. Die Prifung der Leistungsqualitat und
Wirtschaftlichkeit hinsichtlich Inhalt, Art, Umfang und Reichweite ist in
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Landesrahmenvertragen und in einrichtungsindividuellen
Einzelvereinbarungen zu regeln.

Umfassende Prufrechte sind dabei aufgrund unterschiedlicher
Interessenlagen kaum durchsetzbar. Soweit dies trotzdem gelingt bzw.
gelungen ist, entstehen bei der Wahrnehmung der Prufrechte in der
Praxis aus Sicht der Sozialleistungstrager erhebliche
Durchfihrungsprobleme.

Um das Konfliktpotenzial hinsichtlich der Priufrechte und ihrer
Wahrnehmung zu reduzieren, wird empfohlen, Mindestanforderungen
fur die Durchfuihrung von Prufungen direkt im SGB Xll bundesrechtlich
zu konkretisieren.

Es wird eine Bundesratsinitiative mit dem Ziel ergriffen, unmittelbar
durch Bundesgesetz die Prifrechte der Sozialleistungstrager zu
konkretisieren sowie die Rechtsfolgen einer Schlechtleistung durch
grobe  Pflichtverletzung festzulegen.  Ansatzpunkt fir ein
entsprechendes Anderungsgesetz ware der § 79 SGB XII, der in
Absatz 1 Ziffer 4 den Inhalt und das Verfahren zur Durchfiihrung von
Prufungen als Regelungsgestand der Rahmenvertrage auf
Landesebene ausweist.

Die Senatorin fur Soziales, Kinder, Jugend und Frauen wird gebeten,
der Staatsrate-AG Sozialleistungen den Vorschlag zur Verbesserung
der Prifungsmadglichkeiten vorzulegen. Von dort aus erfolgt dann die
Einbringung in den politischen Entscheidungsprozess.

c. Erwartetes Entlastungspotenzial

Wesentliches Ziel des Projektes war es, die Bearbeitungsverfahren zu
optimieren, Arbeitsablaufe durch den Einsatz der Zuwendungsdatenbank
ZEBRA zu systematisieren und die Bearbeitung von Zuwendungen
einschlie3lich der Zuwendungsprufung durch speziell geschultes Personal zu
verbessern. Dies wird im Einzelfall auch zu Haushaltsentlastungen fihren, wenn
sich insbesondere aufgrund einer effektiveren Antragsprifung und vertieften
Verwendungsnachweisprifung — einschlief3lich der verstarkten Geltendmachung
von Rickforderungsanspriichen — die gewahrten Zuwendungen reduzieren.
Entlastungen fur den Gesamthaushalt (z.B. aufgrund der Verbesserung der

Personalausstattung, Intensivierung der Zuwendungsprifung, Erhéhung der
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Ruckforderungsquote) werden — bezogen auf das Zuwendungsvolumen 2012 =
insgesamt 285 Mio. € - einmalig in H6he von 1,5 Mio. € erwartet. Damit diese
Effekte auch tatsachlich fur die Haushaltskonsolidierung abgeschopft werden,
wird vorgeschlagen, die Anschldge der Ressorts fir Zuwendungen im Rahmen
der Haushaltsaufstellung 2016/2017 entsprechend ihres jeweiligen Anteils an

den Zuwendungen prozentual abzusenken und entsprechend fortzuschreiben.

. Weiterer Ressourcenbedarf fur die Zuwendungssteuerung

Die Mittel fur den Betrieb und die Weiterentwicklung von ZEBRA stehen flr die
Jahre 2014/2015 haushaltsmaRig im Produktplan 96, IT-Budget der FHB, zur
Verfugung. Die in den Folgejahren erforderlich werdenden Mittel fur den
laufenden Betrieb und den weiteren Ausbau sind im Rahmen der Aufstellung

kunftiger Haushalte einzuwerben und bereitzustellen.

Die Finanzierung der Kosten fur die seit Marz 2014 acht neu eingestellten Krafte
erfolgt fir die Dauer von zwei Jahren aus zentralen Mitteln der Senatorin fir
Finanzen und den jeweiligen Ressorts. Nach Abschluss dieser Zeit und
Beendigung des Lehrgangs ,Zuwendungsrecht® ist eine Ubernahme der
Lehrgangsteilnehmer und deren Finanzierung durch die Ressorts im Rahmen
des jeweiligen Personalkontingents vorgesehen.

Ein weiterer Ressourcenbedarf fiur die sonstigen erforderlichen Arbeitsschritte
(z.B. durch die Anpassung der VV-LHO) wird zum gegenwartigen Zeitpunkt nicht
gesehen, da diese im Rahmen der Regelaufgabe umgesetzt werden.

Auswirkungen auf die Investitionen sind nicht zu erwarten.

. Zusammenfassung / Abschlussbemerkungen

Nach der vom Senat im Zusammenhang mit dem Beschluss Uber das
Programm ,Neuordnung der Aufgabenwahrnehmung® vom 25. Marz 2014
ebenfalls beschlossenen Zeitplanung war fiur alle Projekte vorgesehen, bis Ende
Juni 2014 mit der Projektinitialisierung, der groben Projektplanung und der
Analysephase zu beginnen. Ab Juli 2014 sollten dann in einem zweiten Schritt
die Konzeptentwicklungsphase, die Projektfeinplanung und die weitere

Programmkoordinierung erfolgen.



Ab dem 1. Januar 2015 sollte die konkrete Umgestaltung / Umsetzung erfolgen.
Fur das NdAW-Projekt A8 ,Verbesserung der Zuwendungssteuerung® kann
festgehalten werden, dass die vom Senat vorgegeben Arbeitstermine
eingehalten werden konnten. Die fir das Projekt definierten Arbeitsauftrage
konnten innerhalb der Projektstruktur abgearbeitet werden, bzw. soweit
vorbereitet werden, dass ein Abschluss der noch verbleibenden
Umsetzungserfordernisse im Rahmen der regularen ,Linienarbeit® erfolgen
kann.

Die Projektleitung sieht aus diesem Grunde die Arbeiten im Projekt A8
,verbesserung der Zuwendungssteuerung“ als abgeschlossen an. Der

Lenkungsausschuss  hat sich  dieser Auffassung  angeschlossen.

Datum, Name, Unterschrift:

Bremen, den 2Q Januar 2015

Projektleitung:

o 2
Peter Rauscher - Dieter Meyer c:j

Bremen, den?jp. Januar 2015

Fiar den Lenkungsausschuss:

Lo

Henning L
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ANLAGE 1

& Y,
). By

Die Senatorin fur Finanzen ZfﬁﬂA

Fachanwendung , Zuwendungsdatenbank ZEBRA Bremen*®

Die auf Beschluss des Senats vom 08.06.2010 eingefihrte Fachanwendung
.Zuwendungsdatenbank ZEBRA Bremen“ (im Folgenden ZEBRA) hat nach einer
einjahrigen,  europaweiten  Ausschreibung und  darauffolgender  zweijahrigen

Entwicklungsarbeit am 01.01.2014 formal den Echtbetrieb aufgenommen.

Mit der Abwicklung von Antrdgen auf Zuwendungen — sowohl Projekt — als auch
institutionelle Forderungen — Uber eine Fachanwendung werden zukinftig samtliche
Zuwendungen aus dem bremischen Haushalt in einer einheitlichen Struktur nach
einheitlichen Mal3staben bearbeitet. Dies gilt insbesondere fir folgende Bereiche:

- Antragspriufung, Prifung der Verwendungsnachweise,

- Prufungen bei Baumaflinahmen (baufachliche Zuwendungsprifung),

- Abstimmungen zwischen beteiligten Ressorts.

Konkret werden in ZEBRA hierzu erstmals

- die Antragstellerdaten zentral und mit einheitlicher Schreibweise erfasst und den
bearbeitenden Stellen mit einer bremenweiten Identifikationsnummer zur Verfiigung
gestellt. Damit kann bereits bei der Antragsprufung festgestellt werden, bei welchen
weiteren Zuwendungen vergebenden Stellen Antrédge desselben Antragstellers mit
welchem Zuwendungszweck bearbeitet werden und wie der aktuelle
Bearbeitungsstatus ist,

- die Vorgaben der Landeshaushaltsordnung abgefragt und durch die bearbeitenden
Stellen mit Daten hinterlegt bzw. dokumentiert,

- automatisiert Informationen an die zustdndige Prifstelle verschickt, wenn
baufachliche Zuwendungsprifungen durchgefuhrt werden mussen,

- zwingend Angaben Uuber die Einhaltung des Besserstellungsverbots und des
Landesmindestlohngesetzes gemacht und dokumentiert,

- die Ausgaben und die Finanzierung dezidiert dargestellt und soweit datentechnisch

maoglich einer Prifungsrechnung unterzogen,
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- diese Daten fur die Verwendungsnachweispriufung bereitgestellt und Uber eine
automatisierte Wiedervorlage den bearbeitenden Stellen vorgelegt,
- vor einer Bewilligung die Bereitstellung der erforderlichen Haushaltsmittel gepruft.

Darlber hinaus stellt ZEBRA ein Instrument zur Verfiigung, mit dem die Zielvorgaben fir
den Zuwendungszweck mit Soll- und im Laufe oder zum Ende der Laufzeit mit Ist-Werten
erfasst und abgeglichen werden konnen. Die Ziele und Soll-Vorgaben sollen im
Zuwendungsbescheid aufgenommen und somit dem Zuwendungsempfanger zur

Verpflichtung gemacht werden.

Aufgrund der in ZEBRA hinterlegten und im Hintergrund laufenden Plausibilitdtsprifung
kann eine Bewilligung nicht stattfinden, sofern nicht bestatigt wurde, dass alle
Pflichtprifungen vorgenommen wurden, aufl3erdem sind die wahrend einer Antragsprufung
zu erstellenden Dokumente (Antragsprufvermerk, Bescheide, Verwendungsnachweis-
Prufvermerk u.a.) in der Dokumentenverwaltung zu hinterlegen bzw. ein Verweis
aufzunehmen, wo die Dokumente hinterlegt wurden.
Durch ZEBRA wird mithin eine einheitliche, vollstandige Bearbeitung erreicht, mit der die
Transparenz verbessert und Doppelférderungen erkennbar werden. Insgesamt ist von
einer wesentlich verbesserten Datenqualitat auszugehen.
Die Fachanwendung ist mit ihren Funktionen auch wesentliche Basis fur das vom Senat
im Rahmen des Programms ,Neuordnung der Aufgabenwahrnehmung“ beschlossenen
Projekt ,Verbesserung der Zuwendungssteuerung®“. Ziel ist in diesem Zusammenhang u.a.
eine vertiefte und systematisierte Zuwendungsprufung.
Durch das Rechte- und Rollenkonzept, dem der Gesamtpersonalrat am 07.11.2013
zugestimmt und das Verankerung in der vom Senat erlassenen ,Verordnung tber die
Verarbeitung von Daten in der Zuwendungsdatenbank ZEBRA Bremen* vom 08.04.2014
(Brem.GBIl. S. 246) gefunden hat, wird sichergestellt, dass der Zugriff auf die Daten
gemal der datenschutzrechtlichen Vorgaben in ZEBRA nur durch autorisierte, fachlich
zustandige Personen und nur in dem jeweils erforderlichen Umfang erfolgt.
Hierzu sind folgende vordefinierte Rollen eingerichtet worden:

- Zuwendungssachbearbeitung,

- Haushaltssachbearbeitung,

- vereinfachte und

- vertiefte Verwendungsnachweisprifung.
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Daneben hat der Rechnungshof im Rahmen von § 95 der Landeshaushaltsordnung einen
lesenden Zugriff.

Die personliche Zuordnung der einzelnen Rollen zu den Bearbeiterinnen und Bearbeitern
obliegt den jeweiligen Ressorts bzw. Dienststellen und wird zentral vom Competence

Center eGovernment nach Vorgaben der Ressorts eingepflegt.

Aus ZEBRA wird ab 2014 der jahrliche umfassende Zuwendungsbericht erzeugt. Dartber
hinaus werden Berichte nach ressortspezifischen Vorgaben, Auswertungen sowie Daten in
Excel zur Verfigung stehen. Die Datenschutzrichtlinien werden hinsichtlich der
Berichtsausgaben gewahrt, Auswertungen uber Arbeitsverhalten werden nicht moglich
sein.

Die vollstandige Ablésung der vielfaltig eingesetzten, mit unterschiedlich notwendigen
Kapazitaten versehenen und daher mit Kosten verbundenen weiteren Datenbanken wird
voraussichtlich einen langeren Zeitrahmen andauern, da fur Altdaten (Abrechnungen,
Historie etc.) diese Datenbanken noch eine gewisse Laufzeit vorgehalten werden mussen.
In einem weiteren Ausbauschritt soll den Antragstellern tGber ein sogenanntes Online-
Portal eine gesicherte elektronische Kommunikation erméglicht werden. Die Entwicklung
erfolgt gemeinsam mit dem Wirtschaftsressort.

Die geplante Anbindung von ZEBRA an das Haushalts- und Kassenwesen SAP ist fur
2015 geplant.

Zusammenfassend lasst sich festhalten, dass mit ZEBRA ein funktionierendes System fur
das Land und die Stadtgemeinde Bremen implementiert wurde, das eine deutlich
verbesserte Transparenz und Steuerung im Bereich der Zuwendung zuldsst und das unter
Bertcksichtigung sich &ndernder Anforderungen an das Zuwendungswesen im Sinne stets

weiter zu entwickeln ist.
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Die Gesellschaften werden aber die zukinftig von Dataport zu beschaffenden Multi-
funktionsgerate idealerweise Uber den neuen BreKat von IB bestellen kbnnen. SF
wird Dataport bitten, eine Integration des Dataport-Shops in den BreKat von IB zu
ermdglichen. Um den Anreiz fir die Gesellschaften zu erhéhen, sollen die Multifunk-
tionsgerate ohne den bei Dataport Ublichen 5%igen Preisaufschlag an die Gesell-
schaften abgegeben werden, wenn diese das Portfolio der angebotenen Rahmenver-

trage bei IB umfassend nutzen.

Der Aufbau der Warengruppen Entsorgungsdienstleistungen, Bekleidung, Schutz-
ausrustung und Textilien sowie Elektro/Multmedia ist mit der jeweiligen Personalisie-
rung abgeschlossen. Entsprechende Rahmenvertrage zur Erweiterung des IB-
Angebots sind in Vorbereitung. Bei Nachweis der sich abzeichnenden Wirtschaftlich-
keit (zusatzliches Personal erwirtschaftet durch Blindelungen sowohl eigene Kosten
als auch weitere Einsparungen durch Preiseffekte), ist im Regelbetrieb fur den
Haushalt 2016 mit einer Erh6hung der zentralen Finanzierung um 1 VZA zu

rechnen.

Im Bereich der KFZ- und Kraftstoffbeschaffung deuten sich aufgrund der Mindest-
grolRenproblematik (Einkauf nicht Kerngeschaft, Vertretungsregeln schwierig) beim
UBB Prozesskostenoptimierungen an, wenn diese perspektivisch bei IB integriert
werden (&hnliche Ergebnisse im Projekt A 14). Eine konkrete Prifung und Umset-
zung soll bei einer moglichen Reform des Fuhrparkmanagements in Abstimmung mit
SUBYV erfolgen.

2. E-Rechnung (inkl. Rechnungssachbearbeitung)

Im Rahmen der Vorprojektphase ist in den Ressortgesprachen deutlich geworden,
dass hinsichtlich der Biindelung weiterer Verwaltungsdienstleistungen v.a. die Rech-
nungssachbearbeitung hinsichtlich der Prozessoptimierung und Automation von
Verwaltungsablaufen Potenzial aufweist. Die Rechnungssachbearbeitung in der FHB
findet derzeit dezentral in den Dienststellen statt, lediglich die Auszahlung ist zentral
Uber die Kasse organisiert. Dienststellentibergreifende Bindelungen sich wiederho-
lender Tatigkeiten innerhalb des Bearbeitungsprozesses existieren nicht. Eine erste
Konzeption fir eine Umsetzung in Bremen ist den Verwaltungsleitungen Ende No-

vember 2014 vorgestellt worden.



Dartber hinaus ist mit der neuen EU-Richtlinie zwingend fir Kommunen und Lander

die Einflhrung der elektronischen Rechnung vorgeschrieben.

Inzwischen sind bei der SF die organisatorischen Strukturen geschaffen worden, um
das Thema in einem eigenstandigen Projekt umzusetzen. Auf Basis des im Rahmen
des Projekts A4 erarbeiteten Grobkonzepts, entscheidet der Senat am 03.03.2015

Uber die weitere Umsetzung.

3. Fuhrparkmanagement

Fur eine Reform des Fuhrparkmanagements wird ein Projektauftrag vorbereitet. Zur
Einbeziehung umweltrelevanter Aspekte wird SUBV hinzugezogen. Erste Hinweise
auf Einsparpotenziale durch Prozessverbesserungen sind in den Vorprifungen deut-
lich geworden, die sich mit den bisherigen Ergebnissen des Projekts A14 (Federfiih-
rung SUBV) decken.

Derzeit wird von den Dienststellen eine Vielzahl von Aufgaben dezentral verrichtet.
(Bewirtschaftung der KFZ und Tanken, Car-Sharing, Werkstattleistungen, Veranlas-
sen von Reparaturen, Dienstliche Nutzung privater Kraftfahrzeuge, Fuhren der KFZ-
Akte, Einholen von evtl. Ausnahmegenehmigungen, TUV, etc.). Zentral sind beim
UBB (dort aber in verschiedenen Verantwortlichkeitsbereichen) und teilweise bei der
Performa lediglich ein Teil der Leistungen organisiert (Beschaffung von KFZ und
Kraftstoffen, Zulassung/ VeraufRerung von Fahrzeugen Unfallsachbearbeitung, KFZ-
Steuer, Haftung/Versicherung). Neben der Biindelung von Verantwortlichkeiten wer-
den v.a. in einem verstarkten Pooling der Flotte bei gleichzeitiger Bertucksichtigung
von Car-Sharing weitere Potenziale gesehen.

Deshalb wird geprift, inwieweit mit einer Bindelung von Verantwortlichkeiten und
Optimierung von Prozessen im Bereich KFZ (Einkauf und ggf. erganzt um Car-
Sharing) Kosteneffekte verbunden sind. Vor dem Hintergrund aktueller Mobilitatskon-
zepte (z. B. Studie zur Mobilitat bei SUBV) und politischer Anfragen (aktuell Drs.
18/533 S) werden in Abstimmung mit SUBV gegenwartig Konkretisierungen fir eine

Reform des bremischen Fuhrparkmanagements als eigenstandiges Projekt gepruift.



4. Druckereien

Die Struktur des internen Druck- und Vervielfaltigungswesens in der bremischen
Verwaltung ist gekennzeichnet durch diverse sehr unterschiedlich ausgestattete Dru-
ckereien mit wenig Transparenz untereinander beziglich der einzelnen Leistungs-
spektren. Zum einen koénnen teilweise Kapazitatsengpasse nicht aufgefangen wer-
den, zum anderen werden z.T. Uberdimensionierte technologische Loésungen fir

nicht regelhafte ,Spitzen* vorgehalten.

Auf Basis einer Analyse der Ausstattungsmerkmale der bestehenden Druckereien
sind erste Kooperationsmdglichkeiten mit Optimierungspotenzialen deutlich gewor-
den und befinden sich in Umsetzung. So werden die rdumlich gunstig zueinander
liegenden Druckereien von SF und SKJF integriert (eine entsprechende Vereinba-
rung befindet sich Vorbereitung). Mit der Ubertragung der Druckerei der SKJF zu SF
sind neben der Optimierung der Kapazitatsauslastung bei SF, eine Absenkung der
durchschnittlichen Klickpreise fur Druckerzeugnisse sowie Betriebskosteneinspa-
rung durch Wegfall der Druckstral3e bei SKJF (Leasingkosten von 315 T€ bei 5
jahriger Laufzeit) und eine Personalkosteneinsparung durch Ubernahme anderer
notwendiger organisatorischer Aufgaben bei den zentralen Diensten im Umfang von
1 VZA verbunden.

Perspektivisch ist ein solches Vorgehen auch auf andere Druckereien zu Ubertragen.
SF wird ein Verfahren vorzuschlagen, bei dem die Druckereien betreibende Ressorts
bei Neuausschreibung ihrer Leasingvertrage fir die Druckstral3en, Kooperationsmog-
lichkeiten analog des Piloten von SF und SKJF prufen. Hierbei kdnnen die Dienststel-

len im Rahmen einer Beratung auf die Expertise vom IB-Einkauf zurtickgreifen.

C) Zusammenfassung der sich dem Projekt A4 anschlieBenden Projek-

te/Aktivitaten:

1. Eigenstandiges NdAW Projekt ,Rechnungssachbearbeitung/E-Rechnung”
(A17), vgl. Projektauftragsbogen der Senatsbefassung.

2. Prufung der Potenziale Fuhrparkmanagement als eigenstandiges NdAW-
Projekt (perspektivisch A18) bis April 2015.

3. SF wird prifen, inwieweit durch Regelungen im Rahmen des Beteiligungs-
management die Einbindung der Gesellschaften unterstitzt werden kann (im

Rahmen von A7).



. Die Ubertragung des Einkaufs von KFZ vom UBB zu IB wird im Rahmen
des Projekts A14 gepruft und umgesetzt.

MaRRnahmen im Kontext fachaufsichtlicher Regelsteuerung:

. Pilotprojekt zur Einfihrung des Brekat bei der Universitat (aktuell Vorpro-
jektphase, Projektbeginn Sommer 2015).

. Leuchtturmprojekt mit der BSAG zur exemplarischen Einbindung von
Gesellschaften in die Beschaffung (initiiert).

. SF wird bis Sommer 2015 fir die Beschaffung von Multifunktionsgeréaten mit
Beginn der Laufzeit Mitte 2015 ein Verfahren zur Finanzierung des bei
Dataport ggf. entstehenden Aufwandes fir Nicht-Basis.Bremen-Kunden
vorschlagen, das es ermoglicht, auf einen 5%-igen Preisaufschlag (fallweise)
zu verzichten, wenn diese ihre Beschaffung umfassend tber IB abwickeln.

. SF wird ein Verfahren vorschlagen, bei dem die Druckereien betreibenden
Ressorts bei Neuausschreibung ihrer Leasingvertrage fur die Druckstra-
Ben Kooperationsmdglichkeiten analog des Piloten von SF und SKJF prufen.

. SF wird die Beschaffungsordnung entsprechend der neuen Warengruppen
und der Ubertragung der Multifunktionsgeréate an Dataport sowie des Einsat-

zes des neuen Brekat aktualisieren.



ANLAGE 2
Die Senatorin fur Finanzen

25. Marz 2014

BESCHLOSSENE FASSUNG

Hentschel/Ohm

Tel.: 361-2087/4783

Vorlage fur die Sitzung des Senats am 8. April 2014

, Rechtliche Rahmen fir die zentrale Zuwendungsdatenbank ZEBRA*

A. Problem

Gemal3 § 14a Absatz 1 Bremisches Datenschutzgesetz (BremDSG) vom 04. Marz 2003,
zuletzt geandert durch Artikel 1 Anderungsgesetz vom 01. Januar 2013 (Brem.GBI. S.
351), bedarf die Datenverarbeitung in oder aus gemeinsamen Dateien (zentrale Datei) der

Zulassung durch Rechtsverordnung.

Zum O01. Januar 2014 ist die zentrale Zuwendungsdatenbank in der bremischen
Verwaltung produktiv gegangen (Beschluss des Senats vom 08. Juni 2010). In der
Datenbank sollen zuklnftig sdmtliche Zuwendungen aus dem bremischen Haushalt in
einer einheitlichen Struktur nach einheitlichen Mal3stdben von allen bremischen Behdrden,
Eigenbetrieben sowie beliehenen Gesellschaften bearbeitet bzw. dargestellt werden. Im
Rahmen der Bearbeitung besteht unter Beachtung des Berechtigungskonzeptes die
Mdoglichkeit, auf alle relevanten Daten Zugriff zu nehmen. Damit soll die zur Vermeidung
unabsichtlicher Mehrfachférderungen erforderliche Ubersicht und Transparenz geschaffen

werden.
B. L6sung

Die Senatorin fur Finanzen legt eine Verordnung Uber ein Datenbankverfahren zur

Erfassung und Bearbeitung von Zuwendungen in ZEBRA Bremen vor.

Darlber hinaus wird im Sinne einer flachendeckenden und einheitlichen Abbildung der
Zuwendungsfalle in der zentralen Zuwendungsdatenbank vorgeschlagen, die
Verwaltungsvorschriften zu 8 44 Haushaltsordnung der Freien Hansestadt Bremen
entsprechend der in Anlage beifiigten Fassung unter Nummer 16.7 und 16.8 um eine

Regelung fur die zentrale Zuwendungsdatenbank ZEBRA zu erganzen.
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C. Alternativen

Keine.

D. Finanzielle und Personalwirtschaftliche Auswirkungen, Gender-Prifung

Mit dieser Vorlage sind unmittelbar keine finanziellen, personalwirtschaftlichen oder

genderbezogenen Auswirkungen verbunden.
E. Beteiligung und Abstimmung

Die Vorlage wurde mit der Landesbeauftragten fir den Datenschutz und
Informationsfreiheit, allen Ressorts und der Senatskanzlei abgestimmt - eingeleitet.

Der Rechnungshof wurde gemaR § 103 LHO zur Anderung der Verwaltungsvorschriften zu
8§ 44 LHO angehort.

Die Rechtsverordnung wurde durch den Senator fir Justiz und Verfassung rechtsférmlich

gepruft.
F. Offentlichkeitsarbeit und Veroffentlichung nach dem Informationsfreiheitsgesetz

Fur die Offentlichkeitsarbeit geeignet. Gegen eine Veroffentlichung nach dem

Informationsfreiheitsgesetz bestehen keine Bedenken.
G. Beschluss

Der Senat beschliel3t entsprechend der Vorlage 1448/18 und unter Bertcksichtigung der
Neufassung der Verordnung und der Anlage der Senatorin fir Finanzen vom 2. April 2014
die Verordnung uber ein Datenbankverfahren zur Erfassung und Bearbeitung von
Zuwendungen in ZEBRA Bremen sowie die Ausfertigung der Verordnung und deren
Verkindung im Gesetzblatt der Freien Hansestadt Bremen sowie die neuen VV-LHO Nr.
17.6 und 17.7 zu § 44 LHO.
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Verordnung Uber die Verarbeitung von Daten in der Zuwendungsdatenbank
ZEBRA Bremen
Vom 8. April 2014

Aufgrund des 8§ 14 a Absatz 2 des Bremischen Datenschutzgesetzes in der Fassung der
Bekanntmachung vom 4. Marz 2003 (Brem.GBIl. S. 85 — 206-a-1), das zuletzt durch
Gesetz vom 25. Juni 2013 (Brem.GBI. S. 351) gedndert worden ist, verordnet der Senat:

§1
Zweck der Datenbank
Zuwendungen im Sinne der 88 23 und 44 der Landeshaushaltsordnung und Daten der
dazugehdrigen Verwaltungsverfahren werden in der Datenbank ZEBRA Bremen
verarbeitet. Mehrfachférderungen sollen verhindert werden.

§2
Daten
(1) Zu dem in 8 1 genannten Zweck werden in der Datenbank ZEBRA Bremen die im
Zusammenhang mit der Bearbeitung von Zuwendungen notwendigen Daten verarbeitet.

(2) In der Datenbank ZEBRA Bremen werden folgende Daten von natirlichen Personen,

die Zuwendungen beantragt haben oder erhalten, verarbeitet:

1. Name, akademischer Grad,

2. Geschlecht,

3. Anschrift,

4 Kommunikationsdaten, insbesondere Telefonnummer, Faxnummer, E-Mail-
Adresse, und

5. Bankverbindungen.

(3) In der Datenbank ZEBRA Bremen werden folgende Daten von juristischen Personen,
Gesellschaften und anderen Personenvereinigungen des privaten Rechts (Organisation
oder Tréager), die Zuwendungen beantragt haben oder erhalten, verarbeitet:

1. Name der Organisation oder des Tragers,

2. Rechtsform,

3 Name der Vertretungsberechtigten oder des Vertretungsberechtigten,
akademischer Grad,

4. Registernummer und Betriebsnummer,

5. Anschrift,

6 Kommunikationsdaten, insbesondere Telefonnummer, Faxnummer, E-Mail-
Adresse, und

7. Bankverbindungen.

(4) In der Datenbank ZEBRA Bremen werden folgende Daten Uber Forderverfahren
gespeichert:

die aktenfihrende Stelle sowie das Aktenzeichen des Vorgangs,

der Zuwendungszeitraum,

der Zuwendungszweck,

die bewilligte Zuwendung,

die abgelehnte Zuwendung,

der ausgezahlte Betrag,

der noch auszuzahlende Betrag und

Ruckforderungen.

ONOOhWNE
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(5) In der Datenbank ZEBRA Bremen werden folgende Daten von Ansprechpersonen des
Zuwendungsempfangers, sofern sie von diesen gegenuber der offentlichen Stelle genannt
worden sind oder fur eine Organisation oder einen Trager Antrdge gestellt haben,
verarbeitet:

Name, akademischer Grad,

Geschlecht,

Zuordnung zu der Organisation oder dem Trager

Funktion,

Anschrift, falls diese von der Anschrift des Zuwendungsempfangers abweicht, und
Kommunikationsdaten, insbesondere Telefonnummer, Faxnummer, E-Mail-
Adresse.

oahwnE

(6) In der Datenbank ZEBRA Bremen werden folgende Daten von Mitarbeiterinnen und

Mitarbeitern der bearbeitenden Stellen verarbeitet:

1. Name, akademischer Grad,

2. Zuordnung zu einer Dienststelle,

3. dienstliche Anschrift und

4, dienstliche Kommunikationsdaten, insbesondere Telefonnummer, Faxnummer, E-
Mail-Adresse.

§3
Daten verarbeitende Stelle;
Umfang der Verarbeitungsbefugnis
(1) Daten verarbeitende Stellen sind im Rahmen ihrer jeweiligen fachlichen
Zustandigkeiten folgende o6ffentliche Stellen:

1. Senatskanzlei und senatorische Behorden sowie die lhnen zugeordneten
Dienststellen und Einrichtungen gemal3 Anlage,

2. Stellen, soweit sie als Beliehene hoheitliche Aufgaben der 6ffentlichen Verwaltung
wahrnehmen, sowie

3. der Rechnungshof der Freien Hansestadt Bremen im Rahmen von 8§ 95 der

Landeshaushaltsordnung.

(2) Innerhalb der in Absatz 1 Nummer 1 und 2 genannten Offentlichen Stellen sind
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nur im Rahmen ihrer Berechtigungen nach § 4 Absatz 2
befugt, auf die Datenbank ZEBRA Bremen zuzugreifen. Dies gilt entsprechend fir
Beliehene (Absatz 1 Nummer 3) sowie fur den Rechnungshof der Freien Hansestadt
Bremen (Absatz 1 Nummer 4).

(3) Die in Absatz 1 genannten Offentlichen Stellen sind zur Verarbeitung der
personenbezogenen Daten nur insoweit befugt, wie dies fachlich erforderlich ist.

(4) Lesenden Zugriff auf die Daten nach 8§ 2 haben

1. im Rahmen ihrer fachlichen Zustandigkeit die offentlichen Stellen nach Absatz 1
Nummer 1 und 2 und
2. im Rahmen von § 95 der Landeshaushaltsordnung der Rechnungshof der Freien

Hansestadt Bremen .
Fur Beliehene gilt Nummer 1 entsprechend.
(5) Lesenden und schreibenden Zugriff auf die Daten nach § 2 hat im Rahmen ihrer
fachlichen Zustandigkeit die fur den jeweiligen Fall zustandige 6ffentliche Stelle.
(6) Auf Antrag bei dem CC-EGov kann einer 6ffentlichen Stelle sowohl ein lesendes als
auch schreibendes Zugriffsrecht auf die von einer anderen 6ffentlichen Stelle bearbeiteten
Vorgange eingeraumt werden, soweit dies fir die Aufgabenerfullung erforderlich und die
andere oOffentliche Stelle einverstanden ist. Fir Beliehene gelten diese Regelungen
entsprechend.
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(7) CC-EGov ist im Rahmen der Betreuung der Datenbank ZEBRA Bremen sowohl zum
lesenden als auch zum schreibenden Zugriff auf die Daten nach 8§ 2 Absatz 2, 3, 5 und 6
befugt, soweit dies erforderlich ist.

§4

MalRnahmen zur Datensicherheit und Datenschutzkontrolle
(1) Die nach 8§ 7 des Bremischen Datenschutzgesetzes erforderlichen technischen und
organisatorischen Maflinahmen zur Datensicherheit trifft zentral die Senatorin fur
Finanzen. Hinsichtlich der administrativen Mal3nahmen wird sie dabei durch das Aus- und
Fortbildungszentrum fur den Offentlichen Dienst Bremen, Kompetenzzentrum flr
ausgewahlte E-Governmentverfahren (CC-EGov) unterstutzt.
(2) Durch geeignete technische Vorkehrungen, insbesondere durch Vergabe
differenzierter Berechtigungen nach organisatorischen und funktionalen Kriterien, ist
sicherzustellen, dass der Zugriff auf die Daten nur durch autorisierte, fachlich zustandige
Personen und nur in dem jeweils erforderlichen Umfang erfolgt.
(3) Der durch die Berechtigungen ermoglichte Funktionsumfang wird ausschlief3lich von
der Senatorin fur Finanzen allgemein vorgegeben.
(4) Das Verfahren fiir Berechtigungen ist revisionssicher zu dokumentieren.
(5) Uber alle Zugriffe auf die in § 2 genannten Daten werden Protokolle gefertigt, aus
denen sich der Zuwendungsempféanger, die verarbeiteten Daten, die zugreifende Stelle,
die zugreifende Person sowie der Verarbeitungszeitpunkt ergeben. Die Protokolle durfen
nur zum Zwecke der Datenschutzkontrolle verwendet werden, eine Verhaltens- und
Leistungskontrolle findet nicht statt.

§5

Datenschutzrechtliche Verantwortung
(1) Die Verantwortung fur die Einhaltung der MalRBnahmen zur Datensicherheit und die
datenschutzrechtliche Verantwortung gegeniber den Betroffenen tragen die in § 4 Absatz
1 Satz 1 genannte Stelle beziglich des Gesamtsystems und die in 8§ 3 Absatz 1
genannten Offentlichen Stellen im Ubrigen in ihren jeweiligen Zustandigkeitsbereichen.
Dies gilt auch fur die Rechte auf Auskunft, Berichtigung, Ldschung, Sperrung und
Schadensersatz.
(2) Fir die Zulassigkeit der Datenverarbeitung tragt die jeweils tatige Stelle die
Verantwortung. Fur die Zulassigkeit der Datentbermittlung tragt die tbermittelnde Stelle
die Verantwortung.
(3) Fristen, nach deren Ablauf die Daten zu léschen sind, richten sich nach den jeweils
geltenden Rechtsvorschriften. Gespeicherte Daten sind dariber hinaus zu I6schen, sobald
sie fur die Aufgaben, fur die sie verarbeitet wurden, nicht mehr erforderlich sind. Fir die
Datenloschungen ist die in 8 4 Absatz 1 Satz 1 genannte Stelle zustandig.

§6
Inkrafttreten
Diese Verordnung tritt am 17. April.2014 in Kraft.

Beschlossen, Bremen, den 8. April.2014 Der Senat

18



BKZ | Bezeichnung Verarbeitungsbefugnis
011 | Rechnungshof Audit
020 | Senatskanzlei ZWB, HHB, VN1, VN2
028 | Bevollméchtigte beim Bund und Europa ZWB, HHB, VN1, VN2
030 | Senator fir Inneres und Sport ZWB, HHB, VN1, VN2
060 | Ortsamt Hemelingen ZWB, HHB, VN1, VN2
061 | Ortsamt Burglesum ZWB, HHB, VN1, VN2
062 | Ortsamt Vegesack ZWB, HHB, VN1, VN2
063 | Ortsamt Blumenthal ZWB, HHB, VN1, VN2
064 | Ortsamt Horn-Lehe ZWB, HHB, VN1, VN2
065 | Ortsamt Huchting ZWB, HHB, VN1, VN2
066 | Ortsamt Obervieland ZWB, HHB, VN1, VN2
067 | Ortsamt Osterholz ZWB, HHB, VN1, VN2
070 | Ortsamt Blockland ZWB, HHB, VN1, VN2
071 | Ortsamt Borgfeld ZWB, HHB, VN1, VN2
072 | Ortsamt Oberneuland ZWB, HHB, VN1, VN2
073 | Ortsamt Seehausen ZWB, HHB, VN1, VN2
074 | Ortsamt Strom ZWB, HHB, VN1, VN2
075 | Ortsamt Mitte/Ostl.Vorstadt ZWB, HHB, VN1, VN2
076 | Ortsamt West ZWB, HHB, VN1, VN2
077 | Ortsamt Neustadt/Woltmershausen ZWB, HHB, VN1, VN2
078 | Ortsamt Schwachhausen/Vahr ZWB, HHB, VN1, VN2
100 | Senator fir Justiz und Verfassung ZWB, HHB, VN1, VN2
192 | Sportamt ZWB, HHB, VN1, VN2
200 | Senatorin fir Bildung und Wissenschatft -Bildung- ZWB, HHB, VN1, VN2
200 | Senatorin fur Bildung und Wissenschatft - ZWB, HHB, VN1, VN2
Wissenschaft-
250 | Senator fir Kultur ZWB, HHB, VN1, VN2
256 | Landesamt fur Denkmalpflege ZWB, HHB, VN1, VN2
257 | Landeszentrale fir politische Bildung ZWB, HHB, VN1, VN2
300 | Senator flr Wirtschaft, Arbeit und Hafen — Arbeit ZWB, HHB, VN1, VN2
400 | Senatorin fur Soz., Kinder, Jugend u. Frauen ZWB, HHB, VN1, VN2
490 | Amt fur soziale Dienste ZWB, HHB, VN1, VN2
500 | Senator fir Gesundheit ZWB, HHB, VN1, VN2
510 | Gesundheitsamt Bremen ZWB, HHB, VN1, VN2
600 | Senator fur Umwelt, Bau und Verkehr - Umwelt ZWB, HHB, VN1, VN2
680 | Senator fir Umwelt, Bau und Verkehr - Bau und ZWB, HHB, VN1, VN2
Verkehr —
687 | Amt fur StralRen und Verkehr ZWB, HHB, VN1, VN2
700 | Senator fur Wirtschaft, Arbeit und Hafen - Wirtschaft — | ZWB, HHB, VN1, VN2
900 | Senatorin fur Finanzen ZWB, HHB, VN1, VN2,Administration
926 | AFZ CC-EGov Administration

Erlduterung

Audit: Lesender Zugriff

ZWB: Zuwendungsrechtliche Bearbeitung

HHB: Haushaltsrechtliche Bearbeitung,

VN1: Priufung der Verwendungsnachweise kursorisch
VN2: Priufung der Verwendungsnachweise vertieft

Administration: Administrative Aufgaben (Nutzerverwaltung) und Verwaltung der

Antragstellerdaten
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- Auszug — Novellierung der VV zu 8§ 44 LHO —

neu
17.6

Die Ubermittlung elektronischer Dokumente sowie das Ersetzen der in den Nrn. 1 bis 15
angeordnete Schriftftorm durch die elektronische Form ist nach Maf3gabe der fir die
elektronische Kommunikation geltenden Vorschriften des BremVwVfG bzw. SGB
(insbesondere 88 3a, 37 und 41 BremVwVfG bzw. § 36 a SGB | und 88 33 und 37 SGB X)
zulassig.

17.7

Ab dem 01.01.2014 sind Zuwendungsfélle des Landes und der Stadtgemeinde Bremen im

Datenbankverfahren ZEBRA in ihren wesentlichen Teilen abzubilden.

Wenn zwingende Griunde vorliegen, Zuwendungsfalle nicht unmittelbar in ZEBRA Bremen
(Land und Stadtgemeinde) abzubilden, ist eine unverzigliche Nacherfassung zu
gewabhrleisten.

Vermerke Uber Antragsprifungen, Verwendungsnachweisprifungen usw. missen nicht in
ZEBRA hinterlegt werden, sofern eine anderweitige Archivierung vorgeschrieben ist. Im
Falle einer anderweitigen Archivierung ist ein entsprechender Verweis in ZEBRA
aufzunehmen.

Zu erfassen sind insbhesondere:

a. genaue Bezeichnung des Zuwendungszwecks (vgl. Nr. 5.2.3);

b. Bewilligungszeitraum

c. Zuwendungsart, Finanzierungsart und Finanzierungsform, bewilligte
Zuwendungshohe;

d. vollstandige Ubersicht tiber die Einnahmen (einschl. Drittmittel) und Ausgaben
(Finanzierungsplan/Wirtschaftsplan) bei der Antragstellung und Bewilligung in
einem Detaillierungsgrad, der die spatere Prufung des Verwendungsnachweises
entsprechend der Antragstellung und der Bewilligung sowie weiterer Anderungen
wahrend der MaRnahme bzw. nach ihrem Abschluss erméglicht.

Soweit beantragte MaRnahmen nicht bewilligt werden, kann die Ubersicht tiber
Einnahmen und Ausgaben des Antrags in reduzierter Detaillierung abgebildet
werden. Bei mehr- oder Uberjahrigen MaRnahmen ist der Zuwendungsbedarf und
bei rickzahlbaren Leistungen sind die erwarteten Riickzahlungen mdglichst nach
Jahren gegliedert darzustellen;

e. alle ergangenen Bescheide (z.B. Ablehnung, Bewilligung, Anderung, Aufhebung,
Widerruf, Ruckforderung) unter Angabe von Bescheiddatum, Solldatum fir
Zwischen- und Verwendungsnachweise;

f.  Ubersicht der Einnahmen und Ausgaben der MaRnahme fiir Zwischen- und
Verwendungsnachweise (einschlief3lich Eingangs- und Prifungsdaten);

g. alle Auszahlungen und Ruckforderungen von Zuwendungsmitteln, die im
Zusammenhang mit der Maflinahme von einer Dienststelle vorgenommen werden;

h. die Zuwendungshohe, diese ist — soweit erforderlich — auf den endgultig benotigten
Zuwendungsbetrag zu korrigieren.
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Checkliste Antragsverfahren

ANLAGE 3

Liegt ein erhebliches Interesse der
Freien Hansestadt Bremen fir die
Forderung des geplanten Vorhabens
bzw. der Institution vor (vgl. 88 23, 44
LHO)?

Ist zwingend darzulegen (Pflichtfeld).

Besteht eine haushaltsrechtliche
Ermachtigung?

Die Angabe eines Haushaltstitels ist
zwingend (Pflichtfeld). Die
Titelfestlegung erfolgt nur durch User,
die dazu vom Ressort/Dienststelle
ermachtigt werden (festgelegt im Rollen-
und Rechte-Konzept).

Ist eine ordnungsgemalie
Geschaftsfihrung beim Antragssteller
gegeben (vgl. VV Nr. 1.2 zu § 44 LHO)?

Die Aufnahme als Pflichtfeld ist fiir eine
der nachsten Versionen geplant.

In welchem Umfang stehen dem
Antragsteller Eigenmittel zur
Verfligung? Ist eine Forderung unter
Subsidiaritatsgesichtspunkten nétig bzw.
Uberhaupt moglich? (vgl. Nr. 1.2 der
ANBest-I/ANBest-P)

Fur einzelne Forderbereiche legen die
Forderrichtlinien den notwendigen
Umfang des Eigenanteils fest.

Die Finanzierung ist zwingend im
Rahmen der Antragsprifung darzulegen
(Pflichtfelder) bei Maske ,Finanzierung®.

Wurde mit dem Vorhaben bereits
begonnen (vgl. VV Nr. 1.3 zu § 44
LHO)?

Lvorzeitiger Beginn genehmigt?“ (Flag)
Wenn Flag, dann wird Begriindung
abgefragt (Pflichtfeld).

Ist die Gesamtfinanzierung des
Vorhabens gesichert (vgl. VV Nr. 1.2 und
3.3.5 zu § 44 LHO)? Eine Anfinanzierung
von Vorhaben, deren
Gesamtfinanzierung nicht gesichert ist,
ist unzulassig.

Ist zwingend darzulegen (Pflichtfelder)
bei Maske ,,Antrag” (autom. Berechnung
mit Ergebnis in rot oder grin).

Automatische Beteiligung der fachlich
zustéandigen technischen bremischen
Verwaltung (vgl. VV Nr. 3.3.2 zu § 44
LHO)

Baufachliche Zuwendungsprufung wird
automatisch per eMail mit
Grundinformationen informiert, wenn
Flag gesetzt wird.

Wie hoch sind die geplanten
Gesamtausgaben? Welche Ausgaben
sind zuwendungsfahig (vgl. Nr. 3.3.3 zu
8§ 44 LHO)?

Zuwendungsfahige Betrage sind vom
Sachbearbeiter einzutragen — bei
Abweichungen wird Begrindungsfeld
zum Pflichtfeld.

Wird das Besserstellungsverbot
eingehalten?

Pflichtfelder
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Welche Finanzierungsart soll Pflichtfeld
angewendet werden (vgl. 3.3.4 zu § 44

LHO)?

Welcher Bewilligungszeitraum ist Beginn und Ende der Zuwendung sind
sinnvoll (vgl. 5.2.5 zu § 44 LHO)? anzugeben.

Welche Finanzierungsform soll Es ist darzulegen, ob eine andere
angewendet werden (vgl. VV Nr. 1.1 zu § | Finanzierung (Burgschaft, Darlehen,
44 und § 23 LHO)? sonst. Gewahrleistung) moglich ist

(Pflichtfeld).

Gibt es finanzielle Auswirkungen auf Uber die Angabe der Laufzeit sowie der
kinftige Haushaltsjahre (vgl. VV Nr. Finanzierung tUber die Laufzeit sind die
3.3.6 zu § 44 LHO)? finanz. Auswirkungen bei der
Antragsprifung darzustellen, ebenfalls
ist anzugeben, ob die
Gesamtfinanzierung gesichert ist.

Mit der Novellierung der Verwaltungsvorschriften zu den 88 23, 44 LHO sollen einheitliche
»Grundséatze fur Forderrichtlinien® erlassen werden. Bei der Entwicklung von
Forderrichtlinien sind die Grundsétze fur Forderrichtlinien zu beachten. Dieses
Gliederungsschema ist verbindlich.

Um eine einheitliche Entscheidungspraxis fir die einzelnen Bereiche sicherzustellen, ist in
den Fdrderrichtlinien u.a. der Zuwendungszweck bzw. Zuwendungsziel sowie die
zuwendungsfahigen Ausgaben zu prazisieren.

Zum Aufbau eines funktionierenden Fordercontrollings ist aul3erdem eine zwingende
Befristung der Forderrichtlinien auf maximal 5 Jahre vorgesehen (Empfehlung des Bund-
/Lander-Erfahrungsaustausches zum Fordercontrolling).

Die Forderrichtlinien sind in ZEBRA zu hinterlegen. Zurzeit obliegt dies den
Ressorts/Dienststellen. Der Zugriff auf die Dokumentenverwaltung wird gemaf Rollen-
und Rechtekonzept gesteuert.
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ANLAGE 4

Leitfaden fir die Planung und Durchfihrung von Erfolgskontrollen / Controlling

Die Abgrenzung der Begrifflichkeiten ,Zuwendungszweck® und ,Zuwendungsziel* fuhrt
haufig zu Schwierigkeiten. Der Zuwendungszweck besteht oft darin, das geplante
Vorhaben mit den vorgesehenen Mitteln, in der vorgesehenen Zeit, also in der geplanten
Art und Weise, durchzufihren. Die Erfillung des Zuwendungszweckes ist nicht
gleichzusetzen mit der Erfullung des Zuwendungsziels. Auch wenn eine MalRhahme wie
geplant umgesetzt wurde, kann das Zuwendungsziel nicht erreicht worden sein.

Mit der Anderung der Verwaltungsvorschriften zu § 44 Landeshaushaltsordnung (LHO) ist
gemal der neuen Regelung in Nummer 11a der VV zu § 44 LHO bei allen Zuwendungen
zusatzlich zur Priafung der Erreichung des Zuwendungszweckes eine Erfolgskontrolle
durchzufiihren. Bei der Erfolgskontrolle geht es um die Frage, ob das mit der Foérderung
beabsichtigte Ziel erreicht worden ist. Neben dem konkreten Zweck muss immer auch das
Forderziel erreicht werden.

Warum sind Erfolgskontrollen notwendig?

Die Erfolgskontrolle ist ein systematisches Prufverfahren. Sie werden entsprechend der
Verwaltungsvorschriften zu § 7 LHO durchgefiihrt, um Informationen dariiber zu gewinnen,

- ob und inwieweit die vereinbarten Ziele erreicht werden (Zielerreichungskontrolle)

- inwieweit die MalRnahme geeignet und urséchlich fir die Zielerreichung war
(Wirkungskontrolle) und

- ob MalRBnahmen oder Programme wirtschaftlich durchgefiihrt werden
(Wirtschaftlichkeitskontrolle).

Die Erfolgskontrolle soll damit Informationen liefern, auf deren Basis Entscheidungen tber
FortfiUhrung, Korrektur oder Einstellung einer bestimmten FérdermalRnahme oder eines
Programms getroffen werden kénnen.

Die Ergebnisse der Erfolgskontrolle kénnen ferner bei der Planung &hnlicher Malinahmen
verwertet werden.

Fur Zuwendungsprogramme werden die Ergebnisse von Erfolgskontrollen entsprechend
verschiedener burgerschaftlicher Ersuchen in aufbereiteter und sinnvoll aggregierter Form
auch den Deputationen vorzulegen sein.

Wie sollen die Erfolgskontrollen vorbereitet werden?

1. Beschreibung der Ausgangslage (Ist-Zustand) — Beschreibung der Ziele (Soll-Zustand)

Um Erfolgskontrollen im Zuwendungsbereich durchfihren zu kbénnen, ist im
Zuwendungsbescheid/-vertrag eine genaue Bezeichnung des Zuwendungszwecks nach
Umfang, Qualitat und Zielsetzung vorzunehmen (vgl. 4.2.3 der VV zu § 44 LHO).

Neben dem Zuwendungszweck ist das Forderziel nach Art, Umfang und Qualitat so
prazise zu formulieren, dass im Rahmen der Erfolgskontrolle ein Soll-Ist-Vergleich
vorgenommen werden kann.

Hierzu sind aus den allgemein formulierten Oberzielen (z.B. Verbesserung der Qualitat
des kulturellen Angebots, Sicherung der Beschéftigung in der Freien Hansestadt Bremen)
messbare Unterziele (z.B. Teilnehmer- bzw. Besucherzahlen, Auslastungsgrad)
abzuleiten, Reduzierung der Produktkosten des Betriebes) zu bilden.
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Es gehort zur Fachverantwortung, Handlungsziele festzulegen und danach zu
handeln. Dementsprechend sind von den zuwendungsgebenden Ressorts
Forderziele und Messkriterien fur ihren Bereich vorzugeben. GemalRR der neuen
Regelung in Nummer 3.7 der VV zu 8§ 23 LHO sollen insbesondere Ausgaben bei
Forderprogrammen nur veranschlagt werden, wenn die Ziele fir eine spatere
Erfolgskontrolle hinreichend bestimmt sind.

Die Forderziele kénnen dabei nach den Handlungsfeldern (Forschungsprojekte,
Filmférderung, Ausstellungen etc.) strukturiert werden. Oberziele ergeben sich u.a.
aus Fordergesetzen, der mittelfristigen Finanzplanung, dem
Produktgruppenhaushalt und parlamentarischen Beschlissen.

Beispiel Nr. 1 Justizbereich

Ziele bestimmen:

Oberziel: Schaffung von Rechtsfrieden, Gewaltpravention, Vermeidung von Haft

Teilziel: Durchfiihrung des Tater-Opfer-Ausgleichs im Bereich jugendlicher,
heranwachsender und erwachsener Straffélliger in den
Amtsgerichtsbezirken Bremen und Bremen-Blumenthal.

Zielerreichung messen:

Zahl der abgeschlossenen Akten.

So soll im Rahmen der Leistungen in den Amtsgerichtsbezirken Bremen und Bremen-Bluemthal im
Jahr 2015 die Zahl der abgeschlossenen Akten bei den Tatverdachtigen 500 erreichen.

Beispiel Nr. 2 Justizbereich
Ziele bestimmen:

Oberziel: Schaffung von Rechtsfrieden, effektive Ressourcensteuerung, Vermeidung
von Haft
Teilziel: Vermittlung gemeinnuitziger Arbeit fir Geldstrafenschuldner zur

Vermeidung der Vollstreckung von Ersatzfreiheitsstrafen.

Zielerreichung messen:

Zahl der Beratungsfalle, Anzahl der eingesparten Hafttage

Es wird von mindestens 730 abgeschlossenen Beratungsfallen pro Jahr ausgegangen — wobei
durch gemeinnitzige Arbeit und Zahlungen mindestens 14.000 eingesparte Hafttage erreicht
werden sollten.

Beispiel Jugend und Soziales

Ziele bestimmen:

Oberziel: Kindertagesbetreuung

Teilziel: Sicherung des Rechtsanspruchs u3

Zielerreichung messen:
Anzahl der Platze; Versorgungsquote

2. Weitergehende Regelungen im Zuwendungsbescheid/-vertrag

Im Zuwendungsbescheid/-vertrag ist festzulegen, welche Daten, zu welchem Zeitpunkt,
wie aufbereitet der Bewilligungsbehérde vorzulegen sind. Dabei kann der
Zuwendungsempfanger auch verpflichtet werden, Informationen flr einen Zeitraum nach
Beendigung des Bewilligungszeitraums zu liefern, die fir die Kontrolle des
Programmerfolgs herangezogen werden (Umsatz- und Erlésentwicklung, neu geschaffene
Arbeitsplatze 0.A.).
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Im Zuwendungsbescheid/-vertrag ist zudem =zu regeln, in welchem Umfang die
Zuwendung zu erstatten ist, wenn der Zuwendungszweck und die Forderziele sowie die
damit einhergehenden Auflagen oder Bedingungen nur teilweise erfullt werden.

Wie sollen die Erfolgskontrollen durchgefiihrt werden?

Die Erfolgskontrolle wird in der Regel nach Abschluss einer MalRnahme oder eines
Programms durchgefiihrt. Bei langerfristigen MalRnahmen bietet es sich jedoch an,
Zwischenergebnisse der Erfolgskontrolle auszuwerten, um den Grad der Zielerreichung
maoglichst friihzeitig abschéatzen und ggf. MaRnahmen zu Nachsteuerung ergreifen zu
konnen. Soweit sachgerecht kann die Erfolgskontrolle mit der Nachweisprifung verbunden
werden.

1. Stufe — Zielerreichungskontrolle fur jede EinzelmaRnahme

Jede EinzelmalBnahme st daraufhin zu untersuchen, ob anhand des
Zuwendungsbescheides/-vertrages das beabsichtigte Ziel erreicht worden ist. Durch einen
Vergleich der geplanten Ziele mit der tatsachlich erreichten Zielrealisierung (Soll-Ist-
Vergleich) ist festzustellen, welcher Zielerreichungsgrad zum Zeitpunkt der
Erfolgskontrolle gegeben ist (Zielerreichungskontrolle).

2. Stufe — Wirkungs- und Wirtschaftlichkeitskontrolle

FUr geeignete Falle — insbesondere bei Forderprogrammen und MalRnahmen mit einem
bedeutsamen Finanzvolumen — ist erganzend zu prufen, ob die MaRnahme geeignet und
ursachlich fur die Zielerreichung war (Wirkungskontrolle) und, ob die Malinahme
wirtschaftlich durchgefuhrt worden ist (Wirtschaftlichkeitskontrolle).

¢ Im Rahmen der Wirkungskontrolle sollte versucht werden zu ermitteln, ob andere
EinflussgréRen die Zielerreichung beeinflusst haben. War die MalRnahme fur die
Erreichung des geplanten Ziels urséchlich? Ware der Erfolg auch ohne die
Forderung eingetreten (,Mitnahmeeffekt”)?
Solche Uberlegungen konnen systematisch auf der Basis einer Analyse der
Rahmenbedingungen und der logischen Zusammenhange, unter denen die
Malinahme geplant und durchgefuhrt wurde, angestellt werden.

e Bei der Wirtschaftlichkeitskontrolle ist mit Hilfe der Kosten-Nutzen-Analyse zu
prufen, ob der Nutzen des Forderprogramms die Kosten rechtfertigt und ob mit Hilfe
der einzelwirtschaftlichen  Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen  Madglichkeiten
bestehen, die Verwaltungskosten fir die Durchfihrung des Programms zu senken.

Unterstitzung durch ZEBRA bei der Durchfiihrung von Erfolgskontrollen?

Neben der Auswertung der Sachberichte erfolgt eine technische Unterstitzung von
Erfolgskontrollen durch die Fachanwendung ZEBRA, die eine Gegeniberstellung von
Zielvorgaben (Soll) und tatsachlicher Erreichung (Ist) von Leistungszielen/Indikatoren nach
Abschluss eines Projekts sowohl auf Ebene von Forderrichtlinien als auch Projekt
bezogen ermoglicht. Somit kbnnen Programme schneller evaluiert und Projekte Uberpruft
werden. Dazu ist es notwendig, die Indikatoren als bindende Vorgaben in den
Zuwendungsbescheiden aufzunehmen, um im Rahmen der Verwendungsnachweis-
prufung die Zielerreichung prufen zu kénnen.

25



ANLAGE 5

Lehrgang ,Zuwendungsrecht” fur Angehdrige des Nachwuchspools

0. Grundsatzliches/Zeitlicher Ablauf

e Einstellung von 8 Nachwuchskraften der LG 2, 1.EA bis zum 01.04.2014
(SIS 1,SJV 1, SftK 1, SKJF 3, SUBV 1, SWAH 1)

e Allgemeine Einfihrungsfortbildung fur alle neu eingestellten Poolkrafte am
24./25.04., 29/30.04. sowie am 11.06.2014

e Der Lehrgang fir die Poolkrafte ,Zuwendung” ist fir die Dauer von ca. 2 Jahren
angelegt und soll im Mai 2014 beginnen

¢ Innerhalb der 2 Jahre ist eine dreimonatige Hospitation in einer anderen
Dienststelle vorgesehen

e Das Curriculum sieht einen Umfang von 243 Stunden mit folgenden Inhalten
vor:

1. Allgemeines Verwaltungsrecht und formelles Zuwendungsrecht
70 Unterrichtsstunden
(Zeitpuffer eingeplant: 18 Tage * 4 Unterrichtsstunden = 72 Unterrichtsstunden)

(07.05. — 30.07.2014, unterschiedliche Termine, mittwochs/donnerstags,
jeweils 8:30 Uhr — 12:00 Uhr)

07.05., 08.05., 15.05., 21.05., 05.06., 12.06., 18.06., 25.06., 26.06., 02.07., 03.07.,
09.07.,10.07.,16.07., 17.07., 23.07., 24.07., 30.07.2014)

2. Jahresabschluss, Investitions- und Wirtschaftlichkeitsrechnung, SAP,
Fachaufsicht und Beteiligungsmanagement
84 Unterrichtsstunden

(ab 12.05.2015, jeweils 8:15 Uhr — 14:30 Uhr)

12.05. — 14.05.2014 (Jahresabschlisse Bilanz/Gewinn- und Verlustrechnung)
26.05. — 28.05.2014 (Analyse von Jahresabschlissen)

17.09. — 18.09.2014 (Fachaufsicht und Beteiligungsmanagement offentl.
Unternehmen)

02.02. - 03.02.2015, 06.02.2015 (Investitions- und Wirtschaftlichkeitsuntersuchung)

weitere Termine offen

3. Haushaltsrecht bei der Aufstellung und Bewirtschaftung des Haushalts
40 Unterrichtsstunden

(dienstags, 16.09. — 02.12.2014, jeweils 8:00 Uhr — 11:30 Uhr)

16.09., 23.09., 30.09,, 07.10., 14.10., 21.10., 11.11., 18.11,, 25.11., 02.12.
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4. Zuwendungsrecht
42 Unterrichtsstunden

mittwochs/donnerstags, 08./09.10., 15./16.10. sowie 22./23.10.2014,
jeweils 8:00 Uhr — 14:10 Uhr)
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Allgemeines Verwaltungsrecht und formelles Zuwendungsrecht
70 Unterrichtsstunden

Inhalte: Zeitrahmen
(Geschatzt in Unterrichts-
stunden zu 45 Minuten)

Grundlagen, Rechtsquellen 4
Verfassungsrechtliche Grundlagen, Quellen des 4
Verwaltungsrechts, Definition und Rechtsgrundlagen des
Zuwendungsrechts einschliel3lich europaischer
Bestimmungen und ergdnzender Forderrichtlinien und
Verwaltungsvorschriften zur LHO

(Wiederholung und) Vertiefung folgender 36
Schwerpunktthemen:
e Verwaltungsakt (Merkmale, Vorbescheid, 4
Teilbescheid, Abschlussbescheid/ mit Fallibungen)
e Nebenbestimmungen (allgemeine und besondere des 4
Zuwendungsrechts [Teil I/ mit Fallibungen])
e Ermessen (mit Ermessensfehlern und einschlief3lich 4

des Grundsatzes der Verhaltnismanigkeit/ mit
Fallibungen)

e Bescheidtechnik (Aufbau, Tenor, Begriindung unter 4
Berucksichtigung gesetzlicher Anforderungen,
Rechtsbehelfsbelehrung/ mit Fallibungen)

e Verwaltungsverfahren (Teil I: Einleitung und 4
Abschluss, besondere gesetzliche Anforderungen
einschlief3lich der Formen der Bekanntgabe/ mit
Fallibungen)

e Fehlerhafte Verwaltungsakte 4
(Rechtmaligkeitsvoraussetzungen, Fehlerfolgen,
Heilungsmaoglichkeiten/ mit Fallibungen)

e Aufhebung von Verwaltungsakten (Teil I: Riicknahme 8
und Widerruf, auch: Aufhebung im
Widerspruchsverfahren einschlief3lich praktischer
Fallibungen)

e Rechtsschutz (formlose und formliche Rechtsbehelfe, 4
Widerspruchsverfahren
[Zulassigkeitsvoraussetzungen, Ablauf, moégliche
Entscheidungen, praktische Fallibung], gerichtlicher
Rechtsschutz einschlief3lich Klagearten

Formelles Zuwendungsrecht — Ausgewahlte Themen: 30

e Antragsverfahren (Voraussetzungen/ besondere 2
Anforderungen gem. VV LHO)

e Bewilligung/ Zuwendungsbescheid (Inhalte gem. VV 4

LHO/ Mindestbestandteile eines
Zuwendungsbescheids)
o Offentlich-rechtlicher Zuwendungsvertrag

¢ Nebenbestimmungen zum Zuwendungsbescheid [Teil 2
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1]

Antragsablehnung, Zusicherung einer Zuwendung,
Zustimmung zum vorzeitigen Mal3nhahmebeginn

Inhalt des § 44 Abs. 1 LHO/ Allgemeine Grundsatze
der Leistungsverwaltung/ Notwendigkeit besonderer
gesetzlicher Ermachtigung im Ausnahmefall/
Ermessen/ Gleichheitsgrundsatz (Artikel 3 | GG)/
Regelwerk fur Zuwendungen unterhalb der
gesetzlichen Ebene/ Einheitliches Regelwerk in Bund
und Landern

Forderrichtlinien (Definition/ Férderpolitische
Bedeutung/ Grundsatze fur Forderrichtlinien/
Abgrenzung zu Férderprogrammen/ Rechtsnatur
fachspezifischer Fordermodalitaten/ Férderrichtlinien
als - Verwaltungsvorschriften mit AuRenwirkung, - als
Instrument zur Information moglicher Antragsteller, -
als besondere Nebenbestimmungen/ Besondere
Merkmale (Verwaltungsvereinfachung, Transparenz
und Wettbewerb, Gleichbehandlung,
Prifungsmalstab fur Erfolgskontrolle), Ermessen bei
der Gestaltung von Forderrichtlinien/ Anderung und
Aufhebung von Forderrichtlinien

Verwaltungsverfahren bei Zuwendungen (Teil II:
Antragsverfahren, Bewilligung, Auszahlung,
Uberwachung und Nachweis sowie Priifung der
Verwendung/ Erfolgskontrolle/ Riickforderung)

Anderung des Zuwendungsbescheides (tatsachliche
und gesetzliche Voraussetzungen, inhaltliche und
gesetzliche Anforderungen, Nachbewilligung,
Verfahren

Ruckforderung von Zuwendungen (Teil II:
Rechtsgrundlagen und Voraussetzungen)

Widerruf eines rechtmaRigen Zuwendungsbescheides
[- wegen nicht zweckentsprechender Verwendung, -
keine alsbaldige zweckentsprechende Verwendung, -
nachtragliche Zweckentfremdung, - wegen
Nichterfullung von Auflagen] / Vertrauensschutz,
Ausibung und Einschrankung des Ermessens/
besondere Fristen/ Umfang und Wirksamwerden des
Widerrufs)

Rucknahme eines rechtswidrigen
Zuwendungsbescheids (Vertrauensschutz, Ermessen,
Jahresfrist, Verjahrung)

Verfahren beim Erlass eines
Ruckforderungsbescheides (Anhdrung, Begriindung,
Rechtsbehelfsbelehrung, zustandige Behorde)
Unwirksamkeit eines Zuwendungsbescheides wegen
einer auflosenden Bedingung oder Befristung/
Ermessen bei der Riuckforderung aufgrund der
Unwirksamkeit

Besondere Einzelfragen auf Wunsch der Teilnehmer/-
innen
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(soweit kein Bedarf Vertiefung ausgewahlter Probleme
durch den Dozenten

Summe Unterrichtsstunden:
(Mindestanforderung!)

70
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Haushaltsrecht bei der Aufstellung und Bewirtschaftung des Haushalts
40 Unterrichtsstunden

Inhalte: Zeitrahmen
(Geschatzt in Unterrichts-
stunden zu 45 Minuten)

Haushaltssystematik 8

e Kameraler Haushalt
e Produktgruppenhaushalt

Haushaltsgrundséatze mit Ausnahmen 30

e Gesamtdeckung
Ausnahme: Zweckbindung, Verwendung von
Mehreinnahmen
e Spezialisierung
Ausnahmen: Deckungsfahigkeit, Nachbewilligungen,
Umschichten von Verpflichtungserméachtigungen
e Jahrlichkeit — Einjahrige Vollzugsperiode
Ausnahme: Verpflichtungsermachtigungen
e Jahrlichkeit — Zeitliche Bindung
Ausnahmen, Ubertragbarkeit, Riicklagenbildung
e Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit

Zeichnungsbefugnis 2

Summe Unterrichtsstunden: 40
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Jahresabschluss, Investitions- und Wirtschaftlichkeitsrechnung, SAP,
Fachaufsicht und Beteiligungsmanagement
91 Unterrichtsstunden

Inhalte: Zeitrahmen
(Geschatzt in Unterrichts-
stunden zu 45 Minuten)

Jahresabschlisse Bilanz und GuV 21

¢ Rechtliche Grundlagen

Aufbau einer HGB-Bilanz

Erlauterungen zu Aktiva und Passiva einer Bilanz
Bilanzierungs- und Bewertungsvorschriften
Jahresabschlisse nach HGB und Steuerrecht
GuV nach Gesamt- und Umsatzkostenverfahren

Analyse von Jahresabschlissen 21

e Bewertung der Verdnderung von Bilanzpositionen
Bilanzanalyse mittels Kennziffern

Struktur- und Bewegungsbilanz
Kapitalfluss-Berechnungen
Cash-Flow-Berechnungen

Beispiele von Jahresabschliissen

Einnahmen- / Ausgaben-Uberleitungsrechnung

Fachaufsicht und Beteiligungsmanagement 14

e Wirtschaftsplane als Planungsinstrument
e Jahresabschlisse der 6ffentlichen Unternehmen
e Steuerungsproblematik und Fachaufsicht

Investitions- und Wirtschaftlichkeitsrechnung 21

e Verwaltungsvorschriften

WU-Ubersicht

Investitionsplanung und Investitionsprojekte
Zinsrechnungen sowie Zinses-Zins-Rechnungen
Statische Verfahren (z.B. Kostenvergleich)
Dynamische Verfahren (z.B. Barwertmethode)
Senatorin fur Finanzen: Website zu
Wirtschaftlichkeitsberechnungen

SAP Einfihrung 7

e Betriebswirtschaftliche Standard-Software SAP
SAP-Module

SAP-Einsatz in der Freien Hansestadt Bremen
Rechte bzw. Rollen in SAP

SAP-Oberflache

SAP-Benutzermenii

SAP-Meniubaum und —Transaktionen
Benutzerdatenpflege
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Lesezugriffe in SAP

e Offene-Posten-Listen fiir Debitoren und Kreditoren

Summe Unterrichtsstunden:
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Zuwendungsrecht
42 Unterrichtsstunden

Inhalte: Zeitrahmen
(Geschatzt in Unterrichts-
stunden zu 45 Minuten)
Zuwendungsrecht 42
e Grundlagen Zuwendungsrecht, Begriffe, Zuwendungs- 10
und Finanzierungsarten etc
e Einfuhrung ZEBRA, Eingabe von Antréagen 4
e Projektférderung, Inhalt Nebenbestimmungen, 7
Bauprojekte, Weitergabe von Zuwendungen,
Verwendungsnachweise, Folgen der
Verwendungsprifung, Ubungsfalle Projekte 7
e Bearbeitung Projektantrdge in ZEBRA, Plausibilitaten
prufen, Antragsprifvermerk, Bewilligung, Bescheid,
Zahlungen, Verwendungsnachweise, Prifvermerke,
ZEBRA als DMS 3
¢ Institutionelle Forderung, Inhalt Nebenbestimmungen,
Institutionelle Forderung mit Haushaltsplan, 4
Ubungsfalle
e Institutionelle Férderung in ZEBRA, Import
Haushaltsplane, Titelfestlegung, Zahlungsplane, 3
Anderungen Wirtschaftsplan
e Institutionelle Férderung mit Bilanz, Bedeutung der
Uberleitungsrechnung, Ubungsfalle, strafrechtliche 4
Bestimmungen
e Institutionelle F6rderung mit Bilanz in ZEBRA,
Hochladen der Anlagen und Dokumente, Feststellung
der zuwendungsfahigen Ausgaben
Summe Unterrichtsstunden 42
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Programm Neuordnung der Aufgabenwahrnehmung

Nr. |A 16 Betriebsprufungen in der Steuerverwaltung

Projektleitung: |Herr Dr. Schwieger (SF)

LA-Vorsitz: -

Weitere LA- -
Mitglieder

Bremen, den 09. Februar 2015

Abschlussbericht der Projektleitung

1. Politische und finanzielle Rahmenbedingungen Bremens

Bremen befindet sich in einer extremen Haushaltsnotlage. Um die
Bedingungen der Schuldenbremse in 2020 erfillen zu kdénnen, sind deshalb
erhebliche Anstrengungen zur Konsolidierung der Haushalte notwendig.
Infolge dessen werden in den kommenden Jahren geringere Ressourcen in
den Bereichen von Personal, den Sachausgaben und den Investitionen zur
Verfligung stehen.

Es ist deshalb zwingend erforderlich, die Haushalte strukturell zu entlasten
und aufgabenkritisch zu Uberprifen. Ziel muss es sein, Spielrdume flr

politische Schwerpunktmal3ihahmen zu schaffen.

2. Senatsbeschluss vom 25. Méarz 2014
Mit dem in seiner Sitzung am 25. Marz 2014 beschlossenen Programm
.Neuordnung der Aufgabenwahrnehmung — Programm zum Erhalt eines
leistungsfahigen o6ffentlichen Sektors mit geringerem Ressourcenbedarf
(NdAW)*  verfolgt der Senat einerseits das Ziel, kurzfristige
Einsparungsmoglichkeiten zu identifizieren und andererseits mittel- und
langfristige strukturelle Optimierungsmdglichkeiten zu erzielen. Zu diesem
Zweck hat der Senat Leitlinien beschlossen und damit die Anforderungen an

den weiteren Prozess definiert.



Auf Grundlage der Leitlinien des Neuordnungsprogramms wurden mit
Unterstlitzung der Kommunalen Gemeinschaftsstelle far
Verwaltungsmanagement erste umsetzungsreife Konsolidierungsprojekte zur
Optimierung der Ausgabe- und Einnahmesituation definiert und vom Senat in
Form von ressortibergreifenden Projekten beschlossen, u.a. auch das Projekt

Al6, ,Betriebsprifungen in der Steuerverwaltung®.

3. Projekt A16, ,Betriebsprufungen in der Steuerverwaltung*”

a) Ausgangslage / Problem

Der durchschnittliche Prifungsturnus in der Aul3enprifung hat sich im Jahr 2013
in Bremen weiter erhoht; Ursache fir die Erh6hung ist insbesondere der weitere
Ruckgang an vorhandenen Prifern (2011: 122,54 vorhandene Prifer; 2012:
117,49 vorhandene Prifer; 2013: 115,62 vorhandene Prifer).

Die Zufuhrung neuer Pruferinnen konnte den Anstieg des durchschnittlichen
Prifungsturnus in 2013 nicht verhindern, da wahrend der Einarbeitungszeit keine
vergleichbare Anzahl an Prufungsféllen erledigt werden kénnen. Ferner musste
im Zuge der Zufuhrung die erheblichen Auswirkungen des Uuberproportional
grolen Abgangs von erfahrenen Priferninnen in 2013 abgefedert werden; die

Anzahl an vorhandenen Priferninnen ist in der Summe sogar gesunken.

Um den zahlenmalligen Priferbestand des Finanzamts fur Auf3enprifung nicht
weiter (insbesondere aufgrund von Altersabgédngen) absinken zu lassen, ist die
Zufihrung von ca. 10 neuen Priferlnnen pro Jahr notwendig und fir das Jahr
2014 bereits erfolgt. Dieser Weg muss auch im kommenden Jahr fortgesetzt

werden.

b) Zielzustand/LOsung

Durch Umschichtungen vom Innendienst der bremischen Finanzverwaltung in die
AuBenprifung wurden in den Jahren 2013 und 2014 jeweils 10 neue
Betriebsprufer eingesetzt. Auch wenn es zunehmend Schwierigkeiten bereitet,
weitere 10 fur die Betriebsprufung geeignete Beamte in der bremischen



Finanzverwaltung zu finden, wird auch Im Laufe des Jahres 2015 eine

entsprechende Personalumschichtung durchgefihrt werden.

c) Erwartetes Entlastungsvolumen

Das durchschnittliche steuerliche Mehrergebnis je eingesetzten Betriebsprifer
betragt rd. 600.000 €/Jahr (Daten 2013). Nach einer angemessenen
Einarbeitungszeit kann deswegen im Grunde von entsprechenden jahrlichen
Gesamtmehreinnahmen ausgegangen  werden. Selbst  bei einem
.oicherheitsabschlag von 50 % ware deshalb  mittelfristig  mit
Gesamtmehreinnahmen von 3 Millionen €/Jahr — vor der Durchfihrung des

Bundesstaatlichen Finanzausgleiches - zu rechnen.

d) Zusammenfassung / Abschlussbemerkungen

Im Rahmen des Projektes wurden insgesamt 10 Stellenausschreibungen fir das

Finanzamt fur Aul3enprufung verdoffentlicht.

Nach dem zwischenzeitlich erfolgten Auswahlverfahren, tUber deren Ergebnisse
bereits die jeweiligen konkreten Mitbestimmungsverfahren (erfolgreich)
durchgefthrt wurden, wird die Einarbeitung und Qualifizierung der neu aus den
anderen bremischen Finanzamtern gewonnenen Mitarbeiter/-innen im Finanzamt

fur AuRenprifung im Laufe des Jahres 2015 erfolgen.

Die Projektleitung sieht aus diesem Grunde die Arbeiten im Projekt Al16

.Betriebsprifungen in der Steuerverwaltung“ als abgeschlossen an.

Bremen, den 9. Februar 2015 (Dr. Schwieger, Projektleiter)
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Programm , Neuordnung der Aufgabenwahrnehmung” 25.02.2015
PL TP 2 Falko von Strauss, SUBV 7-1  Tel.: 361- 6014 / Fax: 497-6014 [ eMail: falko.vonstrauss@bau.bremen.de

Arbeitsprogramm NdAW Teilprojekt 2

Nr. | 2 Stand: | 17.12.14

Projekttitel: Uberprifung der Standards im Immobilienmanagement

Projektleitung: | N.N. SF/Hr. v. Straul3 SUBV bis ca. 15.08.14, Frau Urban

LA-Vorsitz: Hr. Staatsrat Kiick, SBW

1. Projektinhalte / Projektauftrag
1. Ausgangslage / Problem

Mit der Senatsvorlage "Neuordnung der Aufgabenwahrnehmung” vom 25.03.14 ist eine
neue Runde der Reorganisation der bremischen Verwaltung eroffnet, die sich vorrangig
das Ziel eines geringeren Ressourcenverbrauchs setzt. Zitat: "Fur eine aktiv gestaltende
Politik im Sinne des Anspruchs eines attraktiven und lebenswerten Stadtstaats Bremen
sind daher neue Ansétze der Aufgabenwahrnehmung zwingend erforderlich, um zu den
notwendigen strukturellen Entlastungen des Haushalts zu gelangen und um
entsprechende Spielrdume fir politische Schwerpunktsetzungen zu schaffen. Vor dem
Hintergrund der in den vergangenen Jahrzehnten bereits geleisteten
Konsolidierungsmalnahmen ist das Potential von grof3en, schnell wirksamen Mal3hahmen
weitgehend ausgeschopft.” ... "Konkret geht es um die Optimierung der Ausgaben-
Situation durch Uberpriifung der landesseitig beeinflussbaren Ausstattungs- und
Leistungsstandards landesintern und im Vergleich zu anderen Gebietskorperschaften”...
"Der Mal3stab fir Leistungen und Ausstattungsstandards muss — zumindest aul3erhalb von

einzelnen definierten politischen Schwerpunktbereichen — die wirtschaftlich beste Lésung

und nicht das technische oder fachliche Optimum sein. Insbesondere bei baulichen und
technischen Standards zeichnet sich hier ein Uberprifungsbedarf, auch bezuglich einer
konsequenten Steuerung, ab. Die Einbeziehung von Lander- und Gro3stadte-Benchmarks

ist unerlasslich."

2. Zielzustand/Losung

Die vorliegenden Standards gemalf den Definitionen der Projektgruppe sind aufgrund

vorhandener Benchmarks von Landern und Grol3stadten Uberprift und Vorschlage zu
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einer Absenkung sind in den Feldern, wo dies geboten erscheint aul3erhalb politischer

Schwerpunktbereiche vorgelegt und vom Senat beschlossen. Fehlende Standards, die zu

einer Absenkung des Ressourcenverbrauchs beitragen kénnten sind aufgezeigt und dem

Senat fur eine Standardsetzung vorgeschlagen.

3. Beschreibung des Projektendes:

Die Uberpriifung von baulichen und technischen Standards ist kein abschlieRender
Prozess, da sich Gesetzgebung, Technik und Wissenschaft in fortdauernder
Weiterentwicklung befinden. Das vorliegende Projekt soll bis zum 31.03.2015
abgeschlossen sein. Es wird zentrale Parameter definieren sowie Instrumente fur eine
permanente Evaluierung und Optimierung darstellen.

4. Erfolgsindikatoren

Objektive Verringerung vorhandener Benchmarks, die Bezlige zu Verfahren, Flachen oder

Bauleistungen haben.

5. Wo sollen Strukturen, Prozesse, Werkzeuge (IT), Personalbedarfe
(quantitativ & qualifikatorisch) zur Erreichung der Projektziele verandert
werden? (Auftrag)

Benennung von Einspareffekten durch Prozessoptimierungen, Definition von Prototypen
und Parametern; Wirtschaftlichkeitsberechnungen tber die Lebenszykluskosten als
integrales Element von Bauplanungen implementieren; die Nachhaltigkeit von 6ffentlichen

Hochbauten ab bestimmter Wertgrenzen nachvollziehbar bewerten.

6. Eingrenzung: Was soll nicht innerhalb des Projektes erledigt werden?

Flachen-Benchmarks fur Fachaufgaben aufRerhalb der Buro- und Verwaltungsbauten

einfiihren, insbesondere fur Schulen und KITAs.

2. Verdnderungsprozess / Projektmanagement

1. Beteiligte, Projektorganisation

Fr. Urban, SUBV AL 7, Projektleitung
Fr. Albers, SBW

Hr. Stoessel, SBW

Hr. Monsees, SF, Referat Q 13



Hr. Andrae, 1B

Hr. Kreklau, SUBV Referat 21

NN—SWH*

Hr. Dick, SSKJF

Hr. Schierholz, PR IB

Hr. v. Strauss, Werkvertragsnehmer seit Oktober 2014

2. Projektplanung / Projektstruktur / Prozessbeschreibung

Definition wesentlicher Begriffe

Arbeitsplan erstellen

LA beteiligen

Senatsvorlage zum Arbeitsplan erstellen

Verteilung von Teilaufgaben auf die PG-Mitglieder

Identifizierung von Handlungsfeldern

Beschaffung geeigneter Benchmarks durch eine Umfrage bei Landern und Kommunen
Auswertung der Standards von Dritten, Vergleich mit bremeneigenen Standards
Reduzierung und Bewertung von Standards, Definition von Prototypen und Parametern

Ausarbeiten Senatsvorlage/Berichtsbeitrag

3. MalRnahmenplanung:

Projektphase Mallnahmen

o _ It. PK keine zusatzlichen Ressourcen
Initialisierung / Projektressourcen )
verfugbar

Analysephase Definition bauliche und technische Standards

Definition Wirtschaftlichkeit

Definition politische Schwerpunktbereiche

Definition Benchmarks

_ Senatsvorlage Arbeitsprogramm der
Konzeptionsphase .
Projektgruppe

Beschaffung von Benchmarks / Umfrage

Auswertung der Umfrage / Identifizierung von

Lt muindl. Mitteilung in der PL-PK-Sitzung vom 28.05.14 sollen keine Ressorts aul3er den im Projektbogen
der Staatsratelenkungsrunde genannten beteiligt werden. Herr Dick, SSKJF wurde im Einvernehmen mit der
PK NdAW zur PG hinzugezogen wegen des Senatsauftrags zur Untersuchung serieller Bauten fur neue
KITAs.



Handlungsbereichen

Abstimmungsphase Anwendung von Benchmarks

Umsetzungsphase Vorschlage zur Anpassung von Standards

Senatsvorlage zur Anpassung von Standards

4. Welche Voraussetzungen mussen geschaffen werden?

Die Projektgruppe muss mit ausreichend Arbeitskapazitat ausgestattet bleiben.

5. Zeit- und Meilensteinplanung

Termin Aktivitat Erlauterung
Kick-off
28.05.14 . .
Projektbeginn
Mai/Juni 2014 | Definitionen, liegt vor
Arbeitsprogramm
August 2014 2. Senats-
befassung
Beschaffung
Dezember 2013: Zwischenbericht
Oktober 2014- | Benehmarks, i .
Mérz 2015 Vergleich Marz 2015: Endbericht
Benchmarks, Siehe detaillierter Projekt-Zeitplan (Anlage 1)

Handlungsfelder

31.03.2015 Projektende

6. Risiken, kritische Erfolgsfaktoren

Die Beschaffung von geeigneten Benchmarks ist sehr arbeits- und zeitaufwendig.
Teilweise existieren diese nicht. Bundesgesetzlich vorgegebene Standards oder solche
nach Europarecht kbnnen nicht verandert werden.

Der 6ffentliche Hochbau Bremens bewegt sich in einer Mangelwirtschaft, d.h.
unbestrittenen sehr hohen Bedarfen (z.B. Sanierungsstau) stehen im Verhaltnis
geringe Mittel gegenuber. Nahezu jede weitere Kirzung oder Standardminderung
technischer Baustandards vergroRert das Problem der Mangelwirtschaft, d.h. den
Sanierungsbedarf, die Funktionsfahigkeit und den wirtschaftlichen Unterhalt der
Bausubstanz. Die Verminderung energetischer Standards erhéht die kiinftigen
Ausgaben fur Energie usw.

Die kritischen Erfolgsfaktoren liegen aus Sicht der Projektgruppe im Flachenanspruch

fur die kommunalen Nutzungen in der Konfiguration von Prototypen und dazu im



strategischen Immobilienmanagement. Jeder nicht gebaute (weil nicht notwendige) gm
Nutzflache erspart Investitionen und die dazugehérigen Betriebskosten im
Lebenszyklus. Dabei muss jedoch die Nutzbarkeit und Funktionalitat gewéhrleistet
bleiben - es kann der Flachenanspruch nicht beliebig gekirzt, wohl aber bezlglich
wiederkehrender Bauaufgaben, Raumprogramme und Anpassungsparameter an
Standorte optimiert werden.

Die Verkurzung Uberlanger Planungsprozesse kann Overheadkosten und

Baupreissteigerungsraten ersparen.

7. Beschaftigtenbeteiligung und Mitbestimmung

Die Beteiligung der Personalvertretungen erfolgt durch einen vom GPR benannten

Vertreter.

8. Schnittstellen zu anderen Projekten

Abstimmung mit Projekten 1 und 9

9. Berichtspflichten

An Von Turnus Steuerungsweg
LA Projektleitung | quartalsweise [festzulegen]
Koordinierungsgruppe | Projektleitung | monatlich [festzulegen]
Koordinierungsgruppe | LA quartalsweise

Abstimmung mit den quartalsweise

Teilprojekten 1 und 9

. Potenziale / Effizienzeffekte (bis Ende Juni auszufillen)

a) Relevante Erfolgsindikatoren

¢ Absenkung quantitativer Standards, sofern kostenwirksam,

e Vorschlage zur Verbesserung der Prozessqualitat mit dem Ziel der Verklrzung der
Planungsphasen und der Erh6hung der Qualitat der Planungsergebnisse,

e Reduzierung der Flachenanforderungen an Neubauten und Erweiterungen,

e Uberprifung der Mdoglichkeit serieller Bauweisen bei hohem Bedarf gleichartiger
Hochbauten (Einspareffekte bei Planungskosten) - Mengeneffekte
(Preisreduzierungen bei hoher Stickzahl) sind marktabhangig und selbst

projektbezogen nicht vorab oder global kalkulierbar.



b) Auswirkungen auf Personalbedarf
Personalausstattung und Aufgabenvolumen der bauenden Einheiten miussen
aufeinander abgestimmt sein, Mehrbedarfe fir den Gewinn zuséatzlicher Expertise im

Hochbau kénnen sinnvoll sein.

c) Auswirkungen auf konsumtive Mittel

Verminderung von Lebenszykluskosten, insbesondere Investitions-, Energie- und
Instandhaltungskosten.

Quantitative Aussagen sind nur projektbezogen und nur bei komplettem Vergleich
alternativer Szenarien moglich - dies ist als allgemeine Aussage fiir globale
Baubudgets nicht darstellbar. Die Lebenszykluskostenrechnung in der Bewertung der
Nachhaltigkeit von BaumalRnahmen kann alternative Szenarien mit Investitions- und
Betriebskosten projektbezogen monetar bewerten.

Einsparungen bei den Flachenanspriichen eines Raumprogramms kénnen mit den

Investitionskosten und Betriebskosten direkt projektbezogen monetarisiert werden.

d) Auswirkungen auf Investitionsbedarf
Verminderung von Lebenszykluskosten, bei projektbezogener Optimierung des
Verhaltnisses zwischen Investitions- und Betriebskosten.

. Ressourcenbedarf

geschatzt ca. 7 Mitarbeitermonate (je MA 1,4 MM ohne PR-Vertreter)
ab Oktober 2014 hiervon Werkvertragsnehmer mit ca. 25 h/Monat fiir 6 Monate

Anlagen:
1. Projekt-Zeitplan

2. Definitionen der Projektgruppe



Neuordnung der Aufgabenwahrnehmung 25.02.2015
SF/SK E-Mail: ndaw@finanzen.bremen.de

Anlage 4b Zwischenbericht A2



Senator fur Umwelt, Bau und Verkehr

VORLAUFIGE ERGEBNISSE

Projekt Neuordnung der
Aufgabenwahrnehmung
Tellprojekt 2

Uberprifung der Standards im
Immobilienmanagement

Dezember 2014
Zwischenbericht


Bianca.Urban
Hervorheben

Bianca.Urban
Vorläufige Ergebnisse


Zwischenbericht TP 2
Uberprifung der Standards im Immobilienmanagement

Inhalt
AL AUTGADENSTEIUNG ...t e e e s e e e e snnnee s 4
B. ZUSAMMENTASSUNG ... ——— 5
O B 11111 [T o O TP PP TPP TR 5
C.1 Definition bauliche und technische Standards ............ccccviiiieiiiiiee e 5
C.2 Definition WirtSChaftliChKeit...........coouiiiiii e 6
C.3 Definition BENCNMAIKS ........coiiiiiiiiiiii e e e 7
C.4 Definition politische SchwerpunktbereiChe.........cccccoeiviiiiiiiic e, 8
C.5 Definition HandIUNGSTEIAET ..........ccoo i 8
D. MENQEIANAIYSE..... .ottt e e e e et e e e e e e e e e e e e e e e e e e annreaes 8
D.1 HAUSHAISMILEN ... 9
D.1.1 Relevanz des Themas - MeNgeNQEIUST.......ccieeeviiiiiiiiiiiee e a e 10
D =T (=T ] o - | PSP P PO PPPPPRPPPPRPI 12
D.3 OrganiSALION .. ..cce e ee e ———————— 12
D.4 vermeintlich zu hohe Standards ..o 13
D.4.1 ENEergieStan0ardsS ..........eiiiiiiiiieeiiiiie ettt 13
D.4.2 UMWERSTANUAITS ...ttt e s 16
D.5 Schaffung von FIGchtlingsunterkUNfen ... 21
D.6 jede KITA €N UNIKAL? ..ottt e s sttt e e e e e s s st ae e e e e e e e e eanes 25
D.6.1 Befragung VON KiTA BreMEN .........oeiiiiiiiiieiiiie ettt 25
E.1 Beschreibung der UMfTage ........coouiiiiiiiiiieeie et 26
E.2 RUcklaufe (Land/KOMMUNEN) ....ccoooieiiie et s s e 26
E.3 UDErSICNt ZU BN FrAgEN........ccviiveieeeeieeeeteeeee ettt e teste e e e eaesaeereare e 27
........................................................................................................................................... 28
........................................................................................................................................... 28
E.3.1 Fragen 1-3 (Antwort von und durch Wen) .........cccccoiiiiii 28
E.3.2 Frage 4 (welche Standards sind vorhanden)...........ccccccveee i, 29
E.3.3 Frage 5 (welche Benchmarks sind vorhanden) ............ccoceeiiiiiieinieece e 30
........................................................................................................................................... 32
E.3.4 Frage 6 (welche Definiton flir WirtschaftlichKeit) ..........cccccovviiiiieii e, 32
E.3.5 Frage 7 (Wirtschatftlichkeit von Energieeinsparinvestitionen) ............ccccocvvveennnen. 35
E.3.6 Frage 8 (Definition der Nachhaltigkeit) .............cooiiiiiiiiiiiieceeee e 39



E.3.7 ZUSAMMENTASSUNG ....ciiiii it e e e e e e e e e e s st ereaaeeas 41

F. HanNdIUNGSDEIEICNE ...t 44
F.1 strategisches Immobilienmanagement ..., 44
F.1.1 Bericht der KGSt zum Strategischen Immobilienmanagement.............................. 45
F.2 Aufstellen vON BauprogramIMEN..........cccuuuiieierieeeieiiiiiieeeeeeeesssstreneeeeaeesssssnnssnsesasesssnnnes 46
........................................................................................................................................... 49
F.2.1 SanierungSPrOgramMIMIE ......cccccciieiii e i 49
F.2.2 Senatshauprogramme ...........c.uuiiiiie e 49
F.2.3 Programme zur ENergie@inSParung .........ccoouuueieeiiiiieeiiiiieeeeeiieee e ssinee e 50
F.3 Aufstellen von RAUMPrOGramIMEN ........c.ueiieiiiieieeiiiiiee e e st e e s e e e snreeeeaaes 53
F.3.L fUF SCRUIBN ...t 53

L T (] (I 1 SO SPPPRP 58
F.3.4 Flachenstandards, kommunale und staatliche Benchmarks .............cccccociiinnnnn. 64
F.4 Aufstellen von RAUMBDUCNEIM ......o.iiiiiiie e 64
F.5 nachhaltigkeitsorientierte Wettbewerbe im Hochbau .............ccoooeoeieiii e, 66
F.5.1 kommunale und staatliche Benchmarks ............cccccoiiiiiiii e 67
F.6 Organisation von Planung und Baudurchflnrung ...........cccccoiiiiiiiiiiiee e 68
F.6.1 kommunale und staatliche best practice-Beispiele..........cccccccvviiiiii, 70
F. 6.2 RISIKOMANAGEMENT ......cciiiiiiiiiie e e e e e s e et r e e e e e e s s saarrrereaaeeas 74
F.7 Personalisierung von Planung und Baudurchflhrung..........ccccvveeiiiiiiiiiiiicieeeee 74
F.8 Nachhaltigkeitsbewertung von Planung und Baumalnahmen ............cccccccoeveveeeinnnnes 75
F.8.1 OKOIOGISChE BEWEITUNG ........evviiieieee e ettt e e e e s et e e e e e e e s s sanbrreeeaae s 75
F.8.2 6KONOMISChE BEWEITUNQ .......uviiiiieee ettt e e e st e e e e e e e s sanar e e e e eaeeas 75
F.8.3 SOzZIOKUIUIelle BEWEITUNG .....viiiiiiiiee ettt 75
F.8.4 energetisChe StANUards ...........cooiiiiiiiiiie e 75
F.9 ANAErUNGSMANAGEMENT......cuiviiteireieieeeeteeee e eteetesteete e e ete et e seeeteatesreereeseeseeseseeeseeareareans 75
F.10 Dokumentation von BaumalBnaNmen ...........cccveiiiiiiiieiiiieie e 76
F.10.1 kommunale und staatliche Benchmarks ...........c.ccoveiiiiiiiiiiic e 76
F.11 EiNSPArPOLENTIAIE. ....coii ittt e e et e e e e e e e e st ee e e e e e e e e aannes 76
F.12 vorgeschlagene Folgeprojekie ... 77
G. ProjektgruppenmMItGIEAET .....c.ceiei i e e e e e e s ar e e e e 78
[ TN g1 =T = o PP PP PUPPRP P 78



A. Aufgabenstellung

Mit der Senatsvorlage "Neuordnung der Aufgabenwahrnehmung” vom 25.03.14 ist
eine neue Runde der Reorganisation der bremischen Verwaltung eréffnet worden,
die sich vorrangig das Ziel eines geringeren Ressourcenverbrauchs setzt. Zitat: "Fur
eine aktiv gestaltende Politik im Sinne des Anspruchs eines attraktiven und
lebenswerten Stadtstaats Bremen sind daher neue Ansatze der
Aufgabenwahrnehmung zwingend erforderlich, um zu den notwendigen strukturellen
Entlastungen des Haushalts zu gelangen und um entsprechende Spielrdume fr
politische Schwerpunktsetzungen zu schaffen. Vor dem Hintergrund der in den
vergangenen Jahrzehnten bereits geleisteten Konsolidierungsmafinahmen ist das
Potential von grof3en, schnell wirksamen MalRnahmen weitgehend ausgeschopft.” ...
"Konkret geht es um die Optimierung der Ausgaben-Situation durch Uberpriifung der
landesseitig beeinflussbaren Ausstattungs- und Leistungsstandards landesintern und
im Vergleich zu anderen Gebietskorperschaften”... "Der Mal3stab fur Leistungen und
Ausstattungsstandards muss — zumindest auf3erhalb von einzelnen definierten
politischen Schwerpunktbereichen — die wirtschaftlich beste Lésung und nicht das
technische oder fachliche Optimum sein. Insbesondere bei baulichen und
technischen Standards zeichnet sich hier ein Uberprifungsbedarf, auch beziiglich
einer konsequenten Steuerung, ab. Die Einbeziehung von Lander- und Grof3stadte-
Benchmarks ist unerlasslich.”

Als im Projektverlauf neu hinzugekommene Aufgaben gelten der Bau von
Flichtlingsunterkinften hinsichtlich der Planungs- und Bauverfahren, ebenso die
Kindertagesstatten.

Der Senatsbeschluss vom 05.08.14 fihrt hierzu Folgendes aus:

"Der Senat verzichtet fur Notunterkiinfte, Mobilbauten und Interimslésungen im
Rahmen der sofortigen Fluchtlingsunterbringung auf aufwendige Einzelfallprifungen
und Sondergenehmigungen sowie auf die Anwendung hdherer energetischer
Standards bei der Aufstellung von Containern zur Unterbringung, als Zwischenlésung
bei Baumal3nahmen oder bei Errichtung von Notunterkiinften. Im Bereich der
Kindertagesstatten soll verstarkt auf Serien- und Standardldsungen gesetzt werden.
Alle Antrage zur Erlangung von Baurecht und Betriebsgenehmigungen bei der
Bereitstellung von Unterkunften zur Unterbringung von Fliichtlingen und beim
Ausbau von Kindertagesstatten haben Prioritat und sind vorrangig umzusetzen.

Der Senat bittet die zustandigen Ressorts bis zum 30.09. um einen Zwischenbericht
zu den erfolgten MaRnahmen." Diese Frist wurde mit Beschluss vom 30.09.14 bis
zum 28.10.14 verlangert.

In der Senatsvorlage vom 30.09.14 heif3t es unter A2 Baustandards:

"Die moglichen (AuBen-)Wirkungen, aber auch ggf. resultierende Zielkonflikte bei der
Absenkung von Bau- und energetischen Standards bei ausgewéahlten offentlichen
Hochbauvorhaben wurden im Rahmen der Senatsbefassung im Juli/August intensiv
diskutiert. Erste Projektempfehlungen zur Standardisierung des KiTa-Baus (U3) und
der Absenkung energetischer Standards bei der Errichtung von mobilen
Flachtlingsunterkinften wurden vom Senat aufgegriffen und beschlossen und zur
weiteren Berichterstattung an die Linienverantwortlichen der betroffenen Ressorts
Uberwiesen.

Weitere Projektfortschritte sowie insbesondere die erbetene Quantifizierung
moglicher Einsparpotenziale unter Einbeziehung bremenibergreifender Benchmarks
wurden bislang nicht vorgelegt, da mit dem Wechsel der Projektleitung eine gewisse
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zeitliche Verzdgerung verbunden war. Die inzwischen vorliegenden
Umfrageergebnisse zu den Standards im Vergleich mit anderen Bundeslandern bzw.
dem Bund sind jetzt durch die im Projekt beteiligten Ressorts gemeinsam
auszuwerten."

B. Zusammenfassung
Dieser Textbaustein existiert noch nicht.

C. Definitionen

C.1 Definition bauliche und technische Standards
C.2 Definition Wirtschaftlichkeit

C.3 Definition Benchmarks

C.4 Definition politische Schwerpunktbereiche
C.5 Definition Handlungsfelder

C.1 Definition bauliche und technische Standards

Die Begriffe "bauliche und technische Standards" sind wenig determiniert. Es ist zu
klaren, was darunter verstanden werden und somit bearbeitet werden muss. Es
existieren

o Flachenstandards [Benchmarks als Flache pro Nutzeinheit z.B. Flache je
Bilroarbeitsplatz]

e Planungsstandards [allgemeine Hinweise zum Vorgehen in der Planung]

o Ausstattungsstandards [Vorgaben fir die Ausstattung bestimmter RAume oder
Raumgruppen mit bestimmten technischen Merkmalen]

« baustoffliche Standards [Vorgaben zur Verwendung bestimmter Baustoffe in
bestimmten Anwendungsfallen]

e energetische Standards [Vorgaben zu den zu erreichenden energetischen
Standards bei Instandhaltung, Sanierung und Neubau]

« Standards zur Herstellung von Barrierefreiheit [in verschiedenen
Bauwerksarten]

o Bauteilstandards [Vorgaben zur technischen Ausgestaltung bestimmter
Bauteile]

e Ausfuhrungsstandards Gebaudetechnik [Vorgaben zur Planung und
Ausfiihrung technischer Anlagen].

Es konnen auch Benchmarks zu energetischen Standards ermittelt werden (zu
solchen, die Uber gesetzliche Anforderungen hinausgehen). Zum Abbau von
Standards nachstehend ein Beitrag des DIFU von 1996
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Difu-Berichte 4/1996 - Kommunale
Standards in der Diskussion: Beispiel -
Kindergarten

Kommunale Standards in der Diskussion m

Setzung und Abbau von Standards am
Beispiel der Kindergdrten

Einfiihrung

Die deutschen Kommunen klagen seit langerer Zeit tiber zu hohe
Standards, die von dritter Seite gesetzt werden, aber von ihnen
bei Bau, Betrieb und Verwaltung ihrer Einrichtungen beachtet
werden miissen. Kindergdrten stellen einen Aufgabenbereich der
Kommunen dar, fiir den sehr viele Standards gelten und in dem
die Stadte, Gemeinden und Landkreise durch den neuen
Rechtsanspruch auf einen Kindergartenplatz unter besonderem
Druck stehen, trotz grofiter Knappheit der finanziellen Mittel das
Leistungsangebot noch auszuweiten.

Der Begriff Standard [aBt sich vielschichtig interpretieren. In der
Diskussion wird er zumeist als "verpflichtende Vorgaben
jedweder Art aus jedwedem AnlaB fiir kommunales Handeln”
(Held/Schafer) angesehen. Gerade im Hinblick auf die
Haushaltskonsolidierung muB die Standarddiskussion aber auch
solche Vorschriften und Regeln einbeziehen, die durch vom Rat
gefabBte Beschliisse oder verwaltungsinterne Anweisungen erstellt
werden.

Die Ziele fiir die Einfiihrung von Standards konnen mannigfaltig
sein. Vereinfachend lassen sich vier Hauptgruppen -
Sicherheitsstandards, soziale Standards,
Rationalisierungsstandards und asthetische Standards -
unterscheiden. Eine weitere Differenzierung ist die Aufteilung in
Personal, Sach- und Verwaltungsstandards. Standards werden
durch viele soziookonomische, technische und politische
Faktoren beeinfluBt; sie bleiben im Laufe der Zeit nicht gleich,
sondern verandern sich. Die meisten Standards im offentlichen
Bereich sind Input-Standards, das heiBt, es wird nicht die zu
erreichende Leistung festgelegt, sondern gehofft, durch
bestimmte Inputs die gewlinschte Qualitat der Leistung zu
erreichen.

C.2 Definition Wirtschaftlichkeit

Wirtschatftlichkeit ist ebenfalls ein wenig determinierter Begriff. Die Kosten eines
Bauwerks sollen nach der gegenwartig vorherrschenden Meinung als
Lebenszykluskosten verstanden werden. Damit ist im Vergleich verschiedener
Ausfuhrungsalternativen die am wirtschaftlichsten, die die geringsten
Lebenszykluskosten aufweist.
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Life Cycle Costing

Life-Cyde-Costing (LCC) twew. Lebenszykluskos-
tenrechnung st cine Ko g Method
dic die Entwicklung cines Produktes von der Pro-
duktidee bis zur Rucknahme vom Markt betrachtet
(Produktlebenszyklus), ako von der “Wiege bis ins
Grab”, Dabei sind nur die pegativen Zahlungsstri
(Ausgaben) von Interesse, die Erlise (Emnahmen)
werden vermachEissigt.
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Option 1 Jr sehr wiedrige Aschaffongs-, dafiir aber holbe Fod-
sekouren.

. Aawghekch (Trege o)

Option 2 kann die bolen Ansohaffmegikosten durch niedrige
Folgekosen kompensieren.

1 Geschichtliche Entwicklung

Dus Komzept des Lie Cycle Costing wunde bereits
m den [1960cr Jahren im Bau- und Mibtirberexch
far grofe Investibionen angewendet Erste Amsatze
gab es aber auch schon in den 1930cr Jahren fiir
Landwirtschaftsmaschinen.!!

2 Differenzierungskriterien  fir
lebenszyklusorientierte Betrach-
tungen

Lebenaykiushetrachtungen werden anband von sachli-
chen und zeitlchen Kntenen unterschicden. Die sach-
bchen Krterien betrachien das Bezugsobyekt und Be-
zugssubyekt. Die zeitlichen Kriterien umfassen die Pha-
senstruktur und die Hiufigkest der Betrachtungen. Das
Bezugsobjekt kann dabei cin Produkt, System, Branche,
Prozess, Kunde, Licterant, Technologie, Netzwerk, Un-
ternehmen, Land, etc. sein. Das Bezusssubjekt kann der
Kunde (und aws dessen Swht Betreiber und Hersteller),
Prodwent, F&E, Marketing, Gesellschaft, etc. sein. Die
Kunden- und Produzentensacht wind 1m nachsten Absatz
detaillierter erfiitert. Die zeithichen Unterscheidungs-
merkmale von Leberseyklusbetrachtungen in Bexug auf
dic Phasenstruktur sind dic Anzahl der Phasen, Phasen-
reichweite, Phasenticfe und kalendansche Merkmale. In
Bezug auf dic Hiufigkeit unterscheaden Lebenszyklusbe-
trzchtungen 0b diese einmal oder mehrmals durchaefihnt
werden, 21171

3 Perspektiven

Life Cycle Costing kann aus zwei verschiedenen Perspek-
tiven betrachtet werden, aws der Sicht des Produzemsen
ocler des Kunden.

Aus Produwentensicht wenden sowoh! die gesamten ei-
genen Kosten ak auch die Kosten, die beim Kunden
anfallen, ermittelt. Bereits vor Produktion, also in der
Produktentwicklung, sollte der Prodwzent verschaede-
ne Optionen cines Produktes in Betracht zichen umd
das ¢ wste withlen. [ fur U h ist
auch die Perspektive des Kunden, die trotz zunchmender
Kundenorientierung oft vernachlassagt ward. Den Kun-
den mteressicren nacht die Entwacklungs- oder Produk-
tionskosten, sondern nur die cigenen Kosten von der An-
schaffung bes zur Entsorgung. Durch gezielte Informa-
tion kann dem Kunden die Skonomische und dkologi-
sche Vortealhaftigheit des Produktes kommunizsert wer-
den. Eine Moglichkest zur Reduzicrung der Betriebskos-
ten der Kunden 15t 2. B. cine Garantie. Swe reduesert die
midglicherweise anfallenden Reparaturkosten. Zur Redu-
zierung der Entsorgungskosten tragen Ricknahmegaran-
tien oder Recyclingmiglichkeiten bei. Diese Senkung der
Folgekosten der Kunden erhidhit allerdings wieder dse Fol-

C.3 Definition Benchmarks

Benchmark-Definitionen sind so vielfaltig wie der 6ffentliche Hochbau. Es existieren
unter anderem

e Benchmarks zum Flachenbedarf fir Hochbauten [Benchmarks als Flache pro
Nutzeinheit z.B. Flache je Blroarbeitsplatz]

e Benchmarks zum Flachenbedarf je Raumart [z.B. Hochstflachen fur
Blroraume]



e Benchmarks zum Flachenbedarf nach DIN 277 [Verhaltniswerte der
Flachenarten zueinander, z.B. NF zu BGF, typischerweise fir bestimmte
Bauwerksarten standardisiert, planungsabhangig]

e Benchmarks hinsichtlich Baustoffverwendung [z.B. Verbot der Verwendung
bestimmter Baustoffe]

e Benchmarks als DIN-Normen, soweit nicht bauaufsichtlich eingefiihrt

o Benchmarks fur Ausstattungsqualitaten [z.B. Ausstattung von Raumen mit
bestimmten technischen Einrichtungen]

C.4 Definition politische Schwerpunktbereiche

Die Definition politischer Schwerpunktbereiche ist eigentlich eine politische Aufgabe.
In einem ersten Aufschlag werden folgende Bereiche als Schwerpunktbereiche
definiert, bei denen keine verringerten Ressourcenanspriiche realisiert werden
sollen:

« Barrierefreiheit
e energetische Qualitat
e Nachhaltigkeit
o Umweltschutz und -qualitat
e Bildung

C.5 Definition Handlungsfelder

Entsprechend der zur Baudurchftihrung hin abnehmenden Beeinflussbarkeit von
Kosten von Hochbauten wird vorgeschlagen, vorrangig Handlungsfelder in der
Frihphase der Planung zu identifizieren. Es handelt sich hierbei insbesondere um
die Phasen der Bedarfsprufung, der Programmentwicklung und der Standortwahl.
Die ausfuhrungsnahen baustofflichen und bautechnischen Standards geben
dagegen wesentlich geringere Steuerungsmoglichkeiten hinsichtlich der
Kostenentwicklung.

‘ Kosten /
' Kosten
L ]
.
.
A )
A )
.
-
-
-
-
Q.~
s = Kosten-
“e. beeinflussungs-
S méglichkeit
/ ....'.l-.------- Zeit
Planung Bau Nutzung

Abbildung 1 Beeinflussungsmaoglichkeit der Kosten im Zeitablauf

D. Mangelanalyse

D.1 Haushaltsmittel
D.1.1 Relevanz des Themas - Mengengerust
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D.2 Personal
D.3 Organisation
D.4 vermeintlich zu hohe Standards
D.4.1 Energiestandards
D.4.2 Umweltstandards
D.4.2.1 DA 416
D.4.2.1.1 zertifiziertes Holz
D.4.2.1.2 Ortschaume
D.4.2.1.3 umweltrelevante Kriterien in der Ausschreibung
D.4.2.1.4 Asbestverbot
D.4.2.1.5 formaldehydhaltige Baustoffe
D.4.2.1.6 chemischer Holzschutz
D.4.2.1.7 PVC-Verbot
D.5 Schaffung von Flichtlingsunterkinften
D.6 jede KITA ein Unikat?

D.1 Haushaltsmittel

Ziel aller Teilprojekte des globalen Projekts "Neuordnung der
Aufgabenwahrnehmung" ist die Generierung von Einsparungen fur den Haushalt der
FHB. In der allgemeinen Diskussion tUber die Kosten des 6ffentlichen Hochbaus
stehen weit Uberwiegend die Investitionsmittel der Hochbauten im Fokus. Dass die
Gesamtwirtschaftlichkeit fur den Haushalt der FHB grundsétzlich nur Gber die Bau-
und die Betriebskosten betrachtet werden kann, wird dabei nicht bertcksichtigt. Die
Forderungen, die Investitionskosten durch Absenkung von Standards zu senken ist
nicht per se kontraproduktiv kann aber da, wo sie spétere Betriebs- und auch
Unterhaltungskosten steigert gegenlaufig wirken. Deshalb ist es zielfihrend, sowohl
fur den Bau und auch den spateren Betrieb ausreichende Haushaltsmittel zur
Verfligung zu stellen. Dass dies fir den Sektor der Bauinstandhaltung in Bremen seit
Jahrzehnten nicht der Fall ist, ist allen Verantwortlichen bekannt. Der daraus
resultierende Sanierungsstau fuhrt in der Folge zu immer héheren Aufwendungen fir
Reparaturen, Notinstandsetzungen oder sogar Sperrungen von Liegenschaften, so
dass diese gar nicht mehr nutzbar sind. Als limitierende Gré(3e fur den Haushalt gilt
in wenigen Jahren die Schuldenbremse, d.h. ein Verbot zur Aufnahme neuer
Schulden. Es wird ein Rezept gesucht, wie der stetig wachsende Bedarf an Bau- und
Instandhaltungsmitteln mit diesen Grenzen zur Deckung gebracht werden kann.

Es ist davon auszugehen, dass unter der Haushaltsnotlage Bremens Bremens und
dem steigenden Investitionsdruck der Ressorts alle Mittel und Wege gesucht werden,
die Ausgaben fur die Erstinvestition von BaumalRnahmen zu senken, um erst einmal
die gewtinschten Nutzungsmadglichkeiten zu haben ohne zukinftige Lasten nédher zu
betrachten. Ein solches Vorgehen kann jedoch unter der Mal3gabe des hier
vorgegebenen Wirtschaftlichkeitsbegriffs nicht empfohlen werden.

Die in der Vergangenheit stark propagierten OPP-Modelle (Vorfinanzierung von
Planung und Bau durch Private) haben hier auch Kostenvorteile suggeriert, die sich
im Nachhinein als nicht realisierbar herausgestellt haben. Insbesondere die
Finanzierungskonditionen privater Dritter waren stets ungunstiger als die der
offentlichen Hand. Vorteile ergaben sich bei diesen Verfahren und geeigneten
Anbietern gelegentlich dadurch, dass eine stringente Planungs- und Bauvorbereitung
und eine zugige Durchfiihrung erfolgte. Dies kann prizipiell auch mit den
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konventionellen Verfahren in der Verantwortung der Bauverwaltung gelingen.
Anderseits zeigen Vorhaben, wie die Elbphilharmonie in Hamburg auch, dass OPP-
Modelle dramatisch scheitern konnen.

D.1.1 Relevanz des Themas - Mengengerist

Aus der beigefugten Tabelle Relevanz ist die Entwicklung des Energieverbrauchs
(Strom und Wéarme) sowie die Umsatze fir Bau und Sanierung fir den Bereich der
von Immobilien Bremen betreuten Liegenschaften abzulesen.

Projekt NJAW - Tp 2 immobess Stand: 14.10.2014
Relevanz der Themen Energie und Hochbau
Verbrauchswerte It. Senatsvorlage vom 18.06.2013

Energie 2009 2010 2011 2012 2013
Bremen Strom 7.688.991 7.092.403 7.277.769 7.157.573 8.195.422
Bremen Warme 13.005.245 12.023.399 12.989.092 14.078.683 13.530.875
Summe Warme + Strom 20.694.236 19.115.802 20.266.861 21.236.256 21.726.297
100% 106,02% 104,78% 102,31% Durchschnitt
Ausgaben-
steigerung
seit 2010 4,13%

Hochbau (nur IB)

Bau- _und_ Sanierungsmittel 14.804.000 20.027.000 32.654.000 38.802.000 20.170.000

Summe Bau und Energie 35.498.236 39.142.802 52.920.861 60.038.256 41.896.297 Durchschnitt
45.899.290

davon 2 % 709.965 782.856 1.058.417 1.200.765 837.926

davon 5 % 1.774.912 1.957.140 2.646.043 3.001.913 2.094.815

davon 10 % 3.549.824 3.914.280 5.292.086 6.003.826 4.189.630

Baureissteigeru

(jeweils 01/XX) 99,1 99,2 1018 104.6 106,8 Durchschnitt

in % 0 0,10% 2,62% 2,75% 2,10% 1,52%

Energiepreissteigerungsrate It. Senatsvorlage vom 18.06.2013 6,10%

Theoretisches Ziel fur eine nominale Haushaltsentlastung misste sein, die Energiekosten _jahrlich_ um mehr als 6 % zu senken.
Bei den Baukosten miissten mehr als 1,52 % besser mehr als 2 % _jahrlich_ gesenkt werden.
Damit ware theoretisch eine Haushaltsneutralitat erreicht.

aber: allein die Baukostensteigerung aus der HOAI-Novelle 2013 betrug geschatzt einmalig 3%

Anmerkung:
Die Inflationsrate von 1,52% fortgeschrieben {iber 30 Jahre bedingt mathematisch allein Mehrkosten von 57,23 %

Abbildung 2 Relevanz der Themen Energie und Hochbau fiir den Haushalt Bremens

Mit Betragen zwischen 35 und 60 MIO EURO sind fur den Haushalt signifikante, aber
nicht die entscheidenden Betrage aufgerufen. Der Gesamthaushalt 2013 betrug
14.343 MIO EUR mit dem Schwerpunkt der Bedienung von Zins und Tilgung fur
bestehende Schulden (8.491 MIO EUR) (siehe http://bremen.gevisys.de/).
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8.491.459.000€

Abbildung 3 Schuldendienst im Haushalt Bremens 2013

Die Baupreissteigerungsrate betrug zwischen 2010 und 2013 im Schnitt jahrlich
1,52 %. Die langfristig ermittelte jahrliche Rate der Energiekostensteigerung
(gemittelt aus Strom und Warme) betrug It. Senatsvorlage vom 18.06.13 6,1 %.

Ein Betrag von 100,00 € hat nach 30 Jahren noch eine Kaufkraft von 63,60 € bei
einer angenommenen jahrlichen Inflationsrate von 1,52 %. Damit missten also
mindestens 36.4 % Einsparungen bei den Bau- und Sanierungsmalinahmen erzielt
werden, um Uber 30 Jahre haushaltsneutral zu bleiben.

Noch deutlicher wird die Betrachtung bei den Steigerungen der Energiekosten:

Ein Betrag von 100,00 € hat nach 30 Jahren noch eine Kaufkraft von 16,93 € bei
einer angenommenen jahrlichen Inflationsrate von 6,1 %. Die Energiekosten missten
also mindestens um 83,07 % gesenkt werden, um Uber 30 Jahre haushaltsneutral zu
bleiben.

Es ist klar, dass diese Dimension unerreichbar und illusorisch ist.

Unberucksichtigt ist hierbei allerdings, dass Lohn- und Gehaltssteigerungen der
Steuerpflichtigen in diesem Zeitraum auch Steuermehreinnahmen generieren (u.a.
kalte Progression), die fur Bremen auf der Habenseite zu verbuchen sind.

Die Reduzierungen von bremeneigenen Standards kénnen den Anstieg der bau- und
energiebezogenen Ausgaben allenfalls bremsen.

Ebenso deutlich ist, dass alle Bestrebungen, die Energiestandards zu senken im
Zusammenhang mit dem Ziel einer Haushaltsentlastung bei den investiven
Positionen kontraproduktiv sind.

(Texterganzung zu Neubauvolumen, Statistik?)
Die Senkung von Bau- und Ausstattungsstandards hat vorrangig Auswirkungen auf

Neubauten, da bei Bauten im Bestand die wesentlichen Bauteile und Flachen schon
11



vorhanden sind und nicht mehr reduziert oder verandert werden kdnnen, wenn nicht
abgerissen werden soll. Neubauten finden wegen der haushaltsbedingten
Restriktionen zumindest im Sondervermégen Immobilien und Technik nur noch in
geringerem Umfang statt. Damit ist die Wirksamkeit solcher Standardminderungen
begrenzt.

Einem immensen Baubedarf (Sanierungsstau) stehen im bremischen Haushalt
extrem begrenzte Mittel gegeniber. Es ist daher fir die bauenden Einheiten global
nicht maglich, nach dem Prinzip des minimierten Mitteleinsatzes fir ein
vorgegebenes Programm (also mit Erzielung von Einsparungen) zu arbeiten,
sondern es wird ausschlief3lich das Ziel des maximalen Erfolges flir ein gegebenes
(in der Regel zu geringes) Mittelvolumen verfolgt. (Mangelwirtschaft). Hierbei missen
Prioritaten hinsichtlich der Instandhaltung in Dach und Fach und zur energetischen
Sanierung gesetzt werden, da die Betriebskosten (Bauinstandhaltung, Energie,
Reinigung etc.) fir den Immobilienhaushalt fast immer die bestimmenden Grol3en
sind.

In einer Mangelwirtschaft kann es keine positiv wirksame zusatzliche "Sparsamkeit"
geben, da der Mangel ja schon da ist. Er kann nur vergro3ert werden, mit den daraus
resultierenden Folgen (im Immobilienbereich z.B. der Verfall der Bausubstanz oder
das schlichte Fehlen von geeigneten Immobilien fir bestimmte staatliche Aufgaben).

D.2 Personal

Die Kommune und das Land Bremen sind unter den grof3ten Immobilienbesitzern
Bremens. Zur verantwortlichen Betreuung eines solchen Bestandes und der
Betreuung der anfallenden Neu-, Um- und Erweiterungsbauten wird quantitativ und
gualitativ ausreichendes Personal benétigt. Bremen hat im Gegensatz zum
Immobilieneigentiimer Bund bei Immobilien Bremen darauf gesetzt, im Neu- und
Umbausektor tberwiegend externe Vergaben an freischaffende Architekten und
Ingenieure zu praktizieren. Dies bedeutet, dass das qualifizierte Personal sich dann
ausschlief3lich um Projektlenkungs- und Steuerungsaufgaben kimmern muss und
keinerlei eigene praktische Erfahrung in der Planung und Baudurchfiihrung mehr
gewinnt. Dies Prinzip kann kostentreibend wirken, da der Marktmacht von
freischaffenden Architekten, Ingenieuren und Bauindustrie keine ausreichende
verwaltungseigene Expertise mehr gegentber steht. Die Regelungen des Bundes zu
seinen Auftragsverwaltungen in den Landern, bei denen kiinftig mindestens ein
Drittel der Mal3nahmen selbst zu planen und durchzufihren sind, zeigen, dass auch
ein sehr grol3er offentlicher Bauherr diesem Grundgedanken folgt. Der Bund
finanziert die hierfir notwendige Personalisierung im Rahmen der Istkosten-
Erstattung an die Lander. Die Projektgruppe empfiehlt, eine analoge Planungs- und
Durchfuhrungsstrategie einschliel3lich der erforderlichen Personalisierung auch fir IB
zu prufen.

D.3 Organisation

Immobilien Bremen ist als Anstalt 6ffentlichen Rechts und als Komplettdienstleister
aus Sicht der Projektgruppe organisatorisch grundsatzlich richtig aufgestellt. Das
Vermieter-Mieter-Prinzip ist nicht vollstandig und haushaltswirksam umgesetzt.
Insbesondere die Abrechnung der Betriebskosten sollte fur alle dort betreuten
Objekte bei IB konzentriert werden. Diese alte Forderung, die entsprechend den
Vorstellungen von einem vollstdndig transparenten Facility Management durch den
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Eigentimer einer Immobilie begriindet ist, soll hier noch einmal als Prufauftrag
formuliert werden. Insbesondere die méglichen Personalverlagerungen zu einer
zentralen Stelle sowie die Dimensionierung verbleibender Prifstellen bei den
Endnutzern mussten hierfir quantifiziert werden.

D.4 vermeintlich zu hohe Standards

Die Uberschrift zu diesem Kapitel ist bewusst gewahlt. Die Kritik an hohen Standards
wird nur allzu haufig nicht an einer Gesamtschau der fir Bremen entstehenden
Lasten gemessen.

D.4.1 Energiestandards

Die Energiestandards Bremens sind in der Diskussion der Bauverwaltung mit den
Senatsressorts haufig als zu hoch und zu kostentreibend kritisiert worden. Richtig ist,
dass mit Bremen bis vor kurzem nur 4 von 16 Bundeslandern den sogenannten
Passivhausstandard fir Neubauten eingefuihrt haben (Stand einer Landerumfrage
von 2012). Nur 4 Lander haben keine Festlegungen uber die jeweils geltende EnEV
hinaus eingefuhrt.

Fachkommission Bau und Kostenplanung Auswertung Landerabfrage 2011: Stand 09.01.2012
PG "Energieeffizientes Bauen und Sanieren im Staatlichen Hochbau™ s FK Bau- u. Kostenplanung

gl g | BB 8 i i [ g L3 e B 5| 1 LA
A e A

Abbildung 4 Auswertung Landerumfrage der BMK zu den Energiestandards der Lander

Ferner siehe auch Lander und Kommunen mit Passivhaus-Beschliissen. Dort nicht
aufgefuhrt sind die Lander Baden-W rttemberg und Thiringen, die It. Mitteilung des
Ref. 21 SUBV den Passivhausstandard zwischenzeitlich ebenfalls eingefiihrt haben
oder in Kirze einfiihren werden (Thiringen). Bei einer Bewertung dieser
Standardsetzung durch Bremen ist es hilfreich, den Wirtschaftlichkeitsbegriff
heranzuziehen, den Bremen und die meisten Lander und Kommunen sich gegeben

13



http://www.bbb.bremen.de/cctiddly17/uploads/immobess/pgenergieeffizienz/15.03.03.02-04.pdf
javascript:;

haben. Wirtschatftlich ist demnach die Ausfuhrungsvariante, die Uber den gesamten
Lebenszyklus eines Bauwerks die geringsten Barwerte der entstehenden Bau- und
Betriebskosten erreicht. Da Bauwerke in der Regel tiber sehr lange Zeitrdume (30 -
60, bis zu 100 Jahre) genutzt werden, sind flr den Barwert in einer
Lebenszykluskostenrechnung die Betriebskosten eines Bauwerks in der Regel
ergebnisbestimmend, und unter den Betriebskosten vorrangig die Energiekosten. B
einem durchschnittlichen Bauwerk bemisst sich das Verhaltnis der Bau- zu den
Betriebskosten mit 25 zu 75%!

Vergleich mit anderen Gebietskorperschaften

Tabelle 1 zeigt die energetischen Anforderungen an den Neubau von 6ffentlichen Ge-
bauden in den 15 groRten Stadten Deutschlands. Acht Kommunen haben den Pas-
sivhausstandard eingefuhrt. Lediglich zwei Stadte verzichten darauf, erhéhte energeti-
sche Anforderungen zu stellen.

Tabelle 1

Energetische Anforderungen an den Neubau von &ffentlichen
Gebéduden in den 15 groften Stidten Deutschlands

Keine EnEV Passiv-
minus x haus

| Berlin ' X
Hamburg X
Miinchen X
Kéin * X
Frankfurt/M X
Stuttgart X
Diisseldorf
Dortmund X

W 0 N OO hs WN -

Essen*

-
o

Bremen
Leipzig
Dresden *

wh b =
W N -

Hannover *

X X X X X X

-
»

Niirnberg
Duisburg X
Anzahl 2 5 8

* Nach den vorliegenden Gremienbeschiussen ist der Passivhausstandard bei
Neubauvorhaben zu prifen. Nach telefonischer Auskunft der zustandigen

-
(2]

Stellen in Koin, Essen und Hannover wird dort der Passivhausstandard in der
Regel auch verwirklicht. Aus Dresden liegen hierzu keine Informationen vor.

Abbildung 5 Energiestandards von Gebietskdrperschaften 2014

ei
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Passivhaus-Beschliisse ia

Abbildung 6 Webseite Ubersicht PH-Beschliisse in Landern und Kommunen

Die Kosten fir Energie aus nicht erneuerbaren Quellen steigen stetig. Damit sind
Ausgaben fur die Einsparung von Energie langfristig fast immer wirtschaftlich. Fir
Wirtschaftlichkeitsrechnungen missen Parameter gesetzt und Annahmen getroffen
werden, so z.B. fur die jahrliche Steigerungsrate der Energiekosten. Hier muss in die
Zukunft gesehen werden, was in der Regel nicht treffsicher gelingt. Gegenwartig
scheint es, als ob die anhaltende Steigerung der Kosten fossiler Energien gebremst
werden konnte so z.B. durch die erheblichen Energiereserven der USA.

Es wird eine Prifung empfohlen, ob die den bremischen
Wirtschatftlichkeitsrechnungen zugrunde zu legenden Parameter anzupassen und
ggf. abzusenken sind. Auch ist nach Auffassung der Mehrheit der PG-Mitglieder die
Betrachtung von Nutzungszeitraumen von mehr als 30 Jahren im Kern spekulativ, da
niemand die Entwicklung von Technik und Wissenschaft sowie die
Preisentwicklungen tber solch lange Zeitraume voraussehen kann. Die Vorgabe fur
eine Barwertbetrachtung betragt in Bremen derzeit bis zu 60 Jahren und sollte daher
ggf. auf maximal 30 Jahre begrenzt werden. Andere Bundeslander und der Bund
rechnen derzeit mit Objektnutzungszeiten von bis zu 50 Jahren.

Es gab in der Projektgruppe auch Vorschlage, den Passivhaustandard auszusetzen
und sich - wie die Ubrigen 12 Bundeslander - auf die gesetzlichen Vorgaben der
EnEV (oder besser) zu beschranken. Richtig ist, dass hierdurch Investitionsmittel bei
Neubauten eingespart werden konnten. Uber den Zeitraum der kommenden 30
Jahre ware damit jedoch ein finanzieller Nachteil verbunden, da mehr Betriebskosten
bezahlt werden mussten. Diese Absenkung bremischer Standards wére jedoch nur
von kurzer Dauer: die Europaische Union hat den 6ffentlichen Bauherrn bereits ab
2019 auf einen noch gesetzlich zu definierenden "Niedrigstenergiestandard"”
verpflichtet, der in groRer Nahe zu dem von Bremen eingefiihrten
Passivhausstandard liegen wird.

Eine differenzierte Methode zur Berechnung der Wirtschatftlichkeit von
Energieeinsparmalinahmen haben die Autoren Prof. Litkemeyer und Prof. Straul3 in
der vom Senator fur Umwelt, Bau und Verkehr in Auftrag gegebenen Studie
"Strategien und Potentiale energieeffizienter Sanierung im Bremer
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Wohngebaudebestand” vorgelegt (siehe Anlage, Kaptel 4 S. 31ff ). Dort wird ein
sogenanter Prognosefaktor ermittelt, der die wesentlichen zukunftsabhéangigen
Einflusse auf die Wirtschaftlichkeit von Energieeinsparmalinahmen zusammenfasst
und die Berechnung einer KapitalrtickfluBquote ermdglicht, d.h. eine Aussage
daruber, ob sich die Malinahme Uber die Lebensdauer der betreffenden Bauteile
"rentiert” bzw. das eingesetzte Kapital (mehr als) vollstandig oder zum Teil durch
Einsparungen zurickgewonnen wird. Elegant ist an dieser Methode, dass nicht mit
vollstandig feststehenden Eckdaten gearbeitet werden muss, sondern dass situativ
aktuelle Einschéatzungen der Zinsentwicklung, der Inflationsraten und der
Energiepreisentwicklung vorgenommen werden kdnnen oder Varianten einfach zu
berechnen sind.

Es wird eine Prufung empfohlen, ob die Barwertmethode zur Berechnung der
Wirtschaftlichkeit nach den Autoren Prof. Litkemeyer/Prof. Straul aus dem Jahr
2013 eingefuhrt werden soll oder ob die bisher vorgegebene Barwertrechnung mit
fixen Basisfaktoren beibehalten werden soll.

Strategien und Potenziale
energieeffizienter Sanierung fiir den
Bremer Wohnungsbestand

Phase I: Wohnungsbestand bis 1945

Durchfiihrung: IBUS — Architekten und Ingenieure
Prof. Dipl. Ing. Ingo Liitkemeyer
Mathias Salbeck M.A.
Niederblockland 7, 28357 Bremen
E-Mail: ingo.luetkemeyer@ibus-architekten.de

Ventecs — Ingenieurbiiro fiir energieeffiziente Gebaudetechnik
Prof. Dr-Ing. Rolf-Peter Straufl

Andreestrale 13, 28215 Bremen

E-Mail: strauss@ventecs.de

Abbildung 7 Titelblatt Studie Energieeffiziente Sanierung

D.4.2 Umweltstandards

In der Diskussion tber die Hohe der Investitionskosten werden auch immer wieder zu
hohe umweltbedingte Standards benannt. Wie unter Ziff. C.4 Politische
Schwerpunktbereiche™ ausgefuhrt, ist Umweltschutz und -qualitét als ein politischer
Schwerpunktbereich anzusehen, der von Einsparvorschlagen ausgenommen werden
kann. Gleichwohl soll nachfolgend anhand der in Bremen bestehenden Regelungen
diskutiert werden, ob diese im gesamtwirtschaftlicher Betrachtung sinnvoll sind oder
auch aus Griunden bestehenden Rechts- und Gesundheitsschutzes gar nicht
diskussionsfahig.

16



D.4.2.1 DA 416

Die wesentlichen Umweltstandards Bremens sind in der Dienstanweisung 416 des
Senators fur Umwelt, Bau und Verkehr zusammengefasst. Die Dienstanweisung ist
aufgrund des enthaltenen "Verfallsdatums™ am 30.06.14 aul3er Kraft getreten. Eine
Verlangerung der Geltungsdauer ist nicht bekannt. Die dort geregelten Standards
sollen hier gleichwohl diskutiert werden.

[DA 416] [Dienstanweisung auBer Kraft - galt bis:
Bau-Umweltschutz] 30.06.2014 BRE

Inhaltsiibersicht

Grundsatze

1 Feststellung des Baubedarfs, Aufstellung des Bauprogramms
2 Planung

3 Vergabe der Bau- und sonstigen Leistungen
4 Informationen

5 Erfahrungsberichte

6 Gilltigkeit

Anlage 1

Anlage 2

Anlage 3

Anlage 4

Anlage 5

[DA 416] [Dienstanweisung aufRer Kraft - galt bis:
Bau-Umweltschutz] 30.06.2014 BRE

[Dienstanweisung:] Beriicksichtigung des
Umweltschutzes bei der Durchfiihrung
offentlicher BaumaRBnahmen des Landes
und der Stadtgemeinde Bremen!'!

Abbildung 8 Titelblatt Dienstanweisung 416 SUBV

D.4.2.1.1 zertifiziertes Holz

Die DA 416 und die Baustandards 2013 sehen die Pflicht der bremischen
Bauverwaltung zur ausschliel3lichen (DA 416: nur tropisches Holz) Ausschreibung
von Holz aus zertifzierten Quellen (PECF/FSC) vor. Hintergrund ist hier, dass
nachhaltig bewirtschaftete Walder guinstige Voraussetzungen fur den Klimaschutz
und fir die Umweltbelange der Abbauregionen schaffen. Es ist zwischenzeitlich
ausreichend zertifiziertes Holz auf dem Markt verfiigbar - nennenswerte
Preisunterschiede gibt es nicht. Der Zertifizierungsprozel3 in der gesamten
Lieferkette fordert jedoch insbesondere kleinen und mittelstandischen Betrieben nicht
unerhebliche Aufwendungen ab. Bis zu einer gesetzlichen Etablierung der
Zertifizierung mussen hier sicher Kompromisse eingegangen werden - so z.B. ein
Ende der Zertifizierungskette vor dem Endverarbeiter. Gleichwohl praktiziert der
Bund das System seit Jahren ohne gréRere Beanstandungen und hat die
Bestimmungen hierzu in dem fir Bremen ebenfalls eingefiihrten Vergabehandbuch
verankert. Eine Anderung der Regel wird nicht empfohlen, jedoch ggf.
Erleichterungen fur mittelstandische Endverarbeiter.
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D.4.2.1.2 Ortschaume

Die Verwendung von Ortschaumen ist fur bremische 6ffentliche Hochbauten
verboten. "Polyurethan-Ortschaum entsteht durch chemische Reaktion flussiger
Grundstoffe unter Zusatz von Treibgasen (vorwiegend Butan/Pentan und CO2).
Am bekanntesten ist der Montageschaum, der ein- oder zweikomponentig in Dosen
angeboten wird.

Ausgangsstoffe fur die Polymerisation sind Isocyanate (meist MDI) und
Alkoholgruppen oder Polyole.

Zur Schaumerzeugung wird beim Spritzverfahren ein stark aktiviertes
Reaktionsgemisch unter Luft-, Gas- oder Flussigkeitsdruck Uber Disen eines
Mischkopfes auf eine Flache aufgespritzt, wo es aufschamt und erhartet.

Beim GielRverfahren wird ein flissiges Reaktionsgemisch tber Schlauchleitungen
aus einem Mischkopf in fur die Da&mmung vorgesehenen Hohlrdume eingegossen,
wo es aufschaumt und als Schaumstoff erhartet.Als Treibmittel wird (heute) meistens
CO2 eingesetzt; wobei eine WLG von = 035 erreicht wird.

Bei Montageschaum aus Dosen wird meist Butan/Propan als Treibmittel verwendet.
Friher wurde vor allem FCKW als Teibmittel eingesetzt, welches heute nicht mehr
eingesetzt wird. Teilweise werden aus den Endprodukten krebsverdachtige
Isocyanate (MDI) freigesetzt, im Brandfall entstehen u.U. toxische Gase,
Flammschutzmittel sind umweltproblematisch, andere Treibgase (Butan/Propan)
belasten die Umwelt."(http://www.waermedaemmestoffe.com/htm/pur.htm)

Es existieren ausreichend kostenneutrale Alternativen, so dass das Verbot auch
unter Kostengesichtspunkten gerechtfertigt ist.

\Polyurethan-Hartschaum (PUR)

Herstellung AL far Da aus Poly Hartschaum sind Erdél aber auch nachwachsende Rohstoffe, wie z.B. Zuckerriiben, Mais oder Kartoffeln.
Zwischenprodukte bei der Produktion von Polyurethan sind die Erddlprodukte PolylsocyanM und Polyol. PUR-Hartschaum entsteht durch chemische Reaktion fiissiger
Grundstoffe unter Zusatz von Treibmi Als Treibmittel wird in Det achlich Pentan ei in i Mengen auch CO2, selten HFCKW. Die

Entwicklung auf dem Gebiet der Treibmittel ist noch nicht abgeschlossen. PUR-Hartschaumdammstoffe werden industriell entweder als Platten nach dem
Doppelbandverfahren oder als Blocke nach dem \aumverfahren

Beim Doppelbandverfahren wird das aus dem Mi: au (v R i nisch auf die untere Di icht der D verteilt. Das aumende
Gemisch verklebt mit der unteren und der oberen D i Die 1 sind in i Menge . Als Di ichten werden Mineralvlies,
Glasvlies, Papier-, Metall- oder Verbundfolien, Dach- und Dichtungsbahnen eingesetzt.

Beim Blockschaumverfahren strémt das Reakti isch aus einem Mi: in eine Bl oder auf ein inuierliches Blockband. Nach dem Aufschaumen und
Ablagern werden Blocke in Platten geschnitten oder zu F i (z.B. Keilen, Rot i
Nach dem Doppelbandverfahren werden auch PUR-Verbur mit starren D« i (z.B. i gefertigt. i in werden noch
PUR-Integralschaumteile in speziellen Formen hergestellt.
Eigenschaften |Dammstoffe aus PUR- Hartschaum snnd Uberwieg harte Die G igkeit betragt >90%. Polyurethan-Hartschaum ist
cl und faulr i d, verrotet nicht und hat keine Affinitat zu weichmacherhaltigen Folien (PVC-Folien). Durch gasdiffusionsdichte

Deckschichten errelcht PUR-Hartschaum eine WLG von 025.

Kennwerte War itfahigkeit A(R): 0,020-0,030 W/(m-K)
spez. Warmespeicherkapazitat c: 1.200-1.400 Ji(kg"K)
iffusi i d p: 30-150 (= mit gasdiffusionsdichten Deckschichten dampfdicht)
Baustoffklasse: B 2 schwerentflammbar
Temperaturbestandigkeit: 90°C (langfristig)
250°C (kurzzeitig)
Rohdichte p: 30-35 kg/m®
Druckfestigkeit: >0,10/>0,15 N/mm*
linearer Ausdehnungskoeffizient: 5-8 -107-5 1/K
Primarenergiegehalt: 800-1.500 kWh/m*
Anwendung Dach: Aufsparrendammung
Decke: FuBl a ung, 4 ing
Keller: teilweise als a ung
Da g far ionsleit itungen (Heizung)
Bemerkungen |Eine Warmeleitfahigkeit von 0,020 W/(m-K) wird nur durch Einsatz von HFCKW in Verbindung mit iffusi i 1 D ichten erreicht.

Bis zum Jahr 1993 kam bei der Produktion von PUR noch das ozonschadigende FCKW R Il zum Einsatz, auf dessen Einsatz mittlerweile verzichtet wird. Nach Veranderung
der Produktionsverfahren wurde FCKW durch die Treibmittel Pentan, Isopentan, CO2 und das immer seltener verwendete teilhalogenierte H-FCKW ersetzt.
L + R il aus |

- kein Recyclingverfahren fiir gebrauchte Platlen bekannt, nicht kompostierbar, bei Verbrennung werden ggf. FCKW freigesetzt, im Brandfall entstehen u.U. toxische Gase,
hoher Energieaufwand bei Herstellung

Abbildung 9 Webseite Warmedammstoffe Eigenschaften
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D.4.2.1.3 umweltrelevante Kriterien in der Ausschreibung

In der VOB Teil A § 7 ist geregelt, dass in der Leistungsbeschreibung auch
Umwelteigenschaften gefordert werden konnen. Diese kdnnen als Zuschlagskriterien
gewertet werden. Es wird empfohlen, die geforderten Umwelteigenschaften bei
Beschaffung von Bauleistungen kiinftig auf die bisher in der DA 416 gereglten
Sachverhalte zu beschranken.

D.4.2.1.4 Asbestverbot

Die breite Diskussion Uber Asbestverwendung, das gesetzliche Verbot der
Verwendung erubrigen eine weitere Erérterung dieses Umweltstandards an dieser
Stelle.

D.4.2.1.5 formaldehydhaltige Baustoffe

Formaldehyd ist als kreberregend eingestuft. Die Abgabe durch formaldehydhaltige
Baustoffe soll soweit als irgend moglich eingeschrankt werden.Die Regel gilt
insbesondere fur Spanplatten bei deren Herstellungsprozess frither erhebliche
Mengen von Formaldehyd Verwendung fanden. Heute sind ohne Mehrkosten
formaldehydfreie Produkte verfligbar. Ortschaume sind in der Regel ebenfalls
erwahnt, sind jedoch in Bremen aus anderen Grunden verboten (siehe hierzu
Abschnitt "Ortschaume").

D.4.2.1.6 chemischer Holzschutz

Chemischer Holzschutz soll vorrangig mit Borsalzen erfolgen, da diese
umweltbezogene Vorteile bieten. Soweit konstruktive vorbeugende MalRnahmen des
Holzschutzes nicht mehr als 20 % Mehrkosten gegeniiber dem chemischen
Holzschutz verursachen, sollen diese vorgezogen werden. Diese Regel ist einfach,
zielfuhrend und hat sich bewahrt. Eine Anderung wird nicht empfohlen.

D.4.2.1.7 PVC-Verbot

Das PVC-Verbot ist im bremischen 6ffentlichen Hochbau lange bekannt. Seit 1992
existiert eine restriktive Vorschrift des Senats, die im Grundsatz die PVC-Anwendung
nur nach wirtschaftlicher Uberpriifung (die mogliche Alternative muss mehr als 20 %
teuerer sein) bzw. bei Verwendung von PVC aus Recyclaten zuldsst. Die am Markt
gegebenen Einzelpreise von PVC-Bodenbelagen im Vergleich zu der immer
herangezogenen Linoleumalternative liegen weit unter der 0.g. Marge von 20 %. Das
bedeutet dass die Einsparung von Haushaltsmitteln nahezu unbedeutend ist auf die
Gesamtbaukosten. Bei Bestellungen von Containerbauten kénnen bei
Nachtragsvereinbarungen jedoch ungunstigere Preiskonstellationen entstehen, wenn
die Firmen in den Produktionsprozessen generell auf die Verwendung von PVC
eingestellt sind.Die Umweltschadlickeit von PVC ist seit langem erwiesen. Die
Produktion belastet Giber die notwendige Chlorchemie die Umwelt und im Brandfall
werden giftige Dioxine freigesetzt. PVC verrottet nicht und bleibt somit fur
unabsehbare Zeit in der Biosphére.

Umweltproblematik
Von allen Kunststoffen wird PVC beziglich seiner gesundheits-und
umweltschadigenden Wirkung am kontroversesten diskutiert. Die Probleme
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liegen hierbei sowohl in der Herstellung und Entsorgung wie auch in der Verwendung
selbst.

Herstellung von PVC

Die Ausgangsstoffe Chlor bzw. Vinylchlorid sind giftig bzw. krebserzeugend.
Vinylchlorid besitzt nur eine geringe Toxizitat, aber ein sehr hohes

Krebsrisiko. Die Emissionen sind aber in der Herstellung von Vinylchlorid und PVC
stark verringert worden. Die Nebenprodukte der Vinylchlorid-Herstellung werden
thermisch unter Chlorrickgewinnung verwertet und stellen kein Problem mehr dar.
Trotzdem tritt immer noch eine nicht unerhebliche Menge Vinylchlorid aus (250 g
Vinylchlorid pro produzierte Tonne PVC; Stand April 2000). Diese Emissionen
entstehen z.B. bei der Intensiventgasung. Hier wird dem PVC das lUberschuissige
Vinylchlorid entzogen.

Verwendung

Die Ausgasung von Vinylchlorid stellt kaum ein Problem dar. Allerdings hat man bei
Untersuchungen im Labor 150 fliichtige organische Substanzen, die aus PVC-
Bodenbelagen ausgasen, gefunden. Diese konnen bei schlecht entliifteten RAumen
gesundheitliche Probleme verursachen. Ein weitaus gro3eres gesundheitliches
Risiko stellen die Hilfsstoffe dar. In den Stabilisatoren waren friher oft Schwermetalle
wie Cadmium und Blei

enthalten. Dies ist zum Teil heute noch der Fall. Die Weichmacher, z.B. Di-(2-
ethylhexyl)-phthalat (DEHP), sind kaum toxisch, aber carcinogen

und man vermutet, dass sie auf das menschliche Hormonsystem einwirken.
Weichmacher konnen sich mit der Zeit herauslésen. Daher ist der Einsatz von
Weich-PVC in der Medizin und fur Spielzeug umstritten. Die

Alternative Polyethylen ist allerdings teurer.

Entsorgung

Durch Hart-PVC entsteht auf den Deponien keinerlei Luft- und Wasserbelastung.
Weich-PVC verursacht eine geringe Belastung des Sickerwassers mit
Weichmachern. Diese werden aber biologisch abgebaut. Da sich PVC aber nicht
zersetzt, nimmt es zuviel Raum auf der Deponie ein und darf in Deutschland daher
nicht mehr deponiert werden. Generell ist ein Recycling des PVC angestrebt. Das
stoffliche Recycling, also die Rickgewinnung des Chlors, wird durch PVC-
Verbrennung und Ruckfuhrung der entstehenden Salzsaure in den
Produktionskreislauf erreicht. Das werkstoffliche Recycling bereitet noch Probleme,
da das so gewonnene PVC eine zu schlechte Qualitat hat und mit 70-80 % Neu-PVC
gemischt werden muss. Es wird z.B. bei Fensterrahmen verwendet.
(http://www.chemgapedia.de/vsengine/viu/vsc/de/ch/9/mac/andere/pvc/pvc.viu/Page/
vsc/de/ch/9/mac/andere/pvc/umwelt.vscml.html)

Es wird empfohlen, die Regelungen, die sich jahrzehntelang bewahrt haben,
beizubehalten.
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worden. Die Nebenprodukte der Vinylchlorid-Herstellung werden thermisch unter Chlorriickgewinnung verwertet und stellen
kein Problem mehr dar. Trotzdem tritt immer noch eine nicht unerhebliche Menge Vinyichlorid aus (250 g Vinyichlorid pro .. @ A0 rains
produzierte Tonne PVC; Stand April 2000). Diese Emissionen entstehen z.B. bei der Intensiventgasung. Hier wird dem PVC
das Uberschissige Vinylchlorid entzogen
Vor- und Nachbereitung

Verwendung

Abbildung 10 Webseite Eigenschaften von PVC

D.5 Schaffung von Fluchtlingsunterkinften

Der Senat hat am 05.08.14 Folgendes beschlossen:

"Der Senat verzichtet fur Notunterkiinfte, Mobilbauten und Interimslésungen im
Rahmen der sofortigen Flichtlingsunterbringung auf aufwendige Einzelfallprifungen
und Sondergenehmigungen sowie auf die Anwendung hdherer energetischer
Standards bei der Aufstellung von Containern zur Unterbringung, als Zwischenldsung
bei Baumalinahmen oder bei Errichtung von Notunterkinften. Im Bereich der
Kindertagesstatten soll verstarkt auf Serien- und Standardlésungen gesetzt werden.
Alle Antrage zur Erlangung von Baurecht und Betriebsgenehmigungen bei der
Bereitstellung von Unterkiinften zur Unterbringung von Flichtlingen und beim
Ausbau von Kindertagesstatten haben Prioritat und sind vorrangig umzusetzen.

Der Senat bittet die zustandigen Ressorts bis zum 30.09. um einen Zwischenbericht
zu den erfolgten Mal3nahmen."

Die Frist wurde mittlerweile bis zum 28.10.14 verlangert.

Die Anwendung verringerter energetischer Standards bei Interimsbauten kann
sinnvoll sein, wenn eine 30-jahrige Nutzungsdauer nicht oder nicht annahernd
erreicht wird. Bei Interimsbauten die letzlich doch dauerhaft (mehr als 30 Jahre)
genutzt werden, wird der Verzicht auf qualitatvolle Standards in der Regel mit
erhohtem Instandhaltungsaufwand und am Ende substanziell beschrankter
Lebensdauer der Objekte bezahlt.

Bremen hat hier negative Erfahrungen mit den sog. Mobilbauten in Leichtbauweise
gemacht, die ab Mitte der 70ger Jahre an zahlreichen Schulstandorten als
Interimsbauten errichtet wurden und nur fur wenige Jahre genutzt werden sollten.
Der Instandhaltungsaufwand fir diese Bauten war letztlich nach jahrzehntelanger
Nutzung enorm und vielfach einfach erfolglos, weil sich die Nutzungsdauer der
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Bauten wegen des Zerfalls und der Zersetzung der verwendeten Leichtbaustoffe
nicht mehr verlangern liess. Das dann folgende Mobilbauersatzprogramm ab Mitte
der 90ger Jahre setzte auf die serielle Herstellung von standardisierten Planungen in
konventioneller Massivbauweise. Hier ergab sich der Vorteil der Serie zum einen in
einer gewissen Einsparung von Architekten- und Ingenieurhonoraren, obwohl auf
den Einsatz der Freischaffenden an keinem Standort verzichtet werden konnte. Jeder
Standort musste individuell angepasst werden und erforderte entsprechende
Planungen. Letztlich konnte der entscheidende Vorteil der Serie, namlich die
Massenproduktion nicht erreicht werden. Aufgrund finanzieller Restriktionen
beschréankten sich die realisierten Vorhaben pro Jahr auf eine einstellige Zahl von
Standorten. Damit konnten die Unternehmen keine nennenswerten Mengeneffekte
bei der Bestellung von Baumaterialien erreichen. Die Arbeitsleistungen selbst sind
durch Mengeneffekte in der Regel nicht berlhrt. In terminlicher Hinsicht ergaben sich
deshalb auch kaum Vorteile gegeniiber den sonst Ublichen Unikat-Planungen, da
Planungs- und Genehmigungsablaufe ebenso individuell wie die Standorte selbst
waren.

In der gegenwartigen Situation der Container-Industrie steht einer stark gestiegenen
Nachfrage aller groRen Kommunen nach schnell zu erstellenden
Flachtlingsunterkiinften eine begrenzte Herstellerkapazitat gegentber. Wie in
Marktwirtschaften Ublich, steigen damit die Preise. Standortfindung und Stadtplanung
sind Rahmenbedingungen, die nicht beliebig beschleunigt werden kénnen, da hier
insbesondere die politische Beteiligung und die Birgerbeteiligung zu berlcksichtigen
sind. Mengeneffekte konnen hier nur begrenzt Vorteile bieten. Im Ubrigen kann der
Senat keine bundes- oder landesgesetzlichen Vorgaben (letzteres zumindest nicht
ohne entsprechendes Verfahren) aufheben. Zu Malinahmen des
Bundesgesetzgebers siehe den nachfolgenden Text:

Zwischenzeitlich ist auch der Bundesgesetzgeber aufgrund einer Initiative der
Bundeslander Hamburg und Baden-Wirttemberg in Fragen des Bauplanungsrechts
tatig geworden.

Hintergrund der Hamburger Gesetzesinitiative ist der weiterhin starke Anstieg der
Flichtlingszuwanderung nach Deutschland. Die aktuellen Zuwanderungszahlen des
Bundesamtes fur Migration und Fluchtlinge lassen vermuten, dass mindestens
200.000 Fluchtlinge in diesem Jahr in die Bundesrepublik Deutschland kommen
werden.

Die Unterbringung der Flichtlinge und die damit verbundene Bereitstellung von
Unterktinften stellt die betroffenen Stadte und Gemeinden vor grol3e Probleme.
Hierbei ist zu beachten, dass die Kommunen grundsatzlich verpflichtet sind, die
ihnen zugewiesenen auslandischen Flichtlinge aufzunehmen und unterzubringen (8
1 Flichtlingsaufnahmegesetz). In Ballungszentren mit angespanntem
Wohnungsmarkt, aber auch in anderen Stadten und Gemeinden, sind Flachen
beziehungsweise Gebaude zur Flichtlingsunterbringung haufig nicht verfigbar
beziehungsweise eine zeitnahe Nutzung anderer Flachen scheitert an
planungsrechtlichen Vorschriften.

Vor diesem Hintergrund hat die Freie und Hansestadt Hamburg nun einen
Gesetzentwurf vorgelegt, der eine bedarfsgerechte Schaffung von oéffentlichen
Unterbringungseinrichtungen zeitnah erméglichen und sichern soll. Die
vorgeschlagenen Regelungen betreffen unter anderem die Grundsatze der
Bauleitplanung, das vereinfachte Verfahren nach § 13 BauGB; Bebauungspléane der
Innenentwicklung, die Zulassigkeit von Vorhaben (u.a. nach 8 35 Abs. 4 Satz 1
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BauGB) sowie § 8 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO.

Nachfolgend ein Statement des BMUB vom 07.10.14:

“Die Bundesregierung unterstitzt den Vorsto der Léander, mit einer Anderung im
Bauplanungsrecht die Unterbringung von Fluchtlingen zu erleichtern. Auf Vorschlag
von Bundesbauministerin Barbara Hendricks beschloss das Bundeskabinett heute
eine entsprechende Stellungnahme zu einer Initiative des Bundesrates. "Die
steigende Zahl von Fluchtlingen aus den vielen Krisengebieten stellt Lander und vor
allem Kommunen mit einem engen Wohnungsmarkt vor gewaltige
Herausforderungen. Es ist unsere Pflicht, hier zu helfen”, betonte Hendricks zur
Begriindung. Bund und Lander wollen mit Anderungen im Baugesetzbuch dafur
sorgen, dass Kommunen besser und schneller auf den Fluchtlingszuzug reagieren
und Unterkinfte schaffen kbnnen.

Hendricks versicherte, Lander und Kommunen konnten auf die Unterstiitzung des
Bundes zahlen: "Die Bundesregierung unterstitzt den Beschluss des Bundesrates,
Anderungen im Baugesetzbuch vorzunehmen, um den Bau von
Flichtlingsunterkinften oder die entsprechende Umnutzung noch besser als bisher
zu ermoglichen. Wir bringen Regelungen auf den Weg, die den Kommunen schnell
und unkompliziert helfen, Fliichtlinge menschenwirdig unterzubringen.”

Kunftig sollen Flichtlingsunterkiinfte auch dann im Innenbereich zugelassen werden
kénnen, wenn sie sich nicht in die ndhere Umgebung einfigen. Das betrifft
beispielsweise Blro- oder Geschéaftsgebaude, die dann als Unterkiinfte umgewidmet
werden konnten. Zusatzlich soll die Unterbringung von Flichtlingen auch auf solchen
Flachen moglich sein, die unmittelbar an einen bebauten Ortsteil anschlieRen.
Darlber hinaus sollen Flichtlingsunterkiinfte unter bestimmten Voraussetzungen
auch in Gewerbegebieten errichtet werden kénnen. Diese Regelungen sollen
befristet werden.

[N.S.: Das Gesetzgebungsverfahren wurde am 25.11.14 durch Veréffenlichung im
Bundesgesetzblatt abgeschlossen. Die Regelungen sind fur 5 Jahre bis zum
31.12.2019 befristet.]

Anderungen des Baugesetzbuches kénnen dazu beitragen, die Unterbringung von
Flichtlingen zu erleichtern. Das ist angesichts von schatzungsweise 200.000
Flichtlingen aus Krisengebieten, mit deren Ankunft in Deutschland in diesem Jahr zu
rechnen ist, dringend erforderlich und unsere humanitare Pflicht. Die
Bundesregierung moéchte die Lander bei dieser gewaltigen Aufgabe unterstitzen.
Hamburg hat als Stadtstaat sehr friihzeitig auf Anderungen gedrungen. Wir haben
das sofort unterstutzt.

Die Grundsatze der Bauleitplanung, die in 81 des Baugesetzbuches stehen, stellen
die Belange dar, die besonders berticksichtigt werden mussen. Es wird ausdrticklich
vorgesehen, dass die Fluchtlingsunterbringung bei der Aufstellung von
Bebauungspléanen zu beriicksichtigen ist.

Wir wollen es den Kommunen erleichtern, von bestimmten Festsetzungen des
Bebauungsplanes abweichen zu kénnen. Das ist heute schon méglich, wenn Grinde
des Allgemeinwohls eine solche Abweichung verlangen. Wir stellen hier klar, dass
die Unterbringung von Flichtlingen zu den Belangen des Allgemeinwohls gehort.

Des Weiteren wollen wir es moglich machen, Flichtlingsunterkinfte auch dann im
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Innenbereich zuzulassen, wenn sie sich nicht in die ndhere Umgebung einfligen. In
anderen Fallen ist das auch heute schon méglich. Wir wollen das auf
Fliichtlingsunterkiinfte ausdehnen. Das betrifft im Ubrigen auch die
Nutzungsanderung bestehender Gebaude. Auch hier sollen Fliichtlinge und
Asylbewerber unkompliziert untergebracht werden kénnen. Gemeint sind
beispielsweise Biro- oder Geschaftsgebaude, die nun als Unterkinfte dienen
koénnen.

Zudem wollen wir die Unterbringung von Flichtlingen auch auf Flachen gestatten, die
unmittelbar an einen bebauten Ortsteil anschlie3en. Diese Regelung soll ebenso wie
die zur Einfligung in die ndhere Umgebung befristet werden.

Was fur uns nicht in Frage kommt, ist die generelle Erméglichung der
Flachtlingsunterbringung in Gewerbegebieten. Das ist aus einer Reihe von Griinden
problematisch, auch weil wir die Baunutzungsverordnung fur alle Gewerbegebiete in
Deutschland damit riickwirkend &ndern wirden. Wir streben statt dieser generellen
Regelung an, den Kommunen gezielt die Méglichkeit zu geben,
Flachtlingsunterkiinfte in Gewerbegebieten eingeschrankt und befristet zu
ermoglichen. Unser Ziel ist es, hier den Kommunen zu helfen, aber weiterhin auch
darauf zu achten, dass die Unterbringung menschenwurdig geschieht. Langst nicht
jedes Gewerbegebiet und nicht jeder Teil eines Gewerbegebiets eignen sich dazu,
Menschen dort wohnen zu lassen. Aber in bestimmten Gebieten kann es hilfreich
sein.

Wir missen uns im Klaren dariiber sein, dass wir Armut und Krieg in der Welt nicht
an unseren Grenzen aufhalten kénnen. Es ist unsere humanitare Pflicht, hier zu
helfen. Naturlich reichen die Anderungen im Baugesetzbuch nicht aus. Aber im
Interesse der Menschen und der Leistungsfahigkeit der Kommunen kann auch die
Baugesetzgebung hier einen Beitrag leisten. Das tun wir mit dieser
Gesetzesanderung.”

Fazit

Es wird empfohlen, die Anwendung serieller Bauten in konventioneller Bauweise
vorrangig bei Bauaufgaben einzusetzen, bei denen spurbare Mengeneffekte zu
erwarten sind. Bei reinen Interimsbauten fir wenige Jahre Nutzungsdauer kann ein
verringerter Qualitatsanspruch und die Verwendung von Leichtbaustoffen sinnvoll
sein, bei langfristiger Nutzung derselben aber tGberhaupt nicht. Zumindest misste
dazu vorab z.B. eine Einschéatzung erfolgen, ob das Fluchtlingsproblem tatsachlich
ein Vorubergehendes ist oder ob sich Deutschland auf einen langfristigen Zustrom
von Flichtlingen einstellen muss.

Wenn dies so ware, misste namlich tber ein strategisches Immobilienmanagement
dieses neue Segment offentlicher Infrastruktur entsprechend entwickelt werden, d.h.
Standortplanungen, Beteiligungsverfahren, stadtebauliche Entwicklungen und -
ErschlieBungen.

Die derzeit in Planung und Baubefindlichen drei Standorte wurde als
Leichtbauweisen mit Containern konzipiert. Dies setzt im Sinn der obigen
Ausfuhrungen voraus, dass ihre Aufstellung lediglich fir einen kirzeren Zeitraum
befristet ist. Diese betragt in den v.g. Fallen 5 Jahre.
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D.6 jede KITA ein Unikat?

Das zu den Fluchtlingsunterkiinften Gesagte gilt auch hier. Eine serielle Bauweise
als Leicht- oder Containerbauweise ist bei langfristiger Nutzung einer Immobilie nicht
zu empfehlen. Mengeneffekte, auch in konventioneller Bauweise werden erst
spurbar, wenn eine ausreichend grof3e Anzahl an Standorten bedient werden kann.
Wenn diese Voraussetzung gegeben ist, kdnnen auch fir die Erstellung von KITA's
Einsparungen gegenuber der bisher tblichen Unikat-Fertigung erzielt werden.
Standardplanungen hingegen sind seit Jahrzehnten zum Beispiel fir Bauten der
Bundeswehr eingefiihrt. Sie missen gleichwohl fir jeden Standort individuell
angepasst werden. Erspart werden dabei Teile der Architekten- und
Ingenieurleistungen. Mengeneffekte spielen hier ebenfalls keine Rolle.
Standardplanungen fur KITA's werden in vielen Kommunen verfolgt (Michen,
Frankfurt/Main) und haben sich dort in gewissen Grenzen bewéahrt. Vorteile ergeben
sich dort auch dadurch, dass sich eingespielte Planungsteams in der stadtischen
Bauverwaltung um die Anpassung der Planungen an die jeweiligen
Standortbedingungen kiimmern. Zahlreiche Standorte von KITA's in Bremen sind
bereits in den 70ger bis 80ger Jahren als Standardplanungen in konventioneller
Bauweise errichtet worden.

D.6.1 Befragung von KiTA Bremen

Den nachstehenden Fragenkatalog, der Bezug auf die dem Projekt gestellten
Aufgaben des Senats nehmen, hat SUBV der Senatorin fir Soziales und KITA
Bremen im Oktober 2014 zugeleitet, woraufhin die nachstehend nur von KITA
Bremen die mit den Fragen zusammenhangend abgedruckten Antworten erteilt
wurden:

Befragung KiTA Bremen

NdAW Tp 2 Projekt inmobess

Senatsbeschluss vom 05.08.14

Der Senat hat am 05.08.14 Folgendes beschlossen:

"Der Senat verzichtet fiir Notunterkiinfte, Mobilbauten und Interimslésungen

im Rahmen der sofortigen Fliichtlingsunterbringung auf aufwendige Einzelfallprifungen
und Sondergenehmigungen sowie auf die Anwendung hoherer energetischer Standards
bei der Aufstellung von Containern zur Unterbringung, als Zwischenlosung bei
Baumafnahmen oder bei Errichtung von Notunterkiinften. Im Bereich der
Kindertagesstatten soll verstarkt auf Serien- und Standardlésungen gesetzt werden.
Alle Antrage zur Erlangung von Baurecht und Betriebsgenehmigungen bei der
Bereitstellung von Unterkiinften zur Unterbringung von Fliichtlingen und beim

Ausbau von Kindertagesstatten haben Prioritat und sind vorrangig umzusetzen.

Der Senat bittet die zustandigen Ressorts bis zum 30.09. um einen Zwischenbericht
zu den erfolgten MaBnahmen."

Fragen an die Senatorin fir Soziales, Kinder, Jugend und Frauen sowie KITA Bremen:

Sind die vorhandenen Richtlinien fiir den Betrieb von Tageseinrichtungen fiir Kinder im Land Bremen
ausreichend und zielfihrend?

Ja, sie sind zielfiihrend und ein klarer Wegweiser. Aussagen zur MindestgréRe von Ruhe- und
Schiafrdumen waren sinnvoll

wenn nein, warum nicht?

Wiéren M. fur KITA's roker (2.3,4,6 ppen) und
Zielgruppen Zielfihrend oder existieren diese bereits?

Musterraumprogramme sind fiir KiTa Bremen sinnvoll, miissen aber an die Besonderheiten eines
Standortes mit der dortigen Sozialstruktur und den jeweiligen Anforderungen an das vorgesehene
Betreuungskonzepte angepasst werden.

Abbildung 11 Ausriss aus der Antwort von KITA Bremen
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Gesondert wird darauf hingewiesen, dass zahlreiche andere Trager (Kirchen, Trager
der offentlichen Wohlfahrt, private Dritte) ebenfalls KITA's betreiben. Alle diese
Stellen konnten im Rahmen des Projekts nicht separat befragt werden.

E. Auswertung der Umfrage

E.1 Beschreibung der Umfrage
E.2 Rucklaufe (Land/Kommunen)
E.3 Ubersicht zu den Fragen

E.3.1 Fragen 1-3 (Antwort von und durch wen)
E.3.2 Frage 4 (welche Standards sind vorhanden)

E.3.2.1 Ricklaufe Standards mit Auflistung je Land/Kommune

E.3.3 Frage 5 (welche Benchmarks sind vorhanden)

E.3.4 Frage 6 (welche Definiton fur Wirtschaftlichkeit)

E.3.5 Frage 7 (Wirtschaftlichkeit von Eneergieeinsparinvestitionen)
E.3.6 Frage 8 (Definition der Nachhaltigkeit)

E.3.7 Zusammenfassung

E.1 Beschreibung der Umfrage

Die Fragen 1-3 dienen der Klarung, welches Land/Kommune, welche Institution und
welche Person die Antworten gibt. Die Frage 4 fragt nach den in dem jeweiligen
Land/Kommune vorhandenen baubezogenen Standards. Die folgende Bitte nach
Ubersendung der angekreuzten Standards haben nur wenige Antwortgeber erfillt.
Teilweise konnten Standards auch direkt Uber das Internet beschafft werden. Die
Frage 6 bezieht sich auf angewendete Benchmarks, also Vergleichs- und
Verhéltniswerte, die fur das jeweilige Land / die Kommune bei der Bewertung von
Planungsergebnissen herangezogen werden. Mit Frage 7 soll die jeweils vom
Land/der Kommune verwendete Definition der Wirtschaftlichkeit benannt werden. Mit
Frage 8 wurde nach der verwendeten Definition von Nachhaltigkeit gefragt, soweit
diese im Planungs- und Baugeschehen des jeweiligen Landes/der Kommune eine
Rolle spielt.

E.2 Rucklaufe (Land/Kommunen)

Rucklaufe von Fragebdgen gab es von Brandenburg, Berlin, Baden-W lrttemberg,
Bremen (durch den Unterzeichner), Dortmund, Hamburg, Hessen, Kéln, Minchen,
Mecklenburg-Vorpommern, Nurnberg, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz,
Schleswig-Holstein, Stuttgart und Thiringen. Rucklaufe von Standards gab es
lediglich von Brandenburg, Baden-W Urttemberg, Dortmund, Hamburg, Miinchen,
Nordrhein-Westfalen, Stuttgart und Thuringen.Uber das Internet konnten Standards
aus Frankfurt/Main und Berlin beschafft werden. Im Interesse eines zeitnahen
Abschlusses der Umfragephase wurde darauf verzichtet, die angefragten Lander und
Kommunen anzumahnen oder weitergehende Nachfragen zu stellen. Es muss leider
festgestellt werden, dass es in einem knappem Zeitrahmen, wie er durch das Projekt
vorgegeben ist, keine ausreichenden geschweige denn reprasentativen Daten zu
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den Themen der Umfrage erhoben werden konnten. Die Rucklaufe von nur 50 %,
weitestgehend ohne die gewtinschten Anlagen sind hierzu ein deutliches Indiz.

E.3 Ubersicht zu den Fragen

Fur die Antworttibersicht wird auf die beigefligte Matrix Fragebogen (Antworten) und
die Ubersicht eingereichte Standards Lander und Kommunen verwiesen.
Nachfolgend werden die zusammenfassenden Erkenntnisse aus den Antworten
beschrieben.

——— R . RTINS L s | SN,

Abbildung 13 Ausschnitt Auswertung Umfrage Tabelle 2
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Abbildung 14 Ausschnitt Auswertung Umfrage Tabelle 3

TR-Schulen 2012.pdf (Technische Richtlinien zum Bau und zur Einrichtung Hamburger Schulen)

Anlagen fehiten

Minchner Fo E ieei ing.pdf
Minchner Qualitatsstandard.pdf

Planungsvorgabe BACnet im BLB NRW.PDF
9 be Zax tur im BLB NRW.PDF

Planur

Abschnitt C Stand 06.12.12.pdf

E  GroRe BaumafRinahmen.pdf

Ergénzende Hinweise zu Abschnitt D Stand 06.12.12.pdf

Hachstflachen fiir G aftszil der L o Muster 13 Anlage 2.pdf
Kleine Baumafinahmen Stand 06.12.12.pdf

Muster 13 Anlage 3.pdf

Qualitative Baubedarfsanforderungen - Muster 13 Anlage 1.pdf
Raumbedarfsplan - Muster 13.pdf

Stellennachweis - Muster 12.pdf

00 SchBauFR.pdf (Schulbauforderung Richtlinien)

081015 itshilfe.pdf (Arbeitshilfe fir nutzungsorienti Planen und Bauen)

081127_ Liste Reinigung.pdf (Reinigungsorientiertes Planen und Bauen)

090223 _ Liste Baut pdf (Checkliste Bauur ienti Planen und Bauen)
090223_Liste Energie.pdf (Checkliste)

12-12-05 Barri ies Bauen, Pra ion von A. Hofmann.pdf

2006-08 Benchmark Investitionskosten kommunaler Baur 1.pdf (Inter inaler \ ich)
2008-06 Technik-Standards.pdf

Abbildung 15 Ausschnitt eingesandte Standards

E.3.1 Fragen 1-3 (Antwort von und durch wen)

10 von 15 ausgefillten Fragebogen kamen vom mittleren Management des

jeweiligen Landes/Kommune. 4 gingen ein von der Ebene der Sachbearbeitung und

einer von der Amts-, Betriebs- oder Geschéftsleitung. Uber die Riicklaufe mit

beigefligten Standards siehe Ziff. E 2.
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E.3.2 Frage 4 (welche Standards sind vorhanden)

9 von 15 Einsendern nutzen Flachenstandards, 10 von 15 Einsendern
Planungsstandards und 9 von 15 Einsendern Standards fur den Planungsablauf. 6
von 15 Einsendern nutzen Ausstattungsstandards, ebensoviele nutzen baustoffliche
Standards. 4 von 15 Einsendern nutzen eigene Standards zur Herstellung von
Barrierefreiheit (bei grundsatzlichem Bezug auf die DIN 18040 Teil 1), 1 Land hat
einen speziellen Ma3nahmenplan erstellt. 5 von 15 Einsendern haben
Bauteilstandards eingefuhrt, 9 von 15 Einsendern haben Ausfiihrungsstandards fur
die Gebéaudetechnik eingefuhrt.5 von 15 Einsendern haben sonstige Standards
angegeben: Energieeffizienzrichtlinie, Geschaftsprozesse, Nachhaltiges Bauen,
Energiestandard.

siehe auch Tabelle Riicklaufe Fragebogen Auswertung

‘Sorsierung Antworten auf Frage 4
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Abbildung 16 Ausschnitt Auswertung Umfrage

E.3.2.1 Rucklaufe Standards mit Auflistung je Land/Kommune

Die Auswertung der mitgelieferten Standards kann nicht entfernt einen
reprasentativen Querschnitt der verwendeten Standards bei den Befragten ergeben.
Im wesentlichen haben nur zwei Kommunen hierzu Daten geliefert. Auch diese
Daten diirften keinen vollstandigen Uberblick iber die dort verwendeten
Rahmenrichtlinien geben. Gleichwohl wurde in der nachstehen Tabelle NdaW Tp2 -
gelieferte Standards - Auswertung eine Bezugnahme auf die bremischen Standards
vorgenommen und eine Bewertung dazu verfasst.
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Projekt - und L Stand: 09.10.14

Relevanz ]'ur

Lal Fragebog L ol Entsprechung FHB Bemerkung/Divergenz
fehlt - AG barrierefrei in Der Endbericht der Senats AG liegt vor,
Konzept_Barrierefrei -1.pdf ja Bremen nicht beendet die Arbeit der AG wurde jedoch nicht beendet.
Das Ubersichtspapier zur Anwendung der DIN
fehlt - AG barrierefrei in 18040-1 ist hilfreich und solite auch in der FHB
BarrierefreiesBauen2012.pdf ja Bremen nicht beendet verteilt werden.
ANLAGE 7-AUSSTATTUNG eine entsprechende Vorschrift ist in HB nicht
BW ja DIENSTRAUME.PDF ja fehlt bekannt
eine entsprechende Vorschrift ist in HB nicht
Dortmund ja 1 Raumstandard fiir Geratehauser.pdf ja fehlt bekannt
eine entsprechende Vorschrift ist in HB nicht
Standard der Gebaudereinigung Anforderungen bekannt, vor 1992 existierte ein Pendant
an Planung, Bauausfiihrung und Instandhaltung ja fehlt hierzu beim ehemaligen Hochbauamt
Nutzungsspezifischer baulicher Standard eine entsprechende Vorschrift ist in HB nicht
Geratehauser der Freiwilligen Feuerwehr ja fehlt bekannt
Nutzungsspezifischer baulicher Standard eine entsprechende Vorschrift ist in HB nicht
Kiichen ja fehlt bekannt
eine entsprechende Vorschrift ist in HB nicht
14-02 Nutzspez. Standard Kiichen.pdf ja fehit bekannt
eine entsprechende Vorschrift ist in HB nicht
14-3 Raumtemperaturen.pdf ja fehlt (??) kannt
fehlt - AG barrierefrei in Der Endbericht der Senats AG liegt vor,
Barrierefrei PLUS TEK 1107 pdf ja Bremen nicht beendet die Arbeit der AG wurde jedoch nicht beendet.
Grundsatze fiir die Aufstellung von Erlass der Landesbehorden von NW. Eine
Raumprogrammen fiir allgemein bildende entsprechende Vorschrift ist in Bremen
Schulen und Férderschulen ja fehlt nicht bekannt.
BauStandards Energie Anlage
Raumtemperaturtabelle.pdf ja ja vergleichbare Vorschrift liegt vor
Bremen hat fiir Wirtschaflichkeitsberechnunge
seitens der SF den WiBE-Kalulator empfohlen.
Das Verfahren ist ohne Schulungen nicht
durchzufiihren. Die von DO vorgelegte
Formblatt_Sanierungsmassnahmen.xls ja fehit, WiBE-Kalkulator Losung mit Excel ist deutlich praktikabler.
eine entsprechende Vorschrift ist in HB nicht
Muster TEK Gruppenkichen 1.pdf fehit bekannt
eine entsprechende Vorschrift ist in HB nicht
Muster TEK Gruppenkiichen 2.pdf fehlt bekannt

Abbildung 17 Ausschnitt vergleichende Auswertung der eingesandten Standards

Deutlich wird, das anderenorts viele Themen standardisiert geregelt sind, fir die es in
Bremen solche Hilfen fir Programmierung und Planung nicht gibt. Auffallig ist auch,
dass das barrierefreie Bauen in einigen Landern/Kommunen wie z:B Berlin oder
Thiringen bereits vorbildlich geregelt ist. Bremen hétte prinzipiell einen eigenen
Standard verfugbar. Die dazu eingesetzte Senatsarbeitsgruppe hat jedoch aus
Grunden fehlender Personalisierung die Bearbeitung eingestellit.

Zu den Energiestandards siehe auch die Tabelle Auswertung Landerabfrage 2012.
Dort sind die Lander kenntlich gemacht, die einen Passivhausbeschluss gefasst
haben. Unter den Stadten, die geantwortet haben hat nur Hamburg generell die 2/3-
Regelung der Wirtschaftlichkeit, die einen héheren Standard als den der geltenden
EnEV erlaubt. Ferner hat Hamburg auch geringere Restriktionen fur die Verwendung
von PVC als Bremen. Von der Stadt Frankfurt/Main ist ebenfalls ein
Passivhausbeschluss bekannt. Ferner siehe auch Lander und Kommunen mit
Passivhaus-Beschlissen.

E.3.3 Frage 5 (welche Benchmarks sind vorhanden)

Die Frage lautete konkret: "Wenn Sie selbst in der Evaluation von Standards
Benchmarks verwenden, welche sind dies?"

Zur Wahl standen die folgenden Rubriken:

e Benchmarks zum Flachenbedarf fir Hochbauten [Benchmarks als Flache pro
Nutzeinheit z.B. Flache je Buroarbeitsplatz]

e Benchmarks zum Flachenbedarf je Raumart [z.B. Hochstflachen fur
Blroraume]
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e Benchmarks zum Flachenbedarf nach DIN 277 [Verhaltniswerte der
Flachenarten zueinander, z.B. NF zu BGF, typischerweise fir bestimmte
Bauwerksarten standardisiert, planungsabhé&ngig

e Benchmarks hinsichtlich Baustoffverwendung [z.B. Verbot der Verwendung
bestimmter Baustoffe]

e Benchmarks als DIN-Normen, soweit nicht bauaufsichtlich eingefiihrt

e Benchmarks fur Ausstattungsqualitaten [z.B. Ausstattung von Raumen mit
bestimmten technischen Einrichtungen]

o andere Benchmarks

4 Einsender von 15 haben hierzu nichts angegeben. Die lbrigen Einsender bewegen
sich zwischen der Angabe "andere Benchmarks" ohne Ubersendung derselben und
der Nennung des gesamten angefiihrten Katalogs mit Ausnahme der DIN-Normen.
Als andere Benchmarks wurden genannt: z. B. BKI, PLAKODA, FM-Benchmarking,
HIS-HE, Ergebnisse aus Rechnungshof-Berichten, Normen, ASR, wobei die BKI-
Benchmarks in der Regel unter Planungs- oder Kosten-Benchmarks einzuordnen
sind.

Leider wurden die konkret verwendeten Benchmarks weit Giberwiegend nicht zur
Verfigung gestellt, so dass eine Prufung und ein Vergleich nicht mdglich waren.
Generell bleibt festzustellen, dass im 6ffentlichen Hochbau der befragten Lander und
Kommunen ein stetiger Vergleich mit dem vorhanden Kennzahlenwerk erfolgt.

Das Kennzahlenwerk des BKI (Baukosteninformationsdienst der
Architektenkammern) finden Sie auszugsweise hier: Planungskennwerte fir
Grundflachen und Bruttorauminhalt (Quelle TU Dresden, BKI)

Ein vergleichbares Angebot git es auch von staatlichen Dienststellen: das IWB
Freiburg von der Staalichen Vermogens- und Bauverwaltung Baden-W rttemberg
betreut im Auftrag der Bundeslander das Programmsystem PLAKODA (Planungs-
und Kostendaten). Bremen willl sich jedoch kiinftig aus dieser Beteiligung
zurlckziehen, da die Verwendung des BKI-Systems einfacher erscheint.
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3.4.4 Planungskennwerte fiir Grundflichen und Brutto-Rauminhalt

" Kennwertkette

2% ﬁt g2 x 5} w

) T BEs | B | B 58 s

g 28 s5/58 | B.| BE BF S

Gebaudeart 5 L c8| 8:l535) =8| 28| 38| $8
IBu@ebauae einfach 100 1,030 1 To0] 1171 321] 290€| 920€[1.330 €
Biirogebaude mittel 100] 59| 283 1341 222| 1563 1.059| 1.266] 1.166] 3.55| 390 €| 1.360 €[2.120 €
Birogebaude hoch 100 73] 290 1362 17.8] 1541 1.073] 1.269] 1.131] 3.81] 540 €[2.060 €[3.180 €
instituts- und Laborgebaude 100] __17.1] 29,7 145,§| 23,1 1@] 1171 1,254] 1,157] _3,98] 465 €| 1.830 €| 3.110 €]
Krankenhauser 100] 100 447] 1547 258 1805| 1.100] 1.406] 1.167] 3.73] 520 €| 1.930 €| 3.530 €}
Pflegeheime 100 30| 328 1358 27.6] 1634] 1030 1.318] 1.203] 3.24] 385 €[1.250 €[2.040 €
[Aligemeinbildende Schulen 100] 24| 334| 135,s| 05| 1553| 1,024 1326 1,144] 4,14] 355 €| 1.450 €| 2.250 €
Berufiiche Schulen 100 47| 234] 1282 16.0] 144.1| 1047] 1.224] 1.124] 4,08 325€|1.310 €|1.890 €
|Sonderschulen 100 72| 369] 1440 285 1726 1072] 1.343] 1.199] 4.34] 345€[1.500 €[2.610 €
Weiterbildungseinrichtungen 100] 8,9 30‘9| 139,a| 20, 160,7I 1.089] 1,084] 1,149 _4.05] 405 €] 1.620 €] 2.620 €]
Kindergarten, nicht unterkellert einfach 100] 20| 210] 1231] 241 147.2| 1020] 1,207 1,19_6‘ 3,70] 300 €] 1.000 €| 1.610 €
Kindergarten nicht unterkellert mittel 100 252] 1280] 27.1 1.245] 1.212] 3.85] 335 €| 1.280 €| 1.970 €}
Kindergarten, nicht unterkellert hoch 100 1.243| 1,176 391] 420€|1.610 €| 2430 €}
Kindergarten, L t 100 1,219] 1,198] _ 3.58] 340 €| 1.220 €| 1.820 €
[Sport- und Mehrzweckhallen 100 1,061] 1.173] 1,129 4.09] 315 €| 1.540 €| 2.170 €|
Sporthallen Einfeldhalle] 100} 1,026] 1.100] 1.128] 6.45] 240 €[1.550 €[2.000 €
Sporthallen Dreife[dhallé 100 1359] 1,045 1.179) 260 €] 1.580 €[ 2.130 €}

[Schwimmhallen 100
Ein- und Zweifamilienhduser, unterkellert einfach 100

190,1 1,494| 1,098
148.1] 1.052] 1.139

4,91| 445 €[2.160 €/4.210 €]
2.79] 280€| 780€|1.150 €]

1,236]

Ein- und Zweifamilienhduser, unterkellert mittel 00 151.4 .040) 167, ,247' 30_0‘ 345 €] 1.030 €] 1.560 €
Ein- und Zweifamilienhduser, unterkellert hoch 00 91, ,044) 152 ,296) 17| 435 €] 1.380 €] 2.080 €
Ein- und Zweifamilienhduser, nicht unterkellert einfach 00 K X 32,8] 1492 ,030) (131 ,281 .81] 270 €| 760 €] 1.160 €
Ein- und Zweifamilienhduser, nicht unterkellert mittel 100 .6 s % 146.8] 1.026| 1.134| 1,262 3.15]

Ein- und Zweifamilienhduser. nicht unterkellert hoch 100 21 109 1129 242 137,1] 1,021 1.106] 1.214 3.39 4.

Ein- und Zweifamilienhauser, Massivbau Passivhaus 100 28 11 GI 114,4| 29.3| 143.7] 1,028| 1,113 1,256] 3.17,

Ein- und Zweifamilienhduser, Holzbau Passivhaus 100 5,0 30,4 147,0] 1.050] 1.110[ 1.261] 3,14] 390 €] 1.220 €[ 1.800 €|
Ein- un Zweifamilienhduser, Holzbauweise mit Keller 100 3.2

26.5| 1455 1.032| 1,153 1,223 3.05] 340 €] 1.040 €] 1.520 €]
Ein- und Zweifamilienhduser, Holzbauweise ohne Keller 100 4.8

23,4] 141,7] 1,048 1,129 1,198| 3,09 340 €] 1.050 €] 1.500 €

Doppel- und Reihenendhauser cinfach 100] 1.7 238| 141,4] 1.017] 1,156 1,202] 279 265€| 730€| 980 €]
Doppel- und Reihenendhauser mittel 100 47| 165| 1213 280] 149.2| 1047] 1.159] 1.230] 2.00] 315€| 010€|1.360 €

Doppel- und Reihenendhauser hoch 100 4.5 14.5] 1190 26.0] 145.0| 1045| 1.139] 1218] 294| 380€|1.110 €] 1.610 €]

Raihanhiicar nal 1111 1_71 1278l 1nnrl 1 1400l 1 1&n 2771 23n&l Ranel ronél

Abbildung 18 Ausschnitt aus den Planungskennwerten des BKI-Systems

Planungs- und Kostendatenmodule der Linder und des Bundes

(PLAKODA®)

PLAKODAe-Module

"PLAKODA® (PLAnungs- und KOsten-DAten) — Module" ist eine DV-Oberfldche, aus der die nachfolgend beschriebenen DV-Programme gestartet werden kénnen. Alle in
den Programmen hinterlegten Daten (Fldchen und Rauminhalte, Investitionskosten, Nutzungskosten, Baubeschreibungen, Grafiken etc.) sind Ausziige aus der
Gebdudedatenbank der Lander (LAGUNOg)

Die PLAKODAe-Programm-Module konnen alle gemeinsam oder jeweils einzeln (ausgenommen Sonderbau) nach Kundenwunsch kauflich erworben werden

Die dazugehdrigen Nutzungsgebiihren finden Sie hier

Weitere Informationen zu PLAKODAe-Gesamtprogramm und den einzelnen PLAKODAe-Modulen

PLAKODA PLAKODA® - Gesamtprogramm
| Die Software PLAKODA mit ihren Modulen ist ein im Auftrag der Bauministerkonferenz entwickeltes Kostenplanungsprogramm zur (iberschlagigen

14 Ermittlung von sowohl Investitions- als auch von Nutzungskosten nach der Mittelwertmethode

PLAKODA® - Neubau

e

[~ Weitere Informationen (304 KB)

PLAKODA® - Nutzungskosten

I Vafataesa tafacamailanas [Ma UMY

Abbildung 19 Ausschnitt Webseite PLAKODA

E.3.4 Frage 6 (welche Definiton fur Wirtschaftlichkeit)
Hier zunachst die frei zu textenden Antworten:

1. die Wirtschaftlichkeit ist im Alternativenvergleich durch die geringsten
Lebenszykluskosten in einer Barwertrechnung gegeben.
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. Fur offentliche Investitionen gilt grundsatzlich das Wirtschaftlichkeitsgebot der
LHO. Desweiteren hat sich fir die 6ffentlichen Gebéaude der FHH die
sogenannte ,Zwei-Drittel-Wirtschaftlichkeit” von 1979 (Hamburgisches
Programm zur Einsparung von Energie) bewahrt, die energiesparende
MalRnahmen dann vorsieht, wenn die Kapitalkosten bzw. Kapitalmehrkosten
zu mehr als zwei Drittel durch die zu erzielenden Energiekosteneinsparungen
gedeckt werden.

. Ausschlaggebend fur die Wirtschaftlichkeit von Planungsentscheidungen sind
die MalRgaben des Schleswig-Holsteinischen Landeshaushaltsgesetzes und
der Landeshaushaltsordnung. Die fir den Hochbau relevanten Verfahren zur
Berucksichtigung der Landeshaushaltsordnung (LHO SH) werden vom
Finanzministerium SH im Handbuch fir die Durchfiihrung von
Baumafinahmen des Landes Schleswig-Holstein im Zustandigkeitsbereich der
GMSH (HBBau SH) vorgegeben. Die Verpflichtung, die Grundsétze der
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit unter Beriicksichtigung insbesondere der
wirtschaftlichen, 6kologischen und sozialen Folgekosten zu beachten, ergibt
sich aus 8§ 7 (1) LHO. Fur das Bauwesen folgt nach dem HBBau SH daraus,
dass bei der Planung von MalRnahmen alternative Losungsmaoglichkeiten und
die Kosten einschlie3lich der Folgekosten zu untersuchen sind.

. Bei PPP-Projekten gilt es, das wirtschaftlichste Angebot zu bezuschlagen,
wobei die Wirtschaftlichkeit das Verhaltnis von Kosten (50%) zu Qualitat
(50%) bezeichnet: Kosten als Barwert aller Kosten tber 30 Jahre (Bau,
Finanzierung, Betrieb). Qualitat wird durch ein externes Architekturgremium
bewertet (mit 4 Unterkriterien: Stadtebaul. Architektur / Baul.-technische
Quialitat / Funktionalitat / Betrieb). Generell werden bei allen
Neuunterbringungen, ob Anmietungen, Neubau oder Nutzung von
Landeseigentum, umfassende Wirtschaftlichkeitsvergleiche nach der
Barwertmethode angestellt.

. Es ist beabsichtigt, die Lebenszykluskostenberechnung aus dem
Bewertungssystem Nachhaltiges Bauen fur Wirtschaftlichkeitsvergleiche heran
zuziehen. Fur seine Mal3nahmen im wirtschaftlichen Eigentum nutzt der BLB
selbst entwickelte Rechentools zur Nutzungsentgeltkalkulation
unterschiedlicher Varianten. Hierbei werden Herstell-, Betriebs-,
Instandhaltungskosten, unregelmaflige Ersatzinvestitionen und Kapitalkosten
berticksichtigt. Die Anwendung ist in einem Leitfaden geregelt.

. Die Methode der Wirtschaftlichkeitsberechnung richtet sich nach der Aufgabe.
Die einzelnen Verfahren (Amortisation, Kapitalwert, Annuitat) sind in der VDI
6025 beschrieben und werden in der VDI 2067 fur die TGA konkretisiert.
Inzwischen ist die Wirtschaftlichkeitsberechnung durch die Berechnung der
Lebenszykluskosten weiter gefasst. Grundlage bilden die Baunutzungskosten
(DIN 18960) zuzuglich Rickbau-/Entsorgungs- und Sanierungskosten.
Methoden liefert BNB, GEFMA, ggf. PLAKODA.

. Vollstéandiger Finanzplan mit Investitions- und Lebenszykluskosten.

. - Bei Entscheidungen tber Beschaffungsvarianten - Entscheidung
Energiestandard - Beschaffung temporarer Bauten=Barwertberechnung (auch
Uber den Lebenszyklus), Amortisation Passivhaus)

. Gemall RLBau Abschnitt K 5 sind die Verwaltungsvorschriften zu 8 7
Thiringer Landes-haushaltsordnung zu beachten
(http://www.thueringen.de/th5/tfm/haushalt/ordnung/vv/). Da-nach sind bei den
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen die nach den Erfordernissen des Ein-
zelfalls einfachste und wirtschaftlichste Methode anzuwenden. Bei
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Wirtschaftlichkeitsberechnungen sind grundsatzlich die finanzmathematischen
Methoden der Investitionsrechnung oder auch Hilfsverfahren der Praxis (z. B.
Kostenvergleichsuntersuchungen, Angebotsvergleiche) durchzufihren. In
Abhangig von den projektspezifischen Besonderheiten und der jeweiligen
Bearbeitungsphase ergeben sich differenzierte
Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen. Vergleichsberechnung Miete — Eigenbau:
Die Modalitaten fur die Vergleichsberechnung Miete/Eigenbau sind in der
RLBau Abschnitt K 5 beschrieben (Barwertmethode, Betrachtungszeitraum 20
Jahre). OPP-Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen: Bei den
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen zu OPP-Projekten ist nach den Vorgaben
des ,Rundschreibens des Thuringer Finanzministeriums® vom 23. September
2009 und dem ,Leitfaden Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen bei PPP-
Projekten® zu verfahren.
(http://www.thueringen.de/th9/tmblv/bau/shkv/oepp/wirtschaftlichkeitsuntersuc
hung/).Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen

wahrend der Projektierung: Fur die Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen im Zuge
der Vorentwurfs-, Entwurfs- und Ausfuhrungsplanung stehen fundierte
Erfahrungswerte zur Verfiugung (Planungs- und Kostenkennwerte,
baufachliche Erkenntnisse aus der Bauunterhaltung realisierter Projekte). Im
Focus stehen dabei in der Regel sowohl die Minimierung der
Investitionskosten als auch die Minimierung der Folgekosten, aber auch
nichtmonetare Aspekte wie Funktionalitat, Denkmalschutz oder
Umweltwirkungen. Die angewandte Methodik ist abhangig vom Einzelfall
(Vergleichsberechnung mittels Kennwerten oder Anwendung der
Kapitalwertmethode [Barwertvergleich]).

10. Kosten-Nutzenanalyse bezogen auf die Anforderungen der Planungsaufgabe -
z.B. Bewertung unterschiedlicher Varianten (Sanierung, Abriss und Neubau
er)

11. Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen entsprechend ,Leitfaden fur
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen Berlin“ (Tendenz: Anlehnung an den
Leitfaden fur WU des Bundes).

12.Investionskosten im Verhéltnis zu - Zeitdauer - Nutzungskosten -
Nachhaltigkeit

13. Entscheidung uber die wirtschaftlichste Ausfuihrungsart des Gebaudes durch
Variantenvergleich auf Grundlage von Lebenszykluskostenberechnungen tber
einen Betrachtungszeitraum von 40 Jahren.

14.bei Pilotprojekten gemal} Leitfaden Nachhaltiges Bauen des Bundes BNB.
Grundsatzlich wird die Kapitelwertmethode angewendet, im Einzelfall findet
bei kurzer Laufzeit auch der Kostenvergleich Anwendung. Bei der
Kapitalwertmethode wird grundsatzlich ein Zeitraum von 25 Jahren betrachtet.

15.u. a. Investitionskosten, Amortisation, derzeit; demné&chst
Lebenszykluskosten, Amortisation

Weit Uberwiegend werden demgemalfd Lebenszykluskostenrechnungen mit
Barwertvergleich durchgefihrt. Dies ist gegenwartig demnach die Standardmethode
zur Bestimmung wirtschaftlicher Alternativen. Die von der SF propagierte WiBE-
Methode hat sich nach unserer Kenntnis in der bremischen Bauverwaltung mangels
einer einfachen Handhabung nicht durchsetzen kénnen. Daher fehlt fir Bremen
weiter ein passendes Tool, mdglichst auf Excel-Basis, um auf einfache Weise die
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Wirtschatftlichkeit mehrerer Planungs- oder Ausfuhrungsalternativen bestimmen zu
konnen.

Freistaat [~

www.thueringen.de Thiringen ¢

Thiiringer Finanzministerium

11.11.2014 21:17 Uhr

Verwaltungsvorschriften

Verwaltungsvorschriften zur Thiiringer Landeshaushaltsordnung

[F] § 7 Grundsatze der Wirtschaftlichkeit und der Sparsamkeit
GroRe: 29,0 kB

[fof1§ 8 Grundsatz der Gesamtdeckung
GroRe: 7,3 kB

[fG7] § 9 Beauftragter fiir den Haushalt
GroRe: 25,1 kB

[ § 11 Volistandigkeit und Einheit, Falligkeitsprinzip
GroRe: 7,3 kB

[GT] § 13 Einzelplane, Gesamtplan, Gruppierungsplan
GroRke: 8,1 kB

[70F1§ 14 Ubersichten zum Haushaltsplan, Funktionenplan
GrofRe: 6,3 kB

[i5E § 15 Bruttoveranschlagung, Selbstbewirtschaftungsmittel
GroRe: 6,9 kB

[[0F] § 16 Veranschlagung von Verpflichtungsermachtigungen
GroRke: 10,1 kB

[fGF] § 19 Ubertragbarkeit
Grofe: 6,1 kB

[0f] § 20 Deckungsfahigkeit
GroRe: 9,1 kB

Abbildung 20 Ausschnitt Webseite des Thiringer Finanzministeriums

Freistaat [-"s=>)

www.thueringen.de Thiringen ¢

Thiiringer Ministerium fiir Infrastruktur und Landwirtschaft
OPP-Wirtschaftlichkeitsuntersuchung

Leitfaden Wirtschaftlichkeitsuntersuchung bei PPP-Projekten (429,5 kB)
September 2006
PDF-Dokument ist nicht barrierefrei.

[{Bf] Rundschreiben des Thiringer Finanzministeriums vom 23. September 2009
GroRe: 108,3 kB

Der ,Leitfaden Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen bei PPP-Projekten” wurde mit Rundschreiben des Thiringer Finanzministeriums vom 23.
Freistaat Thuringen eingefiihrt. Der Leitfaden gilt in Verbindung mit den im Rundschreiben genannten MaRgaben.

»er 2009 verbindlich im

P

Zu den spezifischen rechtlichen Rahmenbedingungen fiir den kommunalen Bereich ergehen gesonderte Hinweise in der
BiBekanntmachung iiber das Kreditwesen der Gemeinden und Landkreise ( Neuf: g der Verwaltungsvorschrift des Thiringer Innenministeriums).

Abbildung 21 Ausschnitt Webseite Thiiringer Finanzministerium zu OPP

E.3.5 Frage 7 (Wirtschaftlichkeit von Energieeinsparinvestitionen)
Nachstehend sind die Statements der Einsender zu der Frage abgedruckt.

1. Die Wirtschaftlichkeitsberechnung erfolgt anhand der Lebensdauer der
betrachteten Bauteile/Objekte, mit festgelegten Séatzen fur den
kalkulatorischen Zins und Preissteigerungsraten fir Energie als
Barwertvergleich der Alternativen. Die Nutzungsdauer von neu errichteten
Gebauden wird mit 60 Jahren festgelegt, der kalkulatorische Zins jeweils
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durch die Senatorin fur Finanzen und die Preissteigerungsraten fir Energie
durch den Senator fur Umwelt, Bau und Verkehr.

Fur offentliche Investitionen gilt grundsatzlich das Wirtschaftlichkeitsgebot der
LHO. Desweiteren hat sich fur die 6ffentlichen Geb&ude der FHH die
sogenannte ,Zwei-Drittel-Wirtschaftlichkeit* von 1979 (Hamburgisches
Programm zur Einsparung von Energie) bewahrt, die energiesparende
Mal3nahmen dann vorsieht, wenn die Kapitalkosten bzw. Kapitalmehrkosten
zu mehr als zwei Drittel durch die zu erzielenden Energiekosteneinsparungen
gedeckt werden.

Fur Vorhaben im Bereich der technischen Gebaudeausriistung wird eine
statische Berechnungsart gewahlt. Die Wirtschaftlichkeitsnachweise
orientieren sich dabei an folgenden Richtlinien: - VDI 2067 Wirtschaftlichkeit
gebéaudetechnischer Anlagen Grundlagen und Kostenberechnung und - VDI
6025 Betriebswirtschaftliche Berechnungen fir Investitionsgiter und Anlagen,
sowie die - DIN V 18599 ,Energetische Bewertung von Gebauden®.
Mal3gebliche Faktoren sind in diesen Verfahren der Betrachtungszeitraum, die
Kostenermittlung nach Anlagenart, die Zins- bzw. Preisentwicklung und die
Nutzungsdauer des Objektes bzw. der Objekteinheit. Fur ,GrolRe
Baumalnahmen® (Investitionsvolumen > 500.000 €) stehen die
Wirtschaftlichkeitsnachweise unter dem Vorbehalt von technisch notwendigen
Erfordernissen der zu wahlenden Konstruktionen und Bauteile. Im Zuge der
Identifizierung und Fortschreibung von Instandsetzungserfordernissen im
Hochbaubereich durch regelmafiige Baubegehungen durch die
Gebaudemanagement Schleswig-Holstein AGR (GMSH) wird die
Wirtschaftlichkeit von Modernisierungs- und Instandsetzungsvorhaben
gegenuber Ersatz-bzw. NeubaumalRnahmen gepruft. Dartber hinaus werden
die Bauteile an einem Geb&aude untersucht, deren notwendige Erneuerung die
grofdten Energieeinsparungen erwarten lassen und - bezogen auf den dafur
geschatzten Mittelbedarf - die kirzeste Amortisationszeit abbilden.

Barwert aller Ausgaben (z.B. Kosten fur Sanierungs-MN) abzlglich des
Barwertes aller damit verbundenen Einsparungen (bei Energiekosten,
Instandhaltungskosten, Ansatz fir sogn. CO2-Vermeidungskosten) > 0. In
Summe gilt es eine Gesamtwirtschaftlichkeit herzustellen, d.h. MN, die sich
nicht durch ihre barwertigen Einsparungen rechnen, kbnnen durch
Einsparungen anderer MN ausgeglichen werden.

Die Wirtschaftlichkeitsberechnungen flr Energiesparmalinahmen erfolgen
ebenfalls mit Hilfe eines selbst entwickelten Tools. Die Anwendung ist im
Leitfaden zur Durchfihrung von Nutzungsentgeltkalkulationen geregelt.
Zurzeit erstellt der BLB Energiekonzepte, in denen auch die Wirtschaftlichkeit
ernergetischer Sanierungsmafinahmen mit Hilfe einer Amortisationsrechnung
nachgewiesen wird. Die ersten Ergebnisse sollen Ende 2015 vorliegen.
Zuerst wird eine Einschatzung an Hand der Amortisation angestellt (statische
Rechnung des Verhaltnisses von Investition zu Einsparung), bei erkennbarer
Amortisation im Rahmen der zu erwartenden technischen Lebensdauer wird
die dynamische Berechnung z. B. durch die Kapitalwertrechnung
durchgefuhrt.

Vollstandiger Finanzplan mit Investitions- und Lebenszykluskosten

,Bei BaumalRnahmen des Hochbaus und/oder der technischen
Gebéaudeausriistung, (jeweils im Neubau oder der Sanierung) ist fur
mindestens zwei Investitionsvarianten eine Gesamtkostenbetrachtung mit dem
Ziel des Wirtschaftlichkeitsnachweises vorzunehmen. Zu beriicksichtigen sind:
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Investitionskosten, Zuschissen von Dritten, Kapitalkosten, Energie- und
Wasserkosten, Wartungskosten und Instandhaltungskosten,
Reinigungskosten, Preissteigerungen fir Energie, Wasser und
Wartung/Instandhaltung, Reinigungskosten, Umweltfolgekosten,
Nutzungsdauer/Betrachtungszeitraum. Die Investitions-, Wartungs- und
Instandhaltungs- sowie Reinigungskosten gehen auf Basis der
Kostenschatzung ein. Die Zinssatze zur Ermittlung der Kapitalkosten sind vom
Finanzreferat halbjahrlich zu erfragen. Die Energie- und Wasserkosten,
einschliel3lich deren Steigerungsrate werden jahrlich vom Kommunalen
Energiemanagement gemal der aktuellen Preisentwicklung und der
Preissteigerungsraten der jeweils letzten funf Jahre ermittelt. Die
Umweltfolgekosten sind wie folgt anzusetzen: CO 2 Emissionen: 50
EUR/Tonne. Als Berechnungsmethoden sind das Verfahren des Instituts fr
Wohnen und Umwelt (IWU) Darmstadt (aktuelle Version 06.2) oder das
Verfahren zur Gesamtkostenberechnung des Hochbauamtes Frankfurt (Stand
09/2009) o. &. geeignet. Ergebnis der Gesamtkostenbetrachtung ist der
Nachweis der Wirtschaftlichkeit innerhalb des Betrachtungszeitraumes fir die
zu planende Variante. Eine BaumalRnahme mit einem bestimmten
energetischen Standard ist dann wirtschaftlich, wenn die eingesparten
Betriebs- und Umweltfolgekosten innerhalb der rechnerischen Lebensdauer
(Betrachtungszeitraum) grof3er sind als die Investitions- und Kapitalkosten, die
zur Erreichung dieses energetischen Standards notwendig sind.”

9. Wirtschaftlichkeitsberechnung sind unter Verwendung des Regelwerkes VDI
2067 zu erstel-len. Beim Ansatz der kapitalgebundenen Kosten ist die
Annuitatsmethode zu verwenden sowie ein kalkulatorischer Zinssatz von funf
Prozent zu unterstellen. Bei der Berechnung der verbrauchsgebundenen
Kosten ist eine jahrliche Energiepreissteigerungsrate von vier Prozent bei
fossilen Energietréagern und zwei Prozent bei Bioenergie/-masse sowie Strom
anzunehmen. Die allgemeine Preissteigerungsrate einschlie3lich Lohn- und
Dienstleistungen ist mit zwei Prozent zu unterstellen. Der
Betrachtungszeitraum ist unter Berucksichtigung der VDI 2067 zu wahlen. Fur
alternative Lésungsmaoglichkeiten der Energie- und Warmeversor-gung soll er
mindestens 20 Jahre betragen. Fir die Vergleichsvarianten sind die
vermiedenen bzw. entstehenden CO2-Emissionen der einzelnen
Lésungsvarianten auszuweisen und die CO?-Vermeidungskosten in Euro je
Tonne CO? anzugeben. Diese Angaben sind Grundlage fiir Entscheidungen,
bei denen aus Griinden des Klimaschutzes und der Energieeinsparung von
den rein monetaren Ergebnissen der Wirtschaftlichkeitsberechnungen
abgewichen werden soll.

10. Wirtschaftlichkeitsuntersuchung auf der Grundlage grober Kostenschéatzungen
in der Vorprojektphase - siehe Anl. 2009-03-12 Erneuerbare Energien

11.Hierzu existieren keine verbindlichen Vorgaben.

12.- Zeitdauer fur die Berechnung i.d.R. Nutzungszeit gem. VDI 2067 - Zins:
jeweils akutelle Zinssatze fur Landeskredite (endféllige Kredite) - Spezielle
Regelungen bei energetischem Sonderprogramm gem. StHPI.H14

13.Fur Neubau-, Erweiterungs- oder grof3flachige Sanierungsmalinahmen tber
Lebenszykluskostenberechnungen im Bereich QM/LCC. Fir bauteilbezogene
Sanierungsmalnahmen tber Einzelberechnungen auf Grundlage eines
Berechnungstools im Bereich Energiemanagement.

14. Gegenwartig existiert keine gesonderte Betrachtungsweise fur den Nachweis
von Energiesparinvestitionen.
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15.Die Stadt KolIn fuhrt keine Energiesparinvestitionen durch, die rein aus
Grinden der Energieeinsparung getatigt werden und sich dann entsprechend
wirtschaftlich darstellen mussten.

Zu 1. ist die gegenwartig in Bremen verwendete Methodik auf Grundlage der
Verwaltungsvorschrift Energieeffizienz beschrieben.

zu 2. ist die Hamburger 2/3-Regelung beschrieben, die sicherstellt, dass ein monetar
ca. 33 % teuererer Standard als ein eigentlich wirtschaftlicher Standard gewahlt
werden kann, der sich in der Nutzungszeit des Objektes ansonsten vollstandig
refinanzieren wirde.

zu 3. Schleswig-Holstein arbeitet teilweise auf Basis der VDI 2067 mit Amortisations-
Szenarien (Annuitdten-Methode). VDI 6025 bietet weitere dynamische
Rechenverfahren an.

zu 4. Hessen beschreibt im Grunde eine Lebenszykluskostenrechnung nach der
Barwertmethode.

zu 5. Brandenburgs BLB betreibt nach eigener Aussage beginnend mit 2015
Amortisationsberechnungen.

zu 6. RP geht stufenweise vor: erst erfolgt eine Amortisationsrechnung und bei
positivem Ausgang derselben wird eine vertiefende Barwertberechnung
durchgefuhrt.

zu 7. NW betreibt Lebenszykluskostenberechnungen (vollstandiger Finanzplan).

zu 8. die Stadt NuUrnberg verwendet als Berechnungsmethoden das Verfahren des
Instituts fir Wohnen und Umwelt (IWU) Darmstadt (aktuelle Version 06.2) oder das
Verfahren zur Gesamtkostenberechnung des Hochbauamtes Frankfurt (Stand
09/2009) o. &. geeignet. Beide Verfahren sind (mit grof3er Wahrscheinlichkeit)
dynamisch und barwertorientiert.

zu 9. Thuringen lasst auf der Basis von VDI 2067 (Annuitaten-Methode) rechnen,
ermadglicht aber eine Zusatzbetrachtung hinsichtlich der sog. CO2-
Vermeidungskosten in EUR/t um eventuell von der rechnerischen Datenlage
abweichende (unwirtschaftliche) Investitionen zu ermdglichen.

zu 10. Stuttgart verwendet ein einfaches Formblatt auf der Basis einer an anderer
Stelle zu berechnenden Kapitalriickflusszeit (Amortisation).

zu 11. in Berlin existieren keine Regeln zum Thema.

zu 12. BW kalkuliert entsprechend der DIN 2067 (Annuitatenmethode).

zu 13. Dortmund rechnet mit Lebenszykluskosten, bei Bauteilen mit einem eigenen,
nicht naher beschriebenen Berechnungstool.

zu 14. in MV gibt es keine speziellen Regeln fiir die Berechnung bei
Energieeinsparinvestitionen.

zu 15. in KéIn werden keine besonderen und separaten Energieeinsparinvestitionen
durchgefuhrt.

Weit Uberwiegend werden dynamische Verfahren verwendet, die dazu z.B. bei der
VDI 2067 oder 6025 speziell auf die betriebstechnischen Gewerke ausgerichtet sind.
Die Verfahren sind untereinander, soweit sie dynamisch sind im Ergebnis
vergleichbar. Entscheidend fiir die Ergebnisse sind stets die verwendeten Parameter
der finanziellen und energetischen Eckdaten. Hier haben nur wenige Einsender
exakte Daten geliefert. Vielfach wird auf das jeweilige Finanzressort verwiesen,
welches die finanziellen Eckdaten (Zinsentwicklung) zu liefern hat.

Bremen ist hinsichtlich des Verfahrens insoweit auf dem Stand der Technik und sollte
an der verwendeten Methode nichts &ndern. Diskussionsfahig sind die zu
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verwendenden Parameter wie Nutzungsdauer, Kapitalzins und
Energiepreissteigerung.

Auffallig ist, dass grol3e Stadte wie Berlin und Kéln hierzu keine Regeln besitzen.
Kdln begrindet dies damit, dass dort keine reinen Energieeinsparinvestitionen
durchgefuhrt werden.

E.3.6 Frage 8 (Definition der Nachhaltigkeit)

Diese Frage wurde in der Absicht gestellt, inwieweit die L&nder und Kommunen
neben den 6konomischen auch andere Anforderungskriterien an den 6ffentlichen
Hochbau beriicksichtigen. Neben der Okonomie sind dies in den Systemen von BNB
und DGNB Kriterien der Okologie und der sozialen und funktionalen Qualitét.

Nachfolgend sind die Statements der Einsender zum Thema
Nachhaltigkeitsbewertung abgedruck:

1. Die Nachhaltigkeit soll kunftig in Form der Definitionen des
Bewertungssystems Nachhaltiges Bauen fir Bauten des Bundes
nachgewiesen werden.

2. Nachhaltigkeit ist bei der Planung und Durchfiihrung von Projekten in
Hamburg nur ein Aspekt unter mehreren. Definiert wird der Begriff im Sinne
des "Bewertungssystems Nachhaltiges Bauen des Bundes". Vermehrt wird
der Fokus auf Lebenszykluskosten und Energieeinsparung gelegt.

3. Die Berucksichtigung von Nachhaltigkeitskriterien bei Planungs- und
Durchfuihrungs-entscheidungen finden sich in spezifischen Abschnitten zu den
Durchfuhrungsbestimmungen von Bauvorhaben im HBBau SH wieder. Eine
bauspezifische Definition im Sinne der Bindelung aller denkbaren Parameter
zur Nachhaltigkeit in Verordnungsform gibt es in Schleswig-Holstein nicht. Fur
die Berucksichtigung von Nachhaltigkeitskriterien bei der Durchfihrung von
BaumafRnahmen gilt der Bundesleitfaden ,Nachhaltiges Bauen® als
Orientierung.

4. Eine allgemeingultige Definition der Nachhaltigkeit wird nicht verwendet. Das
Land Hessen hat sich per Kabinettsbeschluss verpflichtet, bei allen
Neubauprojekten, ob Eigenbau oder PPP, einen Energiestandard von
mindestens 50% besser als die jeweils gultige ENEV anzuwenden. Zuséatzlich
werden Bestandsgebaude in einem Volumen von 160 Mio.€ bis 2017
energetisch saniert. Bei Neuanmietungen ist der Energiestandard ein
wesentliches Auswahlkriterium.

5. Der BLB ubertragt die Definition aus dem Leitfaden des Bundes auch auf
LandesmalRnahmen und auf seine Baumalinahmen im wirtschaftlichen
Eigentum und beabsichtigt, das Bewertungssystem Nachhaltiges Bauen auch
auf diese MalBnahmen an zu wenden. Aktuell wendet der BLB das BNB auf
den Neubau eines (Landes-)Birogebaudes in Oranienburg an.

6. Definition: Auf Beschluss der Bauministerkonferenz liel3 der Ausschuss fur
Staatlichen Hochbau im Juni 2011 eine Arbeitsgruppe zu diesem Thema
einrichten. Ziel ist, eine gemeinsame Haltung der Lander zum Umgang mit
den Bewertungs- und Zertifizierungssystemen sowie dem Leitfaden
Nachhaltiges Bauen zu entwickeln. Damit verbunden sind Empfehlungen zur
Umsetzung der Kriterien an nachhaltiges Bauen im Staatlichen Hochbau der
Lander. Das nachhaltige Bauen wére in diesem Sinn eine zentrale
Bauherrenaufgabe, auf die sich Organisation und Haushalt auszurichten
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haben. Die Einbeziehung der Lebenszykluskosten in die Bewertung der
Immobilien tragt auch der Verpflichtung der Bauverwaltungen zu
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit Rechnung. Methodik: Seit vergangenem
Jahr stehen Projekte des nachhaltigen Bauens in Rheinland-Pfalz zunehmend
auch im Fokus des offentlichen Interesses. Die Grundsatzfragen des
nachhaltigen Bauens und die Umsetzungsstrategie im Land werden durch das
Referat 4529 der Bauabteilung im Ministerium der behandelt. Entsprechende
Vorgaben auch zur kiinftigen organisatorischen Umsetzung werden derzeit im
Rahmen der Fachaufsicht vorbereitet. Projekterfahrungen werden demnach
zuerst mit der hierfur zustandigen Bauabteilung evaluiert. Dies entspricht auch
der Mal3gabe des Ausschusses fir Staatlichen Hochbau (ASH).Erst darauf
aufbauend soll in Abstimmung mit dem Landesbetrieb Liegenschafts- und
Baubetreuung (LBB) eine Umsetzungsstrategie mit organisatorischen
Festlegungen entwickelt und vereinbart werden.

7. Gemal RLBau Abschnitt K3 ist auch im Landesbau der ,Leitfaden
Nachhaltiges Bauen“ des Bundes zu beachten. Danach sind eine Vielzahl von
Nachhaltigkeitskriterien und Nachhaltigkeitsindikatoren — jeweils
projektbezogen — zugrunde zu legen und die entsprechenden
Wechselwirkungen zu beachten.

8. Die Kriterien der DGNB (Deutsche Gesellschaft flr nachhaltiges Bauen) sind
als Rahmenregelungen fur die Projektentscheidungen zu werten - siehe Anl.
2009 Nr 14 Mitteilungen BMA.

9. Anlehnung an den Leitfaden fir Nachhaltigkeit des Bundes und an das
Bewertungssystem des Bundes (BNB) BNB-Zertifizierungen fur ausgewahlte
Baumalnahmen.

10. Nachhaltigkeit: - Handlungsleitlinien gem. Projekt "Starkung der Nachhaltigkeit
im Staatlichen Hochbau".

11. Die Entscheidung Uber die wirtschaftlichste Ausfiihrungsart beinhaltet die
Nutzungskosten Uber einen Zeitraum von 40 Jahren. Da die Nutzungskosten
eines Bauwerks die Herstellungskosten um eine vielfaches Ubersteigen, ist
Uber diesen Entscheidungsweg sichergestellt, dass der Haushalt der Stadt
Dortmund nachhaltig entlastet wird.

12.Bewertung der Nachhaltigkeit auf Grundlage des Bewertungssystems BNB.

13.Wie oben beschrieben, ist die Thematik der Nachhaltigkeit noch nicht
durchgéngig als Parameter fur Planungsentscheidungen bei der GW durch
den zurzeit noch anhangigen Umstrukturierungsprozess eingefthrt.

Fazit

Viele Einsender orientieren sich bereits an dem Bewertungssystem Nachhaltiges
Bauen des Bundes oder an dessen "Leitfaden fiur Nachhaltiges Bauen". Ein
Einsender lehnt sich an das System der DGNB an, welches mit dem des Bundes fast
vollstéandig deckungsgleich ist (die Kommune ist zugleich Mitglied im DGNB). Die
beiden anderen Kommunen sehen Nachhaltigkeit nur als wirtschaftliche Dimension
der Haushaltsentlastung bzw. haben das Prinzip der Nachhaltigkeit infolge der
Umstrukturierung der Gebaudewirtschaft (noch) nicht umgesetzt. Mehrere
Flachenstaaten haben noch keine formalisierte Definition der Nachhaltigkeit gem.
dem BNB- oder dem DGNB-System eingefihrt.

Der Trend dahin ist jedoch uniibersehbar. Es ist nicht ausreichend, bei so
umfangreichen wie langfristigen Investments wie dem 6ffentlichen Hochbau allein auf
Okonomische Kriterien zu setzen, zumal zwischen den Bewertungsbereichen starke
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Wechselwirkungen bestehen: oftmals ist "billiges” Bauen auch umweltschéadlich.
Schlechte und unzureichende funktionale Gestaltung verursacht einen raschen
Wertverlust der Immobilie usw.

E.3.7 Zusammenfassung

Die Umfrage wurde durchaus ambitioniert gestartet mit einem Anschreiben an alle
Bundeslander Uber Adressierung an deren Vertreter in der Fachkommission Bau-
und Kostenplanung der Bauministerkonferenz und ausgewahlte Adressaten in den 7
grof3ten deutschen Stadten aulRer Hamburg, Bremen und Berlin, die als Lander
bertcksichtigt wurden. Leider gab es von diesem Kreis von 29 Adressaten lediglich
eine Rucklaufquote von 50 %, wobei nur wenige der tatséchlich verwendeten
Standards digital oder in Papierform zur Verfugung gestellt wurden. Lediglich von
den Stadten Dortmund und Stuttgart gab es Zusendungen, die einen grol3eren
Bereich der dort verwendeten Standards abdecken. Da im August und September
aus Grunden der Personalisierung der Projektgruppe nicht weiter gearbeitet worden
ist, wurde Anfang Oktober von der Projektleitung aus Termingriinden entschieden,
keine weiteren Nachfragen oder zusétzliche Umfragen zu tatigen.

Die Zuschriften aus den Landern beinhalteten haufig die dort verwendeten
Verfahrens- und Vergabevorschriften (Brandenburg, Berlin, Hamburg, Thiringen)
und Raum- und Flachennormen oder Ausstattung von Dienstraumen (Brandenburg,
Baden-Wurttemberg, Thuringen). Berlin hat seine vorbildlichen Leitfaden fur
barrierefreies Bauen geliefert.

Letztlich war das Thema entsprechend der Aufgabenstellung des Senats so breit
gefasst, dass einige Einsender Kontaktpersonen zu weiteren Nachfragen benannt
haben (Nurnberg, Minchen) weil sie die Fragen nicht ausreichend beantworten
konnten. Aus den o.g. Grinden wurde aber auf Nachfragen verzichtet.

In der Auswertung der Fragebogen und der eingesandten Unterlagen wird deutlich,
dass vielerorts bedeutend mehr Sachverhalte normiert und standardisiert werden als
dies in Bremen der Fall ist. Dies geht u.a. aus der Auswertung der Umfrage hervor.
Es fehlen in Bremen insbesondere Leitlinien zum barrierefreien Bauen, auch zu
KITA's, Vorschriften zur Ausstattung von Dienstraumen, Raumstandards fir
Spezialnutzungen (Geréatehauser. KITA's), Anforderungen aus Sicht der
Gebéaudereinigung an Planung, Bauausfiihrung und Instandhaltung, bauliche
Standards fur Spezialimmobilien (Feuerwehrgeratehéuser, KITA's etc.), Standard-
Raumprogramme fiir KITA's, Checklisten fir energiesparendes Bauen sowie
technische Standards fir Kiichen, auch in KITA's. Ubersendet wurden auch
verschiedene Excel-Tools zur Berechnung der Wirtschaftlichkeit von
Energiesparmal3inahmen oder Sanierungsmaflinahmen. Bremen hat ftr
Wirtschaflichkeitsberechnungen seitens der SF den WiBE-Kalulator empfohlen.Das
Verfahren ist ohne Schulungen nicht durchzufiihren. Die von Dortmund vorgelegte
Losung unter Verwendung der Tabellenkalkulation Excel ist deutlich praktikabler.
Aus dem Internet wurde eine Burgerschaftsdrucksache aus Hamburg tGber
kostenstabiles Bauen beschafft: Das Papier ist im Auftrag der hamburgischen
Burgerschaft als Reaktion auf die Kostenexplosion beim Neubau der Elbphilharmonie
entstanden. Es enthalt viele wertvolle Anregungen zur Prozel3steuerung nicht nur
von sehr grol3en und grof3en Bauvorhaben.

Ebenfalls tGber das Internet wurde ein Leitlinie fir wirtschaftliches Bauen aus
Frankfurt/Main zusammen mit einer ~Excel-basierten Checkliste beschafft. In
Bremen fehlt eine entsprechende Leitlinie ebenso wie das dazugehorige praxisnahe
Tool.
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Zu den verwendeten Benchmarks sind leider keine Daten vorgelegt worden. Das
Kennzahlenwerk des BKI (Baukosteninformationsdienst der Architektenkammern)
wird von Immobilien Bremen grundséatzlich angewendet und kann als Stand von
Technik und Wissenschaft gelten. Daneben wendet IB aber auch Kennzahlen, die
aus eigenen Projekten generiert werden an.

Ein vergleichbares Angebot zu dem BKI-Sytem gibt es auch von staatlichen
Dienststellen: das IWB Freiburg von der Staalichen Vermégens- und Bauverwaltung
Baden-Wrttemberg betreut im Auftrag der Bundeslander das Programmsystem
PLAKODA (Planungs- und Kostendaten). Bremen willl sich jedoch kiinftig aus dieser
Beteiligung zurtickziehen, da die Verwendung des BKI-Systems einfacher erscheint.
Derartige Kennzahlenwerke geben Auskunft dariiber, mit welchen Flachen und
Kosten andere (kommunale und staatliche) Bauherren kalkuliert haben. Daraus
ergibt sich eine gewisse Normierung, denn ein grobes Abweichen von diesen
Kennwerten ist in der Regel als unwirtschaftlich oder dysfunktional zu betrachten.
Weit Uberwiegend werden in den Landern und Kommunen, die geantwortet haben,
Lebenszykluskostenrechnungen mit Barwertvergleich durchgefiihrt. Dies ist
gegenwartig demnach die Standardmethode zur Bestimmung wirtschatftlicher
Alternativen. Die von der Senatorin flr Finanzen propagierte WiBE-Methode hat sich
nach unserer Kenntnis in der bremischen Bauverwaltung mangels einer einfachen
Handhabung nicht durchsetzen kénnen. Daher fehlt fir Bremen weiter ein passendes
Tool, moglichst auf Excel-Basis, um auf einfache Weise die Wirtschaftlichkeit mehrer
Planungs- oder Ausfuhrungsalternativen bestimmen zu kénnen.

Weit Uberwiegend werden fir die Berechnung der Wirtschaftlichkeit von
Energieeinsparinvestitionen dynamische Verfahren verwendet, die dazu z.B. bei der
VDI 2067 oder 6025 speziell auf die betriebstechnischen Gewerke ausgerichtet sind.
Die Verfahren sind untereinander, soweit sie dynamisch sind im Ergebnis
vergleichbar. Entscheidend fur die Ergebnisse sind stets die verwendeten Parameter
der finanziellen und energetischen Eckdaten. Hier haben nur wenige Einsender
exakte Daten geliefert. Vielfach wird auf das jeweilige Finanzressort verwiesen,
welches die finanziellen Eckdaten (Zinsentwicklung) zu liefern hat.

Bremen ist hinsichtlich des Verfahrens insoweit auf dem Stand der Technik und sollte
an der verwendeten Methode nichts andern. Diskussionsfahig sind die zu
verwendenden Parameter wie Nutzungsdauer, Kapitalzins und
Energiepreissteigerung. Fir die Lander gibt es eine Untersuchung aus 2012, welche
den dortigen Anforderungstand an die energetische Qualitdt von Neubauten
vergleichend auflistet: Auswertung Landerabfrage 2012

Auffallig ist, dass grol3e Stadte wie Berlin und Kdln hierzu keine Regeln besitzen.
Koln begrindet dies damit, das dort keine reinen Energieeinsparinvestitionen
durchgefuhrt werden.

Viele Einsender orientieren sich bei der Frage zur Bewertung der Nachhaltigkeit
bereits an dem Bewertungssystem Nachhaltiges Bauen des Bundes oder an dessen
"Leitfaden fir Nachhaltiges Bauen". Ein Einsender lehnt sich an das System der
DGNB an, welches mit dem des Bundes fast vollstandig deckungsgleich ist (die
Kommune ist zugleich Mitglied im DGNB). Die beiden anderen Kommunen sehen
Nachhaltigkeit nur als wirtschaftliche Dimension der Haushaltsentlastung bzw. haben
das Prinzip der Nachhaltigkeit infolge der Umstrukturierung der Gebaudewirtschaft
(noch) nicht umgesetzt. Mehrere Flachenstaaten haben noch keine formalisierte
Definition der Nachhaltigkeit geméaf} dem BNB- oder dem DGNB-System eingeflhrt.
Der Trend dahin ist jedoch untbersehbar. Es ist nicht ausreichend, bei so
umfangreichen wie langfristigen Investments wie dem o6ffentlichen Hochbau allein auf
okonomische Kriterien zu setzen, zumal zwischen den Bewertungsbereichen starke
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http://www.bbb.bremen.de/cctiddly17/uploads/immobess/pgenergieeffizienz/15.03.03.02-04.pdf

Wechselwirkungen bestehen: oftmals ist "billiges" Bauen auch umweltschédlich.
Schlechte und unzureichende funktionale Gestaltung verursacht einen raschen
Wertverlust der Immobilie usw.
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F. Handlungsbereiche

F. Handlungsbereiche
F.1 strategisches Immobilienmanagement
F.1.1 Bericht der KGSt zum Strategischen Immobilienmanagement
F.2 Aufstellen von Bauprogrammen
F.2.1 Sanierungsprogramme
F.2.2 Senatsbauprogramme
F.2.3 Programme zur Energieeinsparung
F.2.4 baubezogene Finanzplanung
F.3 Aufstellen von Raumprogrammen
F.3.1 fur Schulen
F.3.1.1 Schulbaurichtlinien
F.3.2 fir KITAs
F.3.2.1 KITA-Richtlinien
F.3.3 fur weitere kommunale Bautypologien
F.3.4 Flachenstandards, kommunale und staatliche Benchmarks
F.4 Aufstellen von Raumbiichern
F.5 nachhaltigkeitsorientierte Wettbewerbe im Hochbau
F.5.1 kommunale und staatliche Benchmarks
F.6 Organisation von Planung und Baudurchfiihrung
F.6.1 kommunale und staatliche best practice-Beispiele
F.6.1.1 serielles Bauen
F.6.1.2 integrierte Standortfindung und Baudurchfiihrung fir
Fluchtlingsunterkiinfte
F.7 Finanzierung von Planung und Baudurchfiihrung
F.8 Personalisierung von Planung und Baudurchfiihrung
F.8 Nachhaltigkeitsbewertung von Planung und Baumal3nahmen
F.8.1 6kologische Bewertung
F.8.1.1 kommunale und staatliche Benchmarks
F.8.2 6konomische Bewertung
F.8.3 soziokulturelle Bewertung
F.8.4 energetische Standards
F.8.4.1 kommunale und staatliche Benchmarks
F.9 Anderungsmanagement
F.10 Dokumentation von BaumalRnahmen
F.10.1 kommunale und staatliche Benchmarks
F.11 Einsparpotentiale
F.12 vorgeschlagene Folgeprojekte

F.1 strategisches Immobilienmanagement

Textzitat aus der Webseite der KGSt:

"Immobilienentscheidungen gehéren bei Kommunen, wie auch in der
Privatwirtschaft, zu den strategischen Entscheidungen.

Sie

* binden finanzielle und personelle Ressourcen in erheblichem Umfang,

* besitzen meist eine hohe Bedeutung fur die Vermogens- und Erfolgslage,

* haben langfristige Auswirkungen.

Dies erfordert eine ganzheitliche Herangehensweise, die Giber das reine Verwalten
der einzelnen Immobilien hinausgeht.

Gebéaude- und Grundstucksflachenbedarfe dirfen nicht nur ad hoc, sondern missen
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mit Blick auf deren zeitliche Perspektive und den gesamten Immobilienbestand
betrachtet werden. Denn ein Geb&ude, das heute hergestellt wird, kann nicht wie ein
Gebrauchsgegenstand morgen wieder verkauft werden. Zudem zieht es
unabéanderliche Folgekosten durch Bewirtschaftung und Unterhaltung nach sich.
Darauf sind Planungen und Entscheidungen abzustimmen. Die langen Lebenszyklen
von Immobilien erfordern Wirtschaftlichkeitsanalysen tber das aktuelle Haushaltsjahr
hinaus und eine bedarfsgerechte strategische Steuerung des Immobilienportfolios.

Viele Kommunen profitieren heute von bevorrateten Objekten, sei es durch eigene
Nutzung oder durch Vermarktung. Viele haben aber auch

daraus resultierende Lasten, beispielsweise in Form von Sanierungsstaus, zu tragen.
Entsprechend missen heute bereits die Grundlagen fir spatere Generationen gelegt
werden. Der Immobilienbestand ist permanent als Ressource zu beobachten und
gezielt zu entwickeln. Risiken missen identifiziert und minimiert werden.
Nutzungspotenziale missen aktiv gestaltet und ausgeschoépft werden.

Kommunen sind sehr oft die grof3ten Immobilienbesitzer am Ort. Dieser Position
missen sie sich bewusst sein und sie zum Wohle der Gemeinschaft bestmdglich
ausgestalten.”

F.1.1 Bericht der KGSt zum Strategischen Immobilienmanagement

KGSt-Bericht zum Strategischen Immobilienmanagement
Bericht: Portfoliomanagement kommunaler Immobilien. Geb&udebestande
zielgerichtet steuern und entwickeln; Stand Juli 2013 (2/2013)

Beschreibung:

Kosten und Nutzung des kommunalen Immobilienbestands sind wesentliche
Faktoren zur wirtschaftlichen und nachhaltigen Steuerung einer Kommune. Da jedes
im kommunalen Besitz befindliche Objekt automatisch Bauunterhaltung und
Bewirtschaftung nach sich zieht, leistet eine zielgerichtete Steuerung und
Entwicklung des Bestands einen wichtigen Beitrag zur Zukunftssicherung einer
Kommune.

Ein entsprechend ausgerichtetes Portfoliomanagement ist daher keine Frage des
"Ob", sondern nur des "Wie"!

Kommunales Portfoliomanagement zeichnet sich dadurch aus, dass es nicht wie im
privaten Sektor eindimensional auf Gewinnmaximierung ausgerichtet ist. Vielmehr
sind der Beitrag kommunaler Immobilien zur Daseinsvorsorge und deren
wirtschaftliche Steuerung zu verbinden. Je besser dies gelingt, umso eher kann eine
nachhaltige Haushaltsentlastung erzielt werden!

Dabei erfordert kommunales Portfoliomanagement keine Neuorientierung
gebaudewirtschaftlicher Strukturen, sondern kann vielerorts in ein bereits
vorhandenes Geb&ude- bzw. Immobilienmanagement integriert werden. Bedenkt
man, welche Werte in kommunalen Immobilien gebunden sind, und welche
finanziellen Aufwande auf Jahre hinaus durch den Verbleib von Objekten im Portfolio
ausgelost werden, die fur andere Zwecke dann nicht zur Verfigung stehen, leuchtet
ein, dass Entscheidungen zum Immobilienbestand sorgféltig, transparent und
nachvollziehbar vorbereitet werden missen. Die KGSt empfiehlt daher,
Entscheidungen zum Immobilienportfolio anhand des in diesem Bericht vorgestellten
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Zyklus zu treffen. Er baut auf einem stets aktuell vorzuhaltenden Wissensstand zum
eigenen Portfolio auf und strukturiert Entscheidungsablaufe in mehreren ineinander
Ubergehenden Phasen.

Die Qualitat der Zusammensetzung des Portfolios kann nur so gut sein, wie die
vorausschauende und zukunftsorientierte Planung der Nutzer, beispielsweise auch
mit Blick auf den demografischen Wandel und dessen Auswirkungen auf kommunale
Immobilien! Schlechte Planung bedingt Risiken wie Leerstand bzw.
Unwirtschaftlichkeit. Ziel im Portfoliomanagement muss daher auch stets eine
Risikobetrachtung und -minimierung sein.

Die KGSt hat zudem im Rahmen der Berichtserstellung zwei Instrumente entwickelt,
die sie ihren Mitgliedern zur Unterstitzung der kommunalen Praxis zur Verfigung
stellt:

Das kommunale Portfolio-Cockpit als "Radarschirm”, der eine Ubersicht tiber den
Bestand in seinen wichtigsten Ausgestaltungskriterien liefert.

Dieses Cockpit soll entscheidungsunabh&ngig und mittel- bis langfristig orientiert
angelegt werden, so dass bei Bedarf rasch auf wesentliche Grundinformationen
zugegriffen werden kann.

Das Entscheidungshilfe-Tool unterstutzt auf der Basis einer Nutzwert-Analyse bei
anstehenden Entscheidungen, die relevanten Faktoren miteinander zu verknipfen
und zu gewichten. Damit bietet es eine Grundlage, auf der strukturiert diskutiert und
Vorhaben zur Entscheidungsreife gebracht werden kénnen.

Zur Frage mdglicher Handlungsalternativen werden verschiedene Varianten der drei
strategischen Grundausrichtungen Bestandsmehrung, Bestandsreduzierung und
Bestandsumnutzung angesprochen und hinsichtlich ihrer Chancen und Risiken fir
die ortliche Entscheidungsfindung beschrieben.

Die Einfuhrung von Portfolio-Management lasst sich jedoch nicht allein auf
instrumenteller Ebene abarbeiten, sie erfordert einen Promoter, der das Thema
transportiert und die Faden in der Hand hélt. Dazu gehort auch die eindeutige
Zuordnung von Verantwortlichkeiten und Entscheidungskompetenzen innerhalb der
Kommune. Nicht zuletzt muss die Politik eingebunden werden und
Portfoliomanagement als sinnvoll fir die Kommune anerkennen.

Als wichtigen Baustein nachhaltigen Wirtschaftens missen Kommunen die
Zusammensetzung und zukunftsgerichtete Entwicklung ihres Immobilienbestandes
bewusst steuern, sie diurfen ihn nicht als gegeben und unveranderbar betrachten.

Portfoliomanagement ist fiir Kommunen unverzichtbar!

F.2 Aufstellen von Bauprogrammen

Das bisherige Verfahren war von einer lediglich jahrlichen, maximal 2-jahrigen
Taktung der Programme bestimmt, wobei oftmals langer laufende Mal3nhahmen grof3e
Teile des jahrlichen Budgets blockieren.

Einzelheiten hierzu siehe F.2.1 Sanierungsprogramme und

F.2.2 Senatsbauprogramme

Es wird zur Verbesserung und praziseren Taktung der Vorgange ein Vorgehen wie
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folgt vorgeschlagen: Die MaRnahmenplanung soll méglichst eine 5-jahrige Periode
umfassen, damit eine weniger kurzatmige (als jahrliche) Strategie angewendet
weerden kann. Ausgangspunkt sind die jeweiligen Koalitionsvereinbarungen / das
Regierungsprogramm und dazu die langfristigen Bedarfsanmeldungen der Ressorts.
Als Entscheidungsrahmen wird ferner herangezogen das strategische
Immobilienmanagement mit seinen Ergebnissen.

Da immer wesentlich mehr Bedarfe angemeldet werden, als im Finanzrahmen (und
in der Bearbeitungskapazitat der bauenden Einheiten) darstellbar ist. muss eine
Reihenfolge der Prioritaten gebildet werden. Hierzu bilden die Ressorts flr die von
ihnen angemeldeten Bedarfe eigene Prioritaten. Die fiir das strategische
Immobilienmanagement zustandige Einheit bildet ebenfalls als Ergebnis der dortigen
Bearbeitung Prioritateneinstufungen. Die zustandige operative Einheit bildet einen
personalorientierten Bearbeitungsrahmen.

Es wird ein Lenkungsausschuss (LA) aus Vertreten der SF und der tbrigen Ressorts
gebildet, der Uber den letztlich fur das laufende Jahr zu bearbeitenden
MalRnahmenkatalog und die endgdltige Prioritatenreihung entscheidet.

Wenn die Bearbeitungskapazitat der bauenden Einheiten die limitierende Gré3e fur
die Mal3nahmenbearbeitung ist, entscheidet der LA auch Uber eine zuséatzliche, ggf.
befristete Personalisierung derselben.

Der LA entscheidet nach abschlieBender Bearbeitung des Mal3hahmenkataloges
auch uber die jeweilige Aufgabenstellung, die Terminziele und den Leistungsumfang.

Er wird im weiteren Ablauf gemaf der RLBau bei Anderungen der Aufgabenstellung
oder des Leistungsumfangs zur ES-Bau oder zur EW-Bau begri3t und entscheidet
daruber.

Die die Fachaufsicht Gber die bauende Einheit fihrende Stelle berichtet halbjahrlich
dem LA Uber sonst festgestellte Abweichungen im Zuge der
MalRnahmendurchfuhrung.

Die festgestellten Gesamtbaukosten werden gemalf den jeweiligen
Ressortregelungen im Internet veroffentlicht.

Siehe hierzu auch Ablaufplan zur Bewertung von Bauvorhaben im
Senatsbhauprogramm PDF und
Text zum Ablaufplan zur Bewertung von Bauvorhaben im Senatsbauprogramm PDE.
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Ablaufplan zur Bewertung von Bauvorhaben im Senatsbauprogramm

Stand: 26.05.14

1B Bedarfstrager/Nutzer Fachaufsicht IB Lenkungsausschuss
ART Aufstellung
Senatsbau-
A 4 *
Erstellung einer Erstellung einer
Prioritaten- Prioritaten-
einstufung einstufung
Beurteilung
Sanierungsbedarf
P4 und Entscheid
Uber weitere
Bearbeitung
Erstellung
Erstellung
MaBnahmen- MiEnahese
katalog und Katal
Terminplan
Entscheidung Gber
I I Aufgabenstellung,
Terminplan und
Leistungsumfang
ui';‘f'f‘f‘“ ES-Bau Mitzeichnung der
ik e ES-Bau
e = a Befassung bei
kgl e Anderung der
[ Freigabe der ES- ndering d
jd Bau, e P
P und/oder des
Gremienbefassung Leistungsumfangs
5:;9‘":1"8 EW:Ban Mitzeichnung der
i EW-Bau
vorlage
= Befassung bei
B g und Anderung der
o | Freigabe der EW- | (ST S g2
Z Bau, ] 2 2
Gremienbefassung | ?mdloder clles

Abbildung 22 Ausschnitt Ablaufplan zur Bewertung von Bauvorhaben im Senatsbauprogramm
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Detaillierte Aufgabenbeschreibung:

1. IB: Erstellung einer Prioritdteneinstufung:
Fir die Einzelbewertung ist ein Punktesystem anzuwenden. 0= geringer Bedarf, je hoher die Punkte je hoher der Bedarf.
Die Immobilien Bremen beurteilt das Gebaude in Bezug auf erforderliche Sanierung, folgende Kriterien sind anzuwenden:

Grund Punkte

- Sanierung aus statischen Belangen 0-20
- Sanierung aus gesundheitlichen Griinden (z.B. Schadstoffe/ Schimmel) 0-20
- Sanierung aus energetischen Griinden 0-20
- Sanierung zur Sicherung des Brandschutzes 0-20
- Sanierung aufgrund veralteter Anlagenteile 0-10
- Sanierung aufgrund veralteter Oberflachen (z.B. Bodenbelag, Wandbelege) 0-5
- Sanierung aufgrund beschadigter Bauteile 0-5

Prioritateneinstufungen: Gesamtpunkte

Stufe 1 >80

Stufe 2 60-80

Stufe 3 40-60

Stufe 4 20-40

Stufe 5 <20

Nutzer: Erstellung einer Prioritateneinstufung
Fr die Einzelbewertung ist ein Punktesystem anzuwenden. 0= geringer Bedarf, je hoher die Punkte je hoher der Bedarf.
Der Nutzer erstellt anhand seiner Einzelanalysen eine aussagekraftige Bedarfseinstufung:

Grund Punkte
- Sanierung aufgrund zusatzlicher Standortsauslastung (verbunden mit Erweiterungsbauten) 0-25
- Sanierung aufgrund der Anderung des Anforderungsprofiles (z.B. Schulen padagogisches Konzept) 0-25
- Sanierung durch komplette Nutzungsanderung 0-25
- Sanierung durch Anderung von gebaudeinternen Ablaufen 0-15
- Sonstiges 0-10
Prioritateneinstufungen des Nutzers Gesamtpunkte
Stufe 1 >80
Stufe 2 60-80
Stufe 3 40-60

Abbildung 23‘Ausschnitt Beschreibung zu Ablaufplan

F.2.1 Sanierungsprogramme

Es werden in Bremen derzeit keine speziellen Sanierungsprogramme mehr
aufgestellt. Die Sanierungsprogramme vor 2011 waren kreditfinanziert zu Lasten der
Sondervermogen Immobilien und Technik. Uber die Laufzeit dieser Programme hatte
sich ein erheblicher Bestand an zu bedienenden Krediten aufgebaut dem die
erforderlichen Veraul3erungen von Liegenschaften nicht mehr im notwendigen
Umfang gegenuber standen, so dass dieses Verfahren beendet wurde.

Prioritaten in diesem Verfahren waren definitionsgemal3 vorrangig der Bauzustand
(Funktionsversagen wichtiger Bauteile) wobei in erster Linie Gesamtsanierungen
betrieben wurden, d.h. eine Herrichtung der gesamten Immobilie mit einer
Modernisierung und einer energetischen Sanierung erfolgte. Verbesserungen dieses
Verfahrens sind demnach nicht mehr erforderlich obwohl der Sanierungsstau an den
bremischen Liegenschaften nicht anndhernd abgebaut ist.

F.2.2 Senatsbauprogramme

Die fur das SVIT aufzustellenden Bauprogramme heif3en seit 2011
»>enatsbauprogramm?®. In dem Jahr waren auch NutzermalRnahmen im Programm
enthalten, die Finanzierung dieser erfolgte also nicht mittels Haushaltszuweisungen
an die entsprechenden Ressorts.

Es gibt gegenwartig immer noch NutzermalRnahmen im Programm, allerdings keine
neuen, nur die noch auslaufenden alten MaRnahmen.

Die Senatsbauprogramme sind nicht mehr kreditfinanziert wie es die
Sanierungsprogramme waren. Es werden zur Refinanzierung jahrliche
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Haushaltszuweisungen an die Sondervermdgen Immobilien und Technik
veranschlagt.

Die Programmaufstellung wird wie folgt vorgenommen:

« Weiterfuhrung bereits laufender Projekte, Bauabschnitte, in Jahresscheiben

o im SVIT identifizierte Bedarfe, resultierend aus Bauzustand (Instandhaltungs-
und Instandsetzungsbedarfe)

e in den Ressorts identifizierte Bedarfe bei Liegenschaften, die auch im SVIT
(Bauzustand) identifiziert wurden

e politische Prioritdtenbildung zwischen Ressortbedarf und Bauzustands-Bedarf

Die Finanzierung erfolgt projektbezogen mit jahrlichen Mittelabflussprognosen
durch IB im Senatsbauprogramm sowie vierteljahrlich durch IB mit Mittelabrufen an
die SF.

Einschrankungen hinsichtlich verfliigbarer Mittel kbnnen regelmalig bei
Programmerstellung auftreten, wenn der Gesamtrahmen des Programms
Uberschritten wird.

Einmal beschlossene Haushaltszuweisungen des Programms werden nicht mehr
reduziert.

Vorschlage zur effizienteren Ausgestaltung der Mal3nahmenplanung und deren
Priorisierung sind unter F.2 Aufstellen von Bauprogrammen vorgelegt.

F.2.3 Programme zur Energieeinsparung

In der Antwort auf die Anfrage Energiekosten offentlicher Gebaude wird in der
Antwort auf Frage 4 durch den Senat erstmals ein Programm zur Energieeinsparung
fur die Jahre 2014 und 2015 mit je 2.0 MIO EUR angekindigt. Die Senatsvorlage ftr
das Programm finden Sie hier: Energiesparprogramm fir 6ffentliche Gebaude
2014/2015. Die Dotierung des Programms ist angesichts des vermutlich sehr viel
héheren Bedarfs sparsam, jedoch ist der Einstieg in solche Programme, die per
Definition wirtschaftlich sind, zu begrif3en. Zuvor war der Ausléser fur
Baumal3nahmen im Bestand lediglich der bau- oder betriebstechnische
Funktionsverlust.

Das Energieeinspar-Contracting mit privaten Dritten wird It. Antwort auf Frage 10
ebenfalls weiter ausgebaut. Hier dominieren wegen der kiirzeren Amortisationszeiten
fur die Investitionen die Mal3nahmen an der Haustechnik.

Unter internem Contracting wird die Finanzierung von Energieeinsparmal3nahmen
aus Haushaltsmitteln und deren Refinanzierung aus den eingesparten Energiekosten
verstanden. Die haushalterischen Rahmenbedingungen sind nach der
Foderalismusreform Il hierflr sehr restriktiv, zumal "...die Refinanzierungszeitraume
bei Malinahmen an der Gebaudehtlle wie z.B. Fassaden und Dachern, die
Gegenstand eines internen Contracting sein konnten, sehr lang (sind). Dies ist der
Grund, weshalb solche Mal3nahmen nicht Uber das klassische Contracting mit
Investoren zur Durchfiihrung kommen." (Auszug Antwort auf Frage 11). Das v.g.
Programm wird deshalb auch dazu verwendet werden, solche Mal3nahmen durch
Zuschisse an Investoren oder durch Eigenregie an MalRnahmen eines Contracting-
Pools durchzufuhren.

Parallel zu dem o.g. Programm ist ein Burgerschaftsantrag zur jahrlichen Erstellung
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eines Energieberichts und der jahrlichen Ausschreibung von mindestens 2
MalRnahmen des Energieeinsparcontractings: Burgerschaftsantrag 2014
Energiebericht. Das Energiecontrolling mit transparenter Darstellung der
Energieverbrauche und der CO2-Emissionen dient damit auch der Vorbereitung der
j&hrlichen Ausschreibungen indem Liegenschaften mit einem Sanierunsgbedarf
besser identifiziert werden konnen. Das Vorgehen ist insgesamt zweckmassig und
zielfihrend im Sinn einer nachhaltigen Haushaltsentlastung. Es wird lediglich
empfohlen, die jahrlichen investiven Ansatze fur das Energieeinsparprogramm zu
steigern. Programe zur Einsparung von Energie, die den Wirtschatflichkeitskriterien
genugen, sind die einzigen Investitionen der 6ffentlichen Hand, die zu einem
langfristigen und vollstandigen Kapitalrtickfluss fuihren kénnen.

Der Bereich des Zuwendungswesens fur Bauvorhaben privater Dritter wird in dieser
Arbeit nicht behandelt. Gleichwohl ist dieser Bereich, der definitionsgeman kein
offentlicher Hochbau ist, finanziell fur den bremischen Haushalt sehr bedeutend. Die
PG empfiehlt deshalb, die Energiestandards, die sich Bremen mit tragfahiger
wirtschaftlicher Begriindung selbst gegeben hat, auch auf die
Zuwendungsempfanger Bremens auszuweiten, in dem die Realisierung des
Passivhausstandards bei bezuschussten Hochbauten verpflichtend wird. Damit
kénnten erhebliche Folgekosten, insbesondere auch in den Fallen, in denen Bremen
die Betriebskosten (anteilig) tragt, vermieden werden.

BREMISCHE BURGERSCHAFT Drucksache 18/968
Landtag (zu Drs. 18/858)
18. Wahlperiode 18.06.13

Antwort des Senats auf die GroRe Anfrage der Fraktionen Biindnis 90/Die Griinen
und der SPD

Energiekosten offentlicher Gebaude

Abbildung 24 Ausschnitt Titelblatt Vorlage Energiekosten offentlicher Geb&ude
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Der Senator fir Umwelt, Bau und Verkehr Bremen, den 5. Juli 2013
Tel. 10 707 (Dr. Vogt)

NEUFASSUNG der Tischvorlage
fur die Sitzung des Senats
am 9. Juli 2013

Energiesparprogramm fiir 6ffentliche Gebaude

A. Problem

In den offentlichen Gebauden der Freien Hansestadt Bremen (Land und Stadtgemeinde)
bestehen noch erhebliche Potenziale zur Energieeinsparung. Die ErschlieRung dieser Po-
tenziale kann gleichzeitig einen Beitrag zur Haushaltskonsolidierung und zum Klimaschutz
leisten.

Der Senat hat deshalb im Rahmen der Aufstellung des Haushalts 2014/2015 zusatzliche
Mittel in Hohe von 2 Mio EUR pro Jahr angemeldet, um ein Energiesparprogramm fir 6f-
fentliche Gebaude zu schaffen, und den Senator fir Umwelt, Bau und Verkehr gebeten, ein
Konzept zur Ausgestaltung dieses Programms vorzulegen.

B. Losung

Der Senator fir Umwelt, Bau und Verkehr legt hiermit ein Konzept fiir die Ausgestaltung
Abbildung 25 Ausschnitt Titelblatt Vorlage Energiesparprogramm
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BREMISCHE BURGERSCHAFT Drs. 18/1040

Landtag 27. August 2013
18. Wahlperiode

Dringlichkeitsantrag der Fraktionen Biindnis 90/DIE GRUNEN und SPD

Energiecontrolling, EnergiesparmaRnahmen und energetische Sanierung fiir
offentliche Gebaude

Angesichts der Haushaltsnotlage ist es flr Bremen und Bremerhaven von grofRer Be-
deutung, eine Strategie zu entwickeln, die die Versorgung mit Raumwarme und Be-
triebsstrom auch in Zukunft sicher und bezahlbar macht. Gleichzeitig kann durch die
energetische Sanierung von 6ffentlichen Geb&auden ein Beitrag zum Klimaschutz geleis-
tet werden.

Um diese Ziele zu erreichen, bedarf es eines systematischen Energiecontrollings fur die
offentlichen Gebaude. Deren Energieverbrauch und die davon ausgehenden CO,-
Emissionen sollen transparent in einem jahrlichen Energiebericht dargestellt werden.
Dazu gehdren eine Darstellung des jeweiligen spezifischen Energieverbrauchs und eine
Einordnung mit Hilfe bundesweiter Benchmarks (z. B. Ages).

Ziel soll es dabei auch sein, die Potenziale zur Senkung des Energieverbrauchs der 6f-
fentlichen Gebaude zu ermitteln und zu bewerten. Neben der umfassenden Sanierung
von Gebauden sollen auch kleinere EnergiesparmaRnahmen, wie z. B. die Erneuerung
der Beleuchtung, der Tausch von Heizungsumwalzpumpen, die Erneuerung von Rege-
lungen und Gebaudeleittechnik sowie die Sanierung von Heizungsanlagen durchgefiihrt
werden.

Abbildung 26 Ausschnitt Antrag Energiecontrolling

F.3 Aufstellen von Raumprogrammen

Fur Standardaufgaben des 6ffentlichen Hochbaus missen Flachen- und
Raumprogramm-Richtlinien angewendet oder geschaffen werden. Bremen verfligt
Uber Schulbau-Richtlinien und Muster-Raumprogramme fur Grundschulen. Die
Muster-Raumprogramme fur Oberschulen sollen tberarbeitet werden. Fir
Gymnasien gibt es (noch) keine. Da sich die meisten Aktivitaten im Schulbau im
Bestand abspielen werden, sind auch hier Regularien erforderlich, die den
sparsamen Umgang mit Flachen und Ressourcen sichern. Fir den Neubau von
KITA's gilt ebenfalls, dass Bremen Uber KITA-Richtlinien verfligt. Standardisierte
Raumprogramme existeren bislang nicht, sollten aber entwickelt werden. Eine
weitergehende Standardisierung sollte durch die Entwicklung von
Standardplanungen fur konventionelle Bauweise erfolgen, wenn genigend
Bauaufgaben zur Erreichung eines Mengeneffekts verfliigbar waren.

(Texterganzung "Flachenstandards™)

F.3.1 fur Schulen

In den Arbeitshilfen zum Schulbau hat die Kultusministerkonferenz 2008 den
damaligen Sachstand wiedergegeben. Fur Bremen heil3t es lapidar: "Aus dem Land
Bremen liegen keine schulbauspezifischen Regelungen vor."

Das Fehlen von prifbaren Standards und Normen, speziell zum Flachenbedarf birgt
das Risiko von fehlgeleiteten Investitionen und von aufwendig gestalteten
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Einzellésungen. Es wird empfohlen, hier Vorgaben zur Gebaudeplanung und zu den
einzuhaltenden Benchmarks zu geben und analog zu den gro3en Stadtstaaten
Hamburg und Berlin weitere Musterraumprogramme fuir die verschiedenen
Schultypen vorzugeben, an denen sich auch Umbauten und Umnutzungen im
Bestand zu orientieren hatten.

Sekretariat der Kultusministerkonferenz
Verfasser: Ehemalige Zentralstelle fir Normungsfragen und Wirtschaftlichkeit im Bildungswesen (ZNWB)

ARBEITSHILFEN ZUM SCHULBAU

Stand Juli 2008

Teil 1 VORSCHRIFTEN, RICHTLINIEN UND NORMEN ZU BAU, BETRIEBSTECHNIK, SICHERHEIT

UND GESUNDHEIT
Seite 2-9

Inhalt:

UNFALLVERHUTUNG SICHERHEIT GESUNDHEIT

BRANDSCHUTZ

SCHALLSCHUTZ AKUSTIK

WARMESCHUTZ

HEIZUNG

LUFTUNG

ELEKTRISCHE ANLAGEN

GAS WASSER ABWASSER SANITARANLAGEN

BELEUCHTUNG

EINRICHTUNGEN FUR SPIEL UND SPORT

BARRIEREFREIE GESTALTUNG

AUSSTATTUNG MOBILIAR

KOSTEN FLACHEN RAUMINHALTE

W 0O N O O & WON -

B O SR ST 3
W N = O

Offentliche Auslegestellen des deutschen Normenwerkes, Bezugsquellen Seite 9

Teil 2 REGELUNGEN DER LANDER

SCHULBAURICHTLINIEN, EMPFEHLUNGEN, SCHULBAUFORDERRICHTLINIEN, SPEZIEL-
LE AUSFUHRUNGSVORSCHRIFTEN

Baden-Wirttemberg Bayern Berlin Brandenburg Bremen Hamburg Hessen Mecklenburg-
Vorpommern Niedersachsen Nordrhein-Westfalen Rheinland-Pfalz Saarland Sachsen Sachsen-
Anhalt Schleswig-Holstein Thiringen

Abbildung 27 Ausschnitt Arbeitshilfen zum Schulbau (2008)

F.3.1.1 Schulbaurichtlinien

Andere Bundeslander haben sich u.a. bauaufsichtliche Richtlinien fir Schulen (NI)
gegeben. Die dortigen "Handreichungen zum Schulbau" sind seit 2003 aul3er Kraft
getreten. Dortmund verwendet u.a. objektspezifische Baustandards fir Schulen und
"Grundsétze zur Aufstellung von Raumprogrammen fir Schulen. Hamburg hat sich
ein Musterflachenprogramm fir allgemeinbildende Schulen gegeben.
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Musterflachenprogramm
far
allgemeinbildende Schulen
in
Hamburg
2011

Abbildung 28 Ausschnitt Musterflachenprogramm Hamburg

Angesichts der stetigen Bewegung der padagogischen Zielsetzungen und Methoden
ist eine solche Normierung und Standardisierung sicher ein schwieriges Unterfangen,
sollte gleichwohl im Interesse einer kostensparenden Programmierung und Planung
weiter fortgesetzt werden. Musterraumprogramme fiir haufig vorkommende
Schultypen sind eine weitere Hilfe zur effizienten Programmierung von
Schulbauvorhaben.

Beispiele hierfur aus Berlin finden Sie hier: Musterraumprogramme Berlin. Berlin hat
auch ein Handbuch zur Planung von Schulsporthallen herausgegeben.
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SenBildJugWiss
~Ref. 1B~

N Stand: April 201
(Uberarbeitung Februar 2013

MUSTERRAUMPROGRAMM

GRUNDSCHULE
- Inklusiv, Ganztagsbetrieb -

Klassenstufe 1 bis 6
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@ Nutzung eines Raums als Entspannungsraum / temp. Lemgruppen (Inklusion)
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e 288! i und 3 Dy

© jeweils 2 Klassenraumen der Jst. 1 u. 2 solite ein Gruppenraum zugeordnet werden

anrechenbare Raume
[ooppeinutzung

Abbildung 29 Raumprogramm Grundschulen Berlin

Planungshandbuch Schulsporthallen
Schulentwicklungsplanung

Abbildung 30 Titel Planungshandbuch Sporthallen

Die Entwicklung derartiger Richtlinien ist die vornehmste Aufgabe des zustandigen

Fachressorts. Die Einheiten der Planung und Baudurchiihrung kénnen hier lediglich
beratend zur Seite stehen. Eine Referenzierung zum gegenwartigen Planungsstand

in Bremen ist lediglich mdglich auf den vorliegenden Schulstandortplan und die fir

Grundschulen vorhandenen Raumprogramme.
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Beschlussfassung

Die Senatorin fur Bildung und Wissenschaft Datum: 03.12.2009
Herr Bothmann /
Herr Schumacher
T.4670 /2836

Vorlage Nr. G62/17
fur die Sitzung der Deputation fur Bildung am 03.12.2009

Schulstandortplan 2010-2015

A. Problem

Die Bestandsaufnahme des bremischen Schulwesens und die anschlieRenden Bera-
tungen und Beschliisse, wie die Qualitdt und die Leistungsfahigkeit der einzelnen
Schulen verbessert und diese Entwicklung durch ein verandertes Schulsystem un-
terstitzt werden kann, haben im Ergebnis zu einer Novellierung der Bremer Schul-
gesetze geflihrt. Die wesentlichen Veranderungen auf der schulstrukturellen Ebene
sind

- die Reduzierung der Vielgliedrigkeit des Schulsystems und

- eine verstarkte gemeinsame Beschulung von behinderten und nicht behinderten

Kindern.

Verbunden hiermit sind u.a.

- die Einrichtung von Oberschulen als gleichwertige durchgéngige Alternative zu
den durchgangigen Gymnasien,
_der gemeinsame Ubergang nach Klasse 4, verbunden mit dem Auslaufen der 6-
jahrigen Grundschulen,
die bedarfsdeckende Einfuhrung von in den allgemein bildenden Schulen einge-
Abbildung 31 Ausschnitt Schulstandortplan Bremen
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Sen V.1 Rl 14 Ganztagsgrundschule 2808.2018
Muster-Raumprogramm, 4-20gig

Raumeedart -
Raumarten [anzahl m?je Raum _m’ Summe |Bemarkungen
Klassenriume 16 65 1.040
Differenz./Betrevungsriume 4 60 240
Lehrerstitzpunkt 4 30 120
Lehrmittelriume 2 30 60
Allgemeiner Unterricht 26 1.460
Kiche 1 40 a0 fiir “emosckendes u. hanAlusgsorentienes Lemen”
Werkraum 1 75 75
Maschinenraum 1 25 25
Materalraum 1 15 15
|Musikraum 1 80 80
Lagerraum 1 20 20
“Forscherstube” 1 40 40
"Rechercheraum 1 30 30 5 -8 PCArbeitsplize
Lagerraum 1 20 20
Leseclub 1 50 50
Turnhalle DIN 18031(15-27) 1 405 405
Fachrriume 11 800
Frelzeitraum 2 60 120 "t e letne”
Aula / Mehrzweckraum 1 210 210 400 Essen, 3 Schichten, 16 m/Phn
Lagerraum 1 20 20
Versorgungs-/Spilkiche 1 60 60
Sozialbereich Kichenkrafte 1 20 20 arschi. Teilittor
Baro fiir Kiichenleitung 1 10 10
Lagerraume 2 10 20 Trockenlagee, Aburelrausm
Kithlraum 1 10 10
Ganztagsbereich 10 470
!Vaesprechung 1 a0 a0 Auftuang dis pemriden Labwsr ommmins
iSchulleiter 1 25 25
Vertreter / ZUP-Leitung 2 20 a0
Sektretariat 1 35 5
Teekiiche / Garderobe 1 20 20
Sozialarbeiter [-pidagoge 1 20 20
Archiv 1 20 20
Arztraum / Elternsprechzimm 1 _15 15
Sozﬁlhermm Reinigungskraft 1 20 20 enschl Todesten/Ousche
Hausmeister-Dienstzimmer 1 15 S
Hausmesster-Werkstatt 1 15 15
Verwaltung 12 265
Zentrallager 1 60 50
AuBengerateraum 1 15 15
sonstige Raume 2 75
Riume insgesamt 61 0 3.070

Putzerattelriume @ Etige; As2ahi und 2uordoung der Tedettes 1iv Scadlerinaen, Lerkrifte, Personal und Besucher in AbNSngighie &£ von der Entwurtsplanurg:
bartierefrele Erachhedlurg (Fatesusl|

Abbildung 32 Raumprogramm Grundschulen Bremen

F.3.2 fur KITAs
Die nachstehenden Ergebnisse erbrachte ein Gesprach mit der Senatorin fur
Soziales und KITA Bremen am 31.10.14 und nachfolgend am 18.11.14:

KITA-Richtlinien

Die KITA-Richtlinien der Sozialsenatorin sind aus Sicht von KITA Bremen zielfihrend
und ausreichend. Lediglich (gesonderte) Angaben zur Mindestgrof3e von Ruhe- und
Schlafraumen waren hilfreich. Aussagen zu weiteren Angeboten, wie z. B.
Bewegungsraum, Elternbesprechungsraum und Speiseraum waren hilfreich, kénnen
aber unter dem Punkt ,standardisierte Raumprogramme* erfasst werden.

Baubedarfe

Eine wesentliche Frage des Fragenkatalogs lautete: "Gibt es fir bestimmte und
bekannte Standorte von KITA's einen nur temporaren Bedarf (unter 10-15 Jahre?)
Aus der nachstehenden Antwort ergibt sich, dass KITA Bremen in einem
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aufRergewohnlichen Umfang spontan und auf3erst kurzfristig auf Zielvorstellungen
des Sozialressorts / Anmeldewlnsche von Eltern reagieren muss:

"Diese Frage ist abhangig von der Anmeldesituation zu Beginn eines jeweiligen
Kalenderjahres. Als stadtischer Trager muss KITA Bremen kurzfristig auf diese
Anmeldesituation reagieren, sobald entsprechende Anforderungen aus der
senatorischen Behorde an KITA Bremen gerichtet werden. Duch den relativ neuen
Rechtanspruch bei der U3-Betreung, Verzdgerungen bei Neubauten und den
wechselnden Anmeldezahlen bei den 3 — 6 Jahrigen, ergeben sich immer wieder
Notwendigkeiten fur temporare Bauten.

Zur Zeit [gibt es folgende Standorte mit temporéren Lésungen:

o Containeranlage Neustadtswall

« Containeranlage August-Bebel-Allee
e Modulbau Friedrich-Carl-Str.

« Containeranlage Richthofenstral3e

o Containeranlage Bispinger Str.

« Containeranlage Pastorenweg

Die stadtebauliche Situation bei langfristiger Aufstellung von Containeranlagen ist
unbefriedigend.

strategisches Immobilienmanagement im Bereich KITA Bremen (Istzustand)
Der Istzustand des "strategischen Immobilienmanagements" besteht fur diesen
Bereich wie oben beschrieben einerseits in der jahrlichen spontanen Anpassung an
kurzfristig auftretende Bedarfe und andererseits in der langerfristigen
Entwicklungsstrategie anhand der erhobenen Bedarfe, der Kinderzahlentwicklung
und den sonstigen ausbaurelevanten Entwicklungen in den einzelnen Stadt- und
Ortsteilen. Hierzu finden regelmalRige Austausche zwischen Bildung und Soziales
statt, um die Flachenbereitstellung und die Standortentwicklung z.B. an
Grundschulen zu koordinieren. Bestandteil dieser Beratungen ist ebenfalls die
kurzfristige Koordination von Bedarfen an KITA-Platzen aufgrund der Migration von
Flichtlingen nach Bremen.

Fur neu zu entwickelnde Wohngebiete wurde kirzlich bei SUBV eine Arbeitsgruppe
zwischen Soziales, SUBV, Wirtschaft, Finanzen und Bildung gegriindet mit dem Ziel,
regelmafige Koordinationsgesprache zu neu zu entwickelnden Wohnbaugebieten
aus dem 30 plus-Programm des SUBV zu fuhren und gemeinsame
Handlungsstrategien zu entwickeln.

Standardisierte Raumprogramme fur KITAs

KITA Bremen begriisst die Erarbeitung von standardisierten Raumprogrammen fir
KITA's fur alle Trager. Das vorgelegte Dortmunder Modell kann so nicht auf Bremen
Ubertragen werden, da die Altersstufung und die GruppengréfR3en bei KITA Bremen
anders aufgebaut sind. Gleichwohl wirde sich KITA Bremen bereit erklaren, ein
solches auf Bremen angepasstes Standard-Raumprogramm, mit Vertretern der
senatorischen Behorde zu erarbeiten und abzustimmen. ,Musterraumprogramme
sind fur KiTa Bremen sinnvoll, missen aber an die Besonderheiten eines Standortes
mit der dortigen Sozialstruktur und den jeweiligen Anforderungen an das
vorgesehene Betreuungskonzept angepasst werden.”
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Modulbauweise/Containerbauweise

Der Unterzeichner flhrt aus, dass die verschiedenen Typologien industrieller
Vorfertigung von Raum unterschieden werden missen und jeweils spezifische Vor-
und Nachteile besitzen. Die Modulbauweise geht von der nahezu schlisselfertigen
industriellen Fertigung von Raumzellen, meist mit Stahltragwerken oder als
Stahlbetonzellen aus. Die Abmessungen sind durch den notwendigen
Stral3entransport grob auf die auch fur Container bestehenden Massbegrenzungen
auszulegen. Containerbauweisen gehen von den exakten Abmessungen von
Seeschiffscontainern aus und benutzen grundsatzlich auch deren
Koppelungsmechanik fur die Reihung und Stapelung der Elemente. Die
Gestaltungsfreiheit ist bei Letzteren stark begrenzt. Bei Modulbauten ist das kleinste
veranderbare Element eine Raumzelle. KITA Bremen hat im Portfolio beide
Bauweisen realisiert. Siehe hierzu auch Beispiel fur eine Modulbauweise (Fa.

Kleusberq).

BAUHERR. wany. oo awox GeseLL scoarr
ma G
Banmt

Sendort

MAX-PLANCK BIO KIDS?. Wohlfiihlen und entfalten

Zengem3te solf kandiichen
eingeschossige Geb3ude st ein quies Belspied dafiic Um den groBen zentralen
Mulfunksonsboreich zum Essen, Basteln und fir Gesallschaftsspicle grupploren sich
das Bauzimmer zur Forderung der Motorik und das Bewegungszimmes mit speziell
nutzbaren Einbauten, an denen sich die Kleinen gefahros austoben dirfen.

Themmcene srd kder s etee = =
-lﬁn—hxn“'“::a-u-hnmu gesamie Fliche it gelbem gelegt, was récht mur dem Sicherhelts
on matreber Mansgsassatz, den wir cch ber dheser Moddben gesaine sefw indhwidael umsctaes loson aspekt Rechnung txage, sondem auch die harmonische Farbgestaltung mit den Holz-

Alu-Fenstem und der Pergola vervolistindigt.

W MIOMALL BECK oo | 4 och wwnch Ruhe und beetet das wahsend das gemithiche
pufl die, Kindecharizamye ohe 5w Capperindnown dagpaim, bared swan Acurde ad dem ofmee Kuschotammer zum Vorlosen wie goschalion ist. Vor dem Geblude wurde die
Lt Dl
o

Abbildung 33 Ausschnitt Prospekt Fa. Kleusberg KITA in Modulbauweise

Die Realisierung von Containerbauten entspricht nicht dem Wunschprofil von KITA
Bremen:

"Aus unserer Sicht sollten Containerbauten aus wirtschaftlichen Gesichtspunkten
vermieden werden. Es kann kostengtinstiger sein, eine leerstehende Immobilie
bedarfsgerecht herzurichten. Modulbauten missen zurzeit als Passivhauser
hergestellt werden, daher kommen sie aus Kostengrinden nicht mehr in Frage.
Die Frage der Betriebs-und Unterhaltungskosten steht auch mit der
Standzeitgenehmigung der Containeranlagen im Zusammenhang. In der Regel
werden Containeranlagen elektrisch beheizt. Bei einer langeren Standzeit (ab 24
Monate) sind insbesondere die Regelungen des EEWarmeG uber die Anteile
regenerativer Energie an Bauten, die langer als zwei Jahre Standzeit erreichen, zu
bertcksichtigen.

Systembauweise
Die Systembauweise geht von standardisierten Bauteilen wie Innenwanden, Decken,
Fenstern und AuRenwandelementen aus, die vorzugsweise aus Holzwerkstoffen
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oder aus Massivholz gefertigt werden und aufgrund eines modularen Rasters als
Planungsmodul zusammengeflgt werden kdnnen. Hierbei enstehen planerische
Unikate mit einem gleichwohl hohen industriellen Vorfertigungsgrad. Soche Bauten
existieren im Portfolio verkKHHFA-Bremen des Sondervermégens Immobilien und
Technik noch nicht. (siehe hierzu auch: Holzbausysteme vom Metsé (Finwood))

SCHULEN UND KINDERGARTEN

RAUME FUR G NDE ENTWICK

Eine warme, natiirliche Atmosphire spielt gerade fiir Kinder und
Jugendliche eine bedeutende Rolle. Metsi Wood-Bausysteme vereinen
die natiirliche Ausstrahlung des Baustoffes Holz mit allen seinen
guten Eigenschaften wie exzellenter Schallschutz, angenehme Haptik
und Umweltvertriglichkeit.

Aufgrund sehr guter statischer Eigenschaften und vielfiltiger Még-
lichkeiten fiir die Gestaltung von Oberflichen gibt es nahezu keine
Grenzen fiir die Schaffung inspirierender Riume, die Voraussetzun-
gen schaffen, dass Kinder sich wohl fiihlen und sich positiv entwi-
ckeln kénnen.

Kurze Bauzeiten durch hohen Vorfertigungsgrad und niedrige Ener-
giekosten in der langjihrigen Nutzung der Gebiude sind Argumente,
die gerade offentliche Auftraggeber iiberzeugen.

Abbildung 34 Ausschnitt Prospekt Fa. Metsa KITA in Holz-Systembauweise

Typisierte Entwirfe

Standardplanungen sind auch fir Bremen nicht neu. In den 70ger Jahren sind einige
KITAS auf der Basis standardisierter Plane an mehreren Standorten in
konventioneller Bauweise errichtet worden. KITA Bremen hélt diese Methodik
grundsatzlich fir moglich, verweist jedoch auf die Notwendigkeit der Anpassung an
den konkreten Standort. "Es kann, muss aber nicht gelingen."

NS: Das Hochbauamt der Stadt Frankfurt/Main hat 2009 einen Wettbewerb flr
Bautypen ausgeschrieben, der einen standardisierten Entwurf fir eine stadtische
KITA zum Ziel hatte, der auf mehreren Grundstiicken realisierbar sein sollte. Uber die
Realisierung wird weiter recherchiert.
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Hochbauamt
der Stadt Frankfurt am Main

Wetthewerb
Baukastensystem
Kindertageseinrichtungen

8

Abbildung 35 Titelseite Wettbewerb Baukastensystem fir KITAs

Konzeptrahmen bis 2020

Die Sozialsenatorin geht fiir die Zeit bis 2020 von einem weiteren starken Ausbau der
Kindertagesbetreuungsangebote aus. Standardisierte Einrichtungen kdnnen daher
ein geeigneter Weg sein, das Ziel erreichen zu kdnnen. Zu beriicksichtigen ist dabei,
dass nur ein Teil der notwendigen neuen Einrichtungen auch durch die 6ffentliche
Hand gebaut werden muss. Dennoch kdnnten die Modelle der Modulbau- oder
Systembauindustrie durchaus von Interesse sein, wenn der Charakter einer Serie
entsteht, bei dem Preisvorteile zu gewinnen sind.

Allerdings ist im Rahmen eines strategischen Prozesses zunachst die
Standortfindung zu betreiben, die - um die Vorteile der Serie zu gewinnen - nicht auf
lediglich jahrlicher Basis erfolgen kann. Es gehort auch der Mut zu einer
langerfristigen Planung dazu, mit dem Risiko des Irrtums. Auch ist bei der
Flachenfindung unmittelbar auch die Schulentwicklungsplanung einzubeziehen, da
die KITA-Kinder nach ihrer KITA-Zeit immer auch die Grund- und weiterfuhrenden
Schulen besuchen missen.

Im Anschluss sollten dann standardisierte Raumprogramme fur KITA's entwickelt
werden, die auf der Basis einer Modul- oder Systembauweise umgesetzt werden
kénnen. (N.S.: Fur die Entscheidung zwischen Modul- und Systembauweise kdnnte
ggf. ein standortubergreifender Wettbewerb unter Architekten und Anbietern von
Modulbau- und Systemlésungen erfolgen. An diesen anschliel3en wirde sich eine
losweise Vergabe fir die einzelnen Baujahre bzw. entsprechende Kaufoptionen.)
Das Sozialressort hat hierzu wegen der verlangerten Vorlaufzeiten Bedenken.

Auch ist der Bauherr und Betreiber flr das gesamte Programm nicht allein die
offentliche Hand.

Die Senatorin fur Soziales und KITA Bremen haben auch angeregt, dass neue
KITA's moglichst multifuktional entwickelt werden, mdglichst im Zusammenhang mit
einer Grundschule, so dass z.B. die Grundschule spater entbehrlich werdende
Flachen der KITA nutzen kann. Der Unterzeichner erinnerte an das Konzept des
"Multi Arsten”, in dem (in konventioneller Bauweise) in den 90ger Jahren eine
Grundschule mit KITA entstanden ist, deren Flachen spéter auch als Freizeit- oder
Altentreffpunkt genutzt werden kénnen.
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F.3.2.1 KITA-Richtlinien

Die von der Stadt Dortmund vorgelegten Richtlinien zu deren Tageseinrichtungen fur
Kinder finden Sie hier: Richtlinien TEK Dortmund.

Es wird empfohlen. dass sich Bremen entsprechende Programm - und
Ausstattungsrichtlinien erarbeitet und verbindlich fur alle Trager von KITA's einflhrt.

F.3.3 fur weitere kommunale Bautypologien

Richtlinien zum Flachenbedarf und zu kommunalen und staatlichen Benchmarks sind
auch fur weitere staatliche und kommunale Geb&audetypen moglich, so z.B. fur die
Gebaude von Polizei und Justiz. Die dort anfallenden Bauvorhaben erreichen jedoch
nicht anndhernd die Quantitat der Bereiche Schulen und KITA's.

Fur die Verwaltungsgebaude und dort die Arbeitsrdume fiir Buros hat sich Bremen
die Richtlinie Flachenstandard buroartige Verwaltungsflachen gegeben. Gegenulber
der zum Vorbild dienenden Richtlinie Berlins ist der durchschnittliche Flachenansatz
je Buroraum (allerdings unter Berucksichtigung von Zuschlagen u.a. zugunsten der
Barrierefreiheit von Arbeitsrdumen) auf 15 gm statt 12 gm festgelegt worden. Mit
dieser erweiterten Festlegung konnte auch die Zustimmung der Personalvertretung
zu dem Standard erreicht werden.

Andere Bundeslander und der Bund haben die Flachenbemessung fur Dienstraume
von der jeweiligen Funktion/Dienstgrad der Benutzer abhangig gemacht
(Schreibkraft, Sachbearbeiter, Abteilungsleiter). Das bremische Verfahren stellt hier
auf einen statistischen Durchschnitt aller Arbeitsplatze ab und gewébhrt flr besondere
Nutzungen (z.B. Publikumsverkehr, Aktenlagerung) entsprechende Zuschlage im
Einzelfall. Anderungen werden aufgrund der groReren Flexibilitat der Anwendung
nicht empfohlen.

Stand: Uberarbeitung nach der Stellungnahme des LBB vom 17.12.09 Anlage 2

Richtlinie zum Fldchenstandard bel
Birordumen

2 - Aligemeine Grundsitze

(1) Dienstgebdude und -rdume sind nach
wirtschaftlichen Grundsatzen zu nutzen, zu
verwalten und zu verwerten. Der Raum- und

Vom 23.02.2010

Inhalt Flachenbestand muss sich an der

I. Geltungsbereich und allgemeine Grundsitze
1 - Geltungsbereich

2 - Aligemeine Grundsatze

Il. Ermittiung und Deckung von Raum- und
Flachenbedarf

3 - Zustandigkeiten, Definitionen

- Buroflachenbedarf

- Sonderflachenbedarf

- Uberschreiten der maximalen Belegungsdichte
- Deckung von Raumbedarf

N o o s

1ll. Arbeitsplatzgestaltung
8 — Arbeitsplatzgestaltung

IV. Schreibweisen

V. Inkrafttreten
9 - Inkrafttreten und Gltigkeitsdauer

Anlage 1 - Flachendefinitionen und Flachenarten
gem. DIN 277

Anlage 2 — Ermittlung des individuellen
Birofiachenbedarfs

ordnungsgemafen Aufgabenerfilllung orientieren.
Die durch diese Richtlinie vorgegebenen
Standards bilden eine verbindliche Grundlage flr
die Rahmenkonzepte der Senatsbereiche.

(2) Jeder Senatsbereich hat mit Unterstitzung
des zustandigen Dienstleisters ein
Rahmenkonzept flr die Unterbringung der
Dienststellen der jeweiligen Verwaltung zu
entwickeln und fortzuschreiben. Dieses enthalt
insbesondere die verbindlichen Ziele der
Raumkoordinierung. Der Senatsbereich tragt die
Verantwortung flr seine angemessene
Flachenausstattung.

(3) Bei einer Anderung der Aufbau- und/oder der
Ablauforganisation sowie der Personalausstattung
ist das Rahmenkonzept zu Gberprifen und ggf.
anzupassen. Bei der Fortschreibung

des Rahmenkonzepts sind Méglichkeiten der
raumlichen Optimierung sowie eine Unterstitzung
durch eine aufgabengerechte Blroausstattung zu
prufen.

(4) Der Ausgleich von Flachen-Angebot und -
Nachfrage (Raumkoordinierung) soll durch den
zustandigen Dienstleister organisiert und abge-
stimmt werden. Der zustandige Dienstleister wird
durch den Senat benannt.

Abbildung 36 Titelseite Richtlinie Flachenstandard Blroraume
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F.3.4 Flachenstandards, kommunale und staatliche Benchmarks

Die Planungsdaten von 6ffentlichen Hochbauten werden seit Jahrzehnten tber
statistische Methoden der Baudkonomie erfasst und mit entsprechenden
Datenbanken aggregiert und als Datensatze oder Benchmarks bereitgestellt. Die
bekanntesten Vertreter sind hier die Baukostendatenbank der Architektenkammern
(BKI1) und das PLAKODA-System des Bundes und der Lander. Bremen willl sich
jedoch kunftig aus dieser Beteiligung zurtickziehen, da die Verwendung des BKI-
Systems einfacher erscheint. Das Kennzahlenwerk des BKI
(Baukosteninformationsdienst der Architektenkammern) finden Sie auszugsweise
hier: Planungskennwerte fur Grundflachen und Bruttorauminhalt (Quelle TU Dresden,
BKI).

Die Programmplanung eines Hochbaus auf der Basis der hier gelieferten
Benchmarks durchzufihren heif3t, sich auf einen statistischen Querschnitt der
Wirtschaftlichkeit zu beziehen, da in den Benchmarks sowohl besonders
wirtschaftliche als auch besonders aufwendige Bauvorhaben eingehen. Andererseits
sind andere allgemeine Vorgaben fir die Planungsziele offenbar nicht verfligbar. Es
wird deshalb empfohlen, sich hinsichtlich der bremeneigenen Vorhaben stets auf
einen mittleren Benchmark gem. BKI zu beziehen und dessen (flachenseitige)
Uberschreitung nur mit besonderer Begriindung zuzulassen.

F.4 Aufstellen von Raumbichern

Raumbdtcher fixieren im Verlauf der Planungsverfeinerung tber die Vorplanung,
Entwurfsplanung, Genehmigungsplanung und Ausfuhrungsplanung samtliche
Ausstattungsmerkmale eines Raums im Gebaude und tragen damit zu einer
verbesserten Kommunikation mit dem Nutzer/Bauherrn und zur verbesserten
Prazision der Planung bei. Bremen hat fur zahlreiche wichtige Raumtypen
kommunaler Objekttypen in den Baustandards entsprechende normierte Vorgaben
gemacht. Diese Raumstandards haben sich bewahrt. Kostentreibende Faktoren sind
im Lander- und kommunalen Vergleich nicht erkennbar.

Ubersicht der Raumtypen, die in den Raumstandards Bremens (Baustandards 2013)
geregelt sind:
Ubersicht Raumtypen
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° Artikel ~ Bearbeiten | = Versionen = Druckansicht
\ 5.3.2.1 Raumblatt 01 Unterrichtsraum Teil 1
/Anforderung |Ausfiihrungsstandard Bemerkung
= e | \Wahlweise Linoleum oder
Navigation J =
w Start Baustandards |R9, geringer [Nadetflies, Sockelleiste
2113 | Reinigungsaufwand Holz, gestrichen
- ni
« 002Hochbau \Wand |nell, glatt, |Anstrich IProjektionsflache siehe
= 003Ausfuehrur |Ausstattung
» 12013 Decke lhell Anstrich inur zum Schutz von Installationen oder fir
AkustikmaRnahmen
= Kelendor |abgehangte Konstruktion
— i D a
e lolatt, erf Rw=32d8 Blatt an rrobust, evtl. Bander, fir F agf.
= alle Seiten drucken |oder Scherbereich Doppeltiir, BxH i.L. 2,00 x 2,2 m
e [abgeschirmt, Stahizarge, Schiof PZ, Griff
= WikiSandbox
[Alu
= intem und Ende
IFenster missen von innen | auBen mit IFenster evtl. als zweiter Fluchtweg, Fensterbank
edit SideBar Fenster

Suchen

Los

lzu reinigen sein,

UV-Schutz, Beschlag Alu, im EG

robust,

leinbruchhemmend,

im EG mit Glas,
WK 1, nicht verschlieRbar

|Fensterbank glatt

Fensterbank beschichtet

‘|abwaschbar

5.3.2.2 Raumblatt 01 Unterrichtsraum Teil 2

I IAnfordem ng

'Ausfﬁhmngss'andard Bemerkung ‘

Abbildung 38 Raumblatt Unterrichtsraum
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Formblatt fir Bestandserfassung:
Formblatt zur Erfassung

Artikel = Bearbeiten @ Versionen = Druckansicht

O,
& 53211
5.3.2.11 Raumblatt zur Bestandsaufnahme

Bauvorhaben Gebaude Raumblatt-Nr./ Seite iDatum

Navigation

» Start Baustandards Raum-Nr. (Raumbezeichnung |Flache (m2) \Volumen (m3)
2013

= Inhaltsverzeichnis T

= 002Hochbau |Anforderung (Bestand Ausfiihrungsstandard |Bemerkung

= 003Ausfuehrungsstanda FuBboden

\Wand
= Sportstattenbau 2013

Decke

= Kalender
Tar

- Fenster

= alle Seiten drucken

= Liste der Seiten
= WikiSandbox Sonnenschutz

Verdunklung

|Beheizung

= intem o
aftung

edit SideBar Klima

Suchen

Beleuchtung |

Los |Steckdosen |

230 V

400 V

Fernsprecher

Ilnformationstechnische Anlagen

| ‘
Abbildung 39 Raumblatt zur Bestandserfassung

(Textergénzung)

F.5 nachhaltigkeitsorientierte Wettbewerbe im Hochbau

Der Schwerpunkt des Projekts NdAW liegt in der Generierung monetarer
Einsparungen fur die Haushalte von Land und Kommunen. Gleichwohl ist es aus
Sicht der Projektgruppe notwendig, die Perspektive der zu Uberprifenden Standards
zu erweitern auf den Begriff der Nachhaltigkeit. Es ist nicht ausreichend, bei so
umfangreichen wie langfristigen Investments wie dem o6ffentlichen Hochbau allein auf
Okonomische Kriterien zu setzen, zumal zwischen den Bewertungsbereichen starke
Wechselwirkungen bestehen: oftmals ist "billiges" Bauen auch umweltschadlich.
Schlechte und unzureichende funktionale Gestaltung verursacht einen raschen
Wertverlust der Immobilie usw.

Der Wert von Wettbewerben im Hochbau ist anerkannt, um zweckmaéRige,
gestalterisch und funktional optimierte Planungen zu generieren. Wenn allerdings
auch eine okologische und 6konomische Betrachtung der Wettbewerbsergebnisse
erfolgen soll, kann nur eine schon nachhaltigkeitsorientierte
Wettbewerbsausschreibung die Voraussetzungen dafir schaffen. Hier werden von
den Entwurfsverfassern Planungen und Aussagen verlangt, die auf einem dem
Vorentwurf angepassten Niveau die Beurteilung von dkologischen Grunddaten und
von zu erwartenden Lebenszykluskosten ermdglichen.
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F.5.1 kommunale und staatliche Benchmarks

Die Bundesléander unter Beteiligung Bremens haben sich im Rahmen eines
Projektauftrages der Bauministerkonferenz fur eine Definition der Nachhaltigkeit im
Hochbau im Sinn des Bewertungssystems Nachhaltiges Bauen des Bundes (BNB)
verstandigt. Das in der privaten Wirtschaft weit verbreitete DGNB-System der
Deutschen Gesellschaft fir Nachhaltiges Bauen ist mit dem BNB-System weitgehend
deckungsgleich. Bremen (SUBV und SF mit SBW) betreibt derzeit ein Pilotvorhaben
fur die Anwendung des BNB-Systems (Ersatzneubau der Grundschule Am
Baumschulenweg) und beabsichtigt, das Sytem bei Bewahrung auch fur zukinftige
Wettbewerbsauslobungen und die Durchfiihrung bei geeigneten Vorhaben
anzuwenden.

[Bewertungssystem Nachhaltiges Bauen (BNB) https://www.bnb-nachhaltigesbauen.de

Suchbegriff eingeben
@ I :'n e
0 Bewertungssystem (bewertungssystem.html) FAQ (faq.html) Aktuelles (aktuelles.html)
Netzwerk (netzwerk.html) Zertifizierte Gebaude (zertifizierte-gebaeude.html) Service (service/kontakt.html)
Bewertungssystem Nachhaltiges Bauen (BNB) Informationsportal

Nachhaitiges Bauen

e acthali

£

Abbildung 40 Webseite des BMUB zum Bewertungssystem Nachhaltiges Bauen

Das System basiert auf einer Sammlung von 6kologischen, 6konomischen und sozio-
funktionalen Kriteriensatzen, denen querschnittsartig Kriteriensatze zur Prozess- und
zur Technischen Qualitat zugeordnet sind. Im internationalen Vergleich ist das
deutsche System von BNB und DGNB das am weitesten Fortgeschrittene.

Die Prufung und letztlich Zertifizierung der Nachhaltigkeit eines Hochbaus erfolgt
dann im Rahmen eines Audits, in dem jedes Kriterium auf Einhaltung der
systemspezifischen Vorgaben abgepruft wird. Die Definition der Kriterien und der
Vorgaben zu diesen erfolgt durch Arbeitsgruppen aus entsprechenden Experten
ahnlich der Normung durch die DIN oder ISO. Als plakatives Ergebnis eines solchen
Audits steht am Ende des Prozesses auf Wunsch die Einordnung in ein Zertifikat in
Gold, Silber oder Bronze.

Die v.g. Arbeitsgruppe kam 2012 zu dem Ergebnis, dass die Dimensionen der
Nachhaltigkeit im 6ffentlichen Hochbau durch keine andere Methode besser und
koharenter erfasst werden kdnnen.

Der Bund hat zur Durchfihrung von nachhaltigkeitsorientierten Wettbewerben im
Hochbau 2013 einen Leitfaden herausgegeben: SNAP
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Das Pilotvorhaben (s.0.) Bremens wird entsprechend diesem Leitfaden ausgelobt.

* Bundesministerium
4 fiir Verkehr, Bau
und Stadtentwicklung

Systematik fiir
Nachhaltigkeitsanforderungen
in Planungswettbewerben

SNAP - Empfehlungen

Abbildung 41 Titelseite Leitfaden SNAP des BMUB

F.6 Organisation von Planung und Baudurchfiihrung

Als bremisches best-practice-Beispiel konnen aus Sicht der Projektgruppe die
Regeln fur Hochschulen als Erganzung der RLBau gelten, die durch die Senatorin fur
Bildung und Wissenschaft in Abstimmung mit der Senatorin flr Finanzen und dem
Senator fur Umwelt, Bau und Verkehr erlassen wurden. Sie fassen ein
jahrzehntelang erprobtes und erfolgreiches Verfahren u.a. in Regeln fur die
Projektorganisation und das Projektmanagement.
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RLBauSBW - erginzende Regeln fiir Hochschulen http://www.bbb.bremen.de/rlbausbw/RLBauSBW.html|

R L B a U S BW erganzende Regeln fur Hochschulen

Inhaltsverzeichnis Regeln fiir Hochschulen
vonStrauss, 29 August 2013 (created 18 June 2013)

zu 1. Grundsitze no tags

zu 1.1.1 Personlicher Geltungsbereich
zu 1.2 Begriffsbestimmungen

zu 2. Bauinstandsetzung

zu 2.3.3 Feststellung des Mittelbedarfs

zu 2.4.1 gegenwartsnahe Feststellung des Baubedarfs

zu 2.4.2 Ausfiihrung der Arbeiten

zu unvorhergesehene Bauunterhaltungsarbeiten, Sofortmainahmen

zu 3 Kleine und GroBe Neu-, Um- und Erweiterungsbauten, Sanierungsmafnahmen

zu 3.1 Definitionen, Regelungen

zu 3.2.1 Finanzplanung

Sanierungsvorhaben und BaumaBnahmen fiir Nutzungsveranderungen und energetische
Optimierungen

Um- und Neubauten

Bedarfsanmeldung und Abstimmung fiir Vorhaben des Landeshaushalts

zu 3.2.2 Haushalts- + Wirtschaftsplan

Wirtschaftsplan der Hochschule

Landeshaushait

Voraussetzungen fiir die haushaltsmiBige Freigabe von Planungsmittein
Voraussetzungen fiir die Freigabe von Baumitteln, haushaltsmiBige Freigabe und Freigabe zur

Baudurchfiihrung
zu 3.3.2.1 Baubedarfsplanung
zur Projektorganisation
Projektleitung
Projektgruppe
Zielvereinbarung
Anreizsysteme zur Kosteneinsparung
Abbildung 42 erganzende Regeln fur Hochschulen zur RLBau (Bremen)

(Text erganzen)

Eine Grafik der Senatorin fir Finanzen zeigt die geschatzten Laufzeiten von
verschiedenen Typen von Bauvorhaben bei IB auf: Laufzeitvergleich:

Es werden bei grof3en und komplexen Bauvorhaben Laufzeiten von bis zu 6,5 Jahren
ab Planungsbeginn erreicht. Wenn diese Fristen durch effektivere Planung und
Bauvorbereitung (z.Zt. bis zu 50 % der Laufzeiten) verktrzt werden kénnen, sind
zumindest Einsparungen durch Wegfall der anteiligen jahrlichen
Baupreisindexsteigerung moglich. Dies sind in den letzten Jahren lediglich 1,52 %
gewesen. Daruber hinaus gehende Einsparungen durch geringeren
Anderungsaufwand, Verzégerungen im Ausfiihrungsbereich sind nicht einmal im
Nachhinein genau feststellbar geschweige denn prognostizierbar, da sie individuell
fur jede Malinahme und ihre Kombination der Akteure sind.
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Abbildung 43 Ubersicht der Laufzeit von Bauvorhaben in Bremen

F.6.1 kommunale und staatliche best practice-Beispiele

Die erganzenden Regeln fur Hochschulen zur RLBau binden die Hochschulen
anders als die RLBau an bestimmte Vorgaben zur Projektorganisation (nachfolgend
Zitate aus den Regeln):

im nachstehenden Textvorschlag sind die Spezifika der Hochschulen teilweise
gestrichen, damit die Texte allgemein auch fur die Gbrigen Senatsressorts
anwendbar sind:

Projektleitung

Projektgruppe

Zielvereinbarung

Anreizsysteme zur Kosteneinsparung

Controlling, Anderungsmanagement, Kostensicherheit
Zusammenarbeit wahrend der Bauausfilhrung

Zusammenarbeit wahrend der Bauausfuhrung

Die Zusammenarbeit in den Projekt- und Arbeitsgruppen findet bedarfsgerecht wahrend der gesamten
Bauphase bis zur Ubergabe/Abnahme des Bauvorhabens statt. Die Projektgruppe entscheidet auch
Uber den Umfang der wahrend der Bauphase durchzufiihrenden Prifungen und sorgt bei in diesem
Rahmen ggf. notwendig werdenden Drittvergaben fir die rechtzeitige Veranschlagung der hierfir
erforderlichen Mittel im Kostenrahmen.
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Controlling, Anderungsmanagement, Kostensicherheit

Die Bauherrenschaft regelt in der Projektgruppe das Controllingsystem und die Verantwortlichkeit
hierflir innerhalb der Vergabe der Projektsteuerungsleistungen. Ziel ist die Kosten-, Termin-,
Haushalts- und Verfahrenssicherheit. Im Planungs- und Ausfiihrungsprozess werden regelmafig die
gesetzten Ziele kontrolliert. Durch den Projektsteuerer wird laufend eine Kostenkontrolle gem. RLBau
durchgefiihrt und die voraussichtlichen Kosten werden jeweils prognostiziert. Die Einhaltung des
Finanzrahmens ist als Ergebnis zielfuhrenden Handelns zu sichern. Dafir notwendig werdende
Korrekturen an Planung und Ausflihrung werden in Lenkungsgruppen-Sitzungen zwischen den
Beteiligten besprochen und entschieden.

Der Projektsteuerer verantwortet ein von Beginn an durchzufiinrendes Anderungsmanagement gem.
Ziff. 3.3.3.4 RLBau im vorgegebenen Kostenrahmen. \

Anreizsysteme zur Kosteneinsparung

Bei der Organisation des Planungs- und Durchfiihrungsprozesses durch die Projektgruppe sind
Anreizsysteme zur Kosteneinsparung zu bilden. So kénnen fiir eine gréRere Kostensicherheit und
eine beschleunigte Abrechnung die Vergiitungen pauschaliert werden. Das Honorar des
Generalplaners bzw. der Architekten und Ingenieure wird somit von den Abrechnungskosten geldst
und auf Basis des Kostendeckels geregelt. Dadurch partizipiert der Planer bei
Kostenliberschreitungen nicht mehr automatisch an Kostenerh6hungen, bei Kostenunterschreitungen
wird er aber auch nicht mehr bestraft, sondern erhélt trotzdem sein volles Honorar. Die
Bauherrenschaft pruft und entscheidet auch Uber weitere Méglichkeiten, durch Pauschalierungen in
der Vergabe und Abrechnung der Bauleistungen Kosteneinsparungen zu erzielen. Honorare kénnen
nur in dem Rahmen pauschaliert werden, den die jeweils glltige HOAI vorgibt.

Zielvereinbarung

Der Abschlul3 einer Zielvereinbarung gem Ziff. 3.3.2.3 RLBau wird verbindlich gefordert.

Projektgruppe

Fur die Planung und Durchfiihrung eines jeden Vorhabens werden eine Projektgruppe und nach
Bedarf Arbeitsgruppen gebildet. In der ersten Sitzung der Projektgruppe werden die Beteiligungen und
Regularien festgelegt. Sie werden im Protokoll der Sitzung dokumentiert. Alle fiir das Vorhaben
maf3gebenden Entscheidungen werden, soweit sie nicht wegen Eilbedurftigkeit von der
Bauherrenschaft selbst getroffen werden oder ausdriicklich in eine Arbeitsgruppe delegiert werden, in
der Projektgruppe getroffen und protokolliert. Uber Entscheidungen der Bauherrenschaft und in
Arbeitsgruppen delegierte Entscheidungen wird in der jeweils néchsten Projektgruppe zu Protokoll
berichtet. Bei Nichteinigung in der Projektgruppe entscheidet die Bavherrensehaft
Bauherrenvertretung. Bei allen Entscheidungen sind auch die dafur mal3gebenden Griinde mit in das
Protokoll aufzunehmen.

Projektleitung

Die Bauherrensehaft Bauherrenvertretung leitet den Projektverlauf und entscheidet unter Beachtung
evtl. genereller Vorgaben uber die
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e Organisation des Planungs- und Bauverfahrens (Investoren, Generalplaner oder
Planerverbindungen, Einzelvergabe an Planer, Honorareinstufungen und —pauschalierungen,
),

e Einschaltung der zustandigen politischen Gremien bei beabsichtigten GU-, GU-Vergaben oder
Sonderverfahren (z.B. Investorbauten, OPP)

e Vergabe der Projektsteuerung und der anderen delegierbaren Bauherrenaufgaben (bei

Vergaben an Dritte sind die Vorschriften des Verpflichtungsgesetzes zu beachten),

Planungs- und Realisierungsvertrage,

Verfahren zur Gewinnung der Planerinnen und Planer,

Ausschreibungen und Vergaben,

Beteiligung der Amter, Behorden und Dienstleister auf der Grundlage der Regelung fiir

Landesbauten und Uber

o alle wichtigen Angelegenheiten im Projektverlauf soweit sie nicht delegiert sind; im Streitfall
auch diese.

Diese Regeln haben sich in jahre- bzw. jahrzehntelanger Anwendung bewahrt und
sind mit dem Rechnungshof der FHB abgestimmt. Sie sollten in dieser Form auch fur
alle anderen Projekte des Landes und der Stadtgemeinde soweit sie als Grol3e Neu-,
um- und Erweiterungsbauten gelten, verbindlich gemacht und in der RLBau verankert
werden.

F.6.1.1 serielles Bauen

Eine aktuelle Untersuchung zum Thema serieller Wohnungsbau: Bericht zur IBA
2020 kommt nach Auswertung einiger vornehmlich internationaler Beispiele zu dem
Ergebnis, dass serielles Bauen unter bestimmten Rahmenbedingungen enormes
Potenzial fur die Erstellung preiswerten und zugleich qualitatvollen Wohnraums birgt
und innovative Ansétze zum energieeffizienten Bauen aufzeigt. Hierbei wird
tendenziell kein Unterschied zwischen Prototyp und Serie getroffen, d.h. man baut an
den Standort adaptierte Unikate aus seriell produzierten Bauteilen im Sinn eines
Bausystems.
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IBA Berlin 2020

Studie
Serieller Wohnungsbau
Standardisierung der Vielfalt

Abbildung 44 Titelblatt Titelblatt Studie Serieller Wohnungsbau

Als Beispiel hierfir kbnnen die Bausysteme der Firma Metsa (Finwood) gelten:
Holzbausysteme vom Metséa (Finwood).

Starker an die Containerbauweise angelehnt, zugleich mit den starkeren
planerischen Restriktionen der Raumzellenbauweise als Beispiel das System der
Firma Kleusberg: Beispiel fur eine Modulbauweise (Fa. Kleusberq).

Mit vorgefertigten Holzbausystemen sind problemlos sehr hohe energetische
Standards bis zum Passivhausstandard zu erreichen. Auch Kleusberg gibt ab, mit
seinen strukturell aus Metallraumzellen bestehenden Systemen den
Passivhausstandard erreichen zu kénnen. KITA Bremen sieht hier gegeniiber der
konventionellen Erstellung allerdings keine Kostenvorteile mehr.

Uber die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen (Preise) geben die Prospekte der
Anbieter keine Auskunft. Generell sind bei vorgefertigten Bauelementen oder -
Systemen neben dem Umfang der Serie in der Produktion die Transportkosten ein
wesentlicher Faktor der Preisbildung, besonders bei schweren Raumzellen, z.B. aus
Beton. So sind Fabriken mit gro3er Entfernung von Bremen mit héheren
Transportkosten fur ihre Produkte belastet. Auch fuhren tberbreite Formate zu
besonderen Kosten beim Stral3entransport.

Die weiter oben genannten Rahmenbedingungen sind (siehe Ziff. D.5 und D.6):
ausreichende Menge/Masse zur Darstellung einer echten Serie (auch von
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Bauteiltypen) in einem definierten nicht zu langfristigen Zeitraum. Diese
Rahmenbedingungen sind aufgrund finanzieller Restriktionen beim 6ffentlichen
Hochbau Bremens leider im Normalfall nicht gegeben.

Die reine Standardisierung der Planung bietet Einsparpotentiale bedingt und
ausschlief3lich bei den Honoraren der Freischaffenden.

(weitere Texterganzungen)

F. 6.2 Risikomanagement

Im staatlichen Baumanagement ist der Begriff des Risikos bislang nicht verankert.
Die Planung und Kostenberechnung soll theoretisch vollstandig, also liickenlos, bis
ins Letzte durchgeplant und mit den geplanten Einzelbauteilen konsistent sein.
Soweit die Theorie. Die Praxis zeigt, dass nahezu alle Dimensionen und
Gegenstande von Planungen sich unsicher, ungewiss und wechselhaft darstellen
kénnen. Ziel jeder Planung muss selbstverstandlich sein mdglichst vollstandig und
konsistent zu sein. Das Restrisiko jedoch muss bepreist werden. In der Finanzierung
der Bauvorhaben sollte daher ein Budget reserviert werden, welches die Risiken
laufend Ubersichtlich sammelt, bewertet und dem Baufortschritt angepasst kumuliert
oder reguliert wird.

Es wird deshalb empfohlen, entsprechend den Vorgaben zum Public Sector
Comparator der OPP-Verfahren die Risiken der jeweils vorliegenden Planung und
Bauausfuihrung systematisch zu bewerten, zu bepreisen und die erforderlichen
Summen in einem separaten Budget zu dokumentieren.

Wenn sich einzelne Risiken realisieren, kann aus diesem Budget eine
Refinanzierung durch Auszahlung an das Baubudget erfolgen.

Da die Bauplanung und Baurealisierung in einem Marktgeschehen erfolgt, ist das
Risikobudget streng vertraulich zu bearbeiten. Moglicherweise ist hier eine Ebene zu
betrauen, die getrennt von den eigentlichen Bauausfiihrenden agiert, beispielsweise
die die Fachaufsicht fihrende Ebene bei der SF. Die Erfahrung zeigt, dass
verflugbare und den Baubeteiligten bekannte Baumittel (auch Reserven) nahezu
immer vollstandig verausgabt werden.

Hier besteht ein Konflikt zu den Prinzipien des parlamentarischen Budgetrechts und
der Haushaltswahrheit und Haushaltsklarheit.

Dies konnte jedoch durch Globaltitel fur die Risikomanagementpositionen mehrerer
Bauvorhaben abgemildert werden.

F.7 Personalisierung von Planung und Baudurchfiihrung

(Texterganzung)

Es wird daher empfohlen, entsprechend den Vorgaben des Bundes Immobilien
Bremen im Bereich der Bauverwaltung so zu personalisieren, dass ca. 30 % der
anfallenden MafRnahmen auch selbst geplant und durchgefiihrt werden kénnen. Der
hieraus resultierende Kompetenzgewinn wird sich in besserer
Verhandlungskompetenz, gesteigertem Kostenbewusstsein und gréRerer Expertise
im Planungsprozess niederschlagen.
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F.8 Nachhaltigkeitsbewertung von Planung und Baumal3hahmen

Wie unter Ziff. 5.1 ausgefihrt, ist die Bewertung der Nachhaltigkeit eines Hochbaus
ein Prozess, der bis zur Ubergabe des Bauwerks an den Nutzer und dariiber hinaus
andauert. Nachfolgend sollen die in Planung und Baudurchfiihrung maf3geblichen
Benchmarks und Verfahren beschrieben werden, die zur Erreichung des Ziels eines
zertifizierten Bauwerks notwendig sind.

F.8.1 6kologische Bewertung
Dieser Textbaustein existiert noch nicht.

F.8.1.1 kommunale und staatliche Benchmarks
Dieser Textbaustein existiert noch nicht.

F.8.2 6konomische Bewertung

Dieser Textbaustein existiert noch nicht.
(Texthinweis: BNB-Lebenszykluskostentool: BNB 2011 Lebenszykluskosten-Tool)

F.8.3 soziokulturelle Bewertung
Dieser Textbaustein existiert noch nicht.

F.8.4 energetische Standards
Dieser Textbaustein existiert noch nicht.

F.8.4.1 kommunale und staatliche Benchmarks
Dieser Textbaustein existiert noch nicht.

F.9 Anderungsmanagement
Das Anderungsmanagement ist in der RLBau geregel:

"5.14.5 Anderungsmanagement

Das Anderungsmanagement wird vom zustandigen Dienstleister (Kostenkontrolle)
gefuihrt. Der zustandige Dienstleister (Abrechnungssystem) fuhrt lediglich den
Kostendeckel fir die Gesamtmalinahme.

Der fur die Planung der MaRnahme beauftragte Architekt oder Ingenieur (Planer)
oder der Bedarfstrager stellen die Notwendigkeit einer gegentiber der ES-Bau / EW-
Bau geanderten Ausfihrung fest. In jedem Fall ermittelt der Planer die sich aus der
zusatzlichen/geanderten Planung ergebenden Mehr- oder Minderkosten fest und
erstellt hierflr eine von ihm unterschriebene Anmeldung gem. Muster M 02. Der
Bedarfstrager erklart seine Zustimmung ebenfalls durch Unterschrift.

Der zustandige Dienstleister (Kostenkontrolle) stellt die Muster 02 auf Muster 01
zusammen und ermittelt die Mehr- und Minderkosten Uber das Gesamtprojekt.
Soweit zusatzliche Mittel erforderlich sind, werden diese je nach
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Veranlasser/Veranlassung vom jeweiligen Sondervermdgen bzw. vom Bedarfstrager
bereitgestellt.

Der veranderte Kostendeckel ist dann sowohl in der Kostenkontrolle als auch im
Abrechnungssystem zu buchen. Jetzt kdnnen Zahlungen zu Lasten des veranderten
Rahmens geleistet werden.

Das Anderungsmanagement kann auch mit anderen gleichwertigen Verfahren
gefuhrt werden. Siehe hierzu Ziff. 3.3.3.4

Auf die VV Nr. 1.2 zu 8§ 54 LHO wird besonders hingewiesen. (siehe auch
33291Voraussetzungen)"

Das Anderungsmanagement ist eine Unterstitzung der Kostenkontrolle und der
Kostensteuerung. Bei sorgfaltiger Fihrung werden Kostenabweichungen in der
Regel friih erkannt und es kann gegengesteuert werden. Allerdings tragt das
Anderungsmanagement fiir sich genommen nicht zur Senkung von Standards bei. Es
kann aber notwendig werden, bestimmte Standards zu senken oder
Programmpunkte zu streichen, um den Kostenrahmen einzuhalten.

AuBer einer sorgfaltigen Beachtung dieser Bestimmungen empfiehlt die
Projektgruppe hier keine Anderungen.

F.10 Dokumentation von BaumalRnahmen
Dieser Textbaustein existiert noch nicht.

F.10.1 kommunale und staatliche Benchmarks
Dieser Textbaustein existiert noch nicht.

F.11 Einsparpotentiale

In den frihen Phasen der Planung sind monetare Einsparpotentiale nicht ohne
Weiteres quantifizierbar. Generell gilt, dass eine préazise Projektentwicklung, ein
vorausschauendes Bauprogramm, ein nach Wirtschaftlichkeitskriterien
ausgerichtetes Raumprogramm mit den geringstmaoglichen bzw. optimierten
Nutzflachen sowie ein Raumbuch mit einem Mindestausbaustandard erhebliche
Einsparungen an Planungszeit und verminderten Aufwand an Alternativ- oder
Anderungsplanungen ergibt.

Die Durchfihrung von Architektenwettbewerben ist ein weiteres Mittel, die Planung
u.a. auch nachhaltigkeitsorientiert zu optimieren. Nachhaltige Gebaude sind auch
wirtschaftlich, weil sie Dauerhaftigkeit mit geringen Betriebskosten verbinden.

Unmittelbar monetar wirksam werden verminderte Flachenanspriiche an das
Bauwerk z.B. durch Mehrfachnutzungen bzw. verminderten Flachenanspruch je
Nutzeinheit. Hier kdnnen theoretisch als "Einsparungen” auch die dann entfallenden
anteiligen Betriebskosten gerechnet werden, die bei einer Lebenszyklusbetrachtung
durchaus nennenswerte Grol3en erreichen.
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Monetéar wirksam werden bei qualitatvoller Planung, die bis zu einer wirklichen
Baureife gebracht ist, kurze Bauzeiten, bei denen mdgliche
Baupreisindexsteigerungen entfallen. Insoweit ist auch eine umfassende und
unterbrechungsfreie Finanzierung des Baus durch ausreichend bemessene
Haushaltsmittel Voraussetzung fir kurze Bauzeiten.

Eine Grafik der Senatorin fur Finanzen zeigt die geschatzten Laufzeiten von
verschiedenen Typen von Bauvorhaben bei IB auf: Laufzeitvergleich:

Es werden bei grof3en und komplexen Bauvorhaben Laufzeiten von bis zu 6,5 Jahren
ab Planungsbeginn erreicht. Wenn diese Fristen durch effektivere Planung und
Bauvorbereitung (z.Zt. bis zu 50 % der Laufzeiten) verktrzt werden kdénnen, sind
zumindest Einsparungen durch Wegfall der anteiligen jahrlichen
Baupreisindexsteigerung moglich. Dies sind in den letzten Jahren lediglich 1,52 %
gewesen. Dem stehen flr alle 6ffentlichen Bauherren bei einem spéateren Baubeginn
und Baufertigstellung wegen der ausschlie3lich schuldenfinanzierten Bauhaushalte
anteilige ersparte Kapitalmarktzinsen gegenuber.

Weitere Voraussetzung ist eine ausreichende Personalisierung der bauenden
Einheiten, die die Projektlenkung- und Steuerung betreiben miissen. Uberlastungen
der Projektleiter wirken sich mindestens als verlangerte Bauzeiten aus, wenn nicht
auch Planungs- und Baufehler dadurch provoziert werden.

Die Kostenkontrolle durch ein etabliertes Anderungsmanagement ist ebenfalls
kostendampfend, wenn auch in der Regel nicht kostensenkend. Die umfassende
Dokumentation des fertigen Bauwerks bietet dann die besten Voraussetzungen fur
einen sparsamen Betrieb des Gebaudes.

Einsparpotentiale fir serielles konventionelles Bauen bestehen lediglich im Bereich
der Architektenhonorare, da fur sog. Wiederholungsbauten lediglich ein vermindertes
Honorar fallig wird. Im 6ffentlichen Hochbau werden nur selten wirtschaftlich
wirksame Mengeneffekte (Preisreduzierung des Materials bei gré3erer
Bestellmenge) wirksam werden, da die Stuckzahl wirklich gleicher wiederholbarer
Bauten zu gering ist.

Einsparungen tber Leichtbauweisen oder Containerstellung kdnnen wirksam nur bei
kurzer Nutzungsdauer erzielt werden. Bei langfristiger Nutzung werden die
geringeren Investitionskosten durch erhéhte Instandhaltungs- und ggf. héhere
Energiekosten im Lebenszyklus tbertroffen.

Ganz allgemein gilt fir normal genutze Bauwerke (mehr als 30 Jahre Nutzungszeit),
dass die Erstellungskosten im Lebenszyklus nur den geringsten Teil der
Gesamtkosten ausmachen. Somit sind Standardreduzierungen, die auf verminderte
Dauerhaftigkeit oder geringere energetische Qualitat der Bauwerke abzielen,
kontraproduktiv im Sinn einer angestrebten gesamthaften Haushaltsentlastung.

F.12 vorgeschlagene Folgeprojekte
Dieser Textbaustein existiert noch nicht.
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G. Projektgruppenmitglieder

Bianca Urban, SUBV AL 7, Bianca.Urban@bau.bremen.de (PL ab 30.07.14)
Hr. v. Strauss, SUBV 7-1, falkovli@gmail.com (PL bis 29.07.14, ab 01.01.14
Werkvertragsnehmer von SUBV)

Hr. Kreklau, SUBV 21-8, Lutz.Kreklau@umwelt.bremen.de

Fr. LUking, SBW RL 14, anne.lueking@bildung.bremen.de (bis 10/2014)

Fr. Albers, SBW, petra.albers@bildung.bremen.de (ab 11/2014)

Hr. Stoessel, SBW, Udo.Stoessel@bildung.bremen.de (ab 12/2014)

Hr. Monsees SF Q 13, stefan.monsees@finanzen.bremen.de

Hr. Andrae, IB B1, volker.andrae@immobilien.bremen.de

Hr. Schierholz, PR IB, Frank.Schierholz@IMMOBILIEN.BREMEN.DE

Es sollen keine anderen Ressorts als im Projektbogen der Staatsratelenkungsgruppe

genannt beteiligt werden.

H. Anlagen
Dieser Textbaustein existiert noch nicht.
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Neuordnung der Aufgabenwahrnehmung 25.02.2015
SF/SK E-Mail: ndaw@finanzen.bremen.de

Anlage 4c ,Essentials” A2



Senator fur Umwelt, Bau und Verkehr 11.02.15
-7- Auskunft erteilt:
Bianca Urban Tel.:6206

bianca.urban@bau.bremen.de

Projekt Neuordnung der Aufgabenwahrnehmung
Tp A2 Uberpriufung der Standards im Immobilienmanagement
Projektstand und Essentials | Empfehlung weiteres Vorgehen

e Zuletzt wurde der aktuelle Projektfortschritt zu A2 wunschgemaf® am 17.12.14 der GF
NdAW bei Finanzen zugesandt. Daraus geht hervor, dass ein Zwischenbericht am 31.12.14
vorliegen wird. Am 13.01.2015 wurde dieser allen Beteiligten Gibermittelt.

» Der Zwischenbericht enthilt umfangreiche Arbeitsergebnisse zur Uberpriifung von
Standards im Immobilienmanagement. U.a. die ausfiihrliche Auswertung der
Umfrageergebnisse entsprechend dem Projektauftrag, ein Lander- und GroRstadte-
Benchmark in die Uberpriifung einzubeziehen. Der Zwischenbericht bildet die Grundlage fiir
den angekiindigten Schlussbericht Ende Marz und ist daher als Entwurf zu verstehen. Im
Fokus unserer Betrachtung der verschiedenen relevanten Standards steht der
wirtschaftliche Aspekt. Daher spielen hier die Lebenszykluskosten — Investition und
Unterhaltung 6ffentlicher Bauten — eine besondere Rolle. Der Baukostenanteil im Rahmen
des Lebenszyklus wird mit 25 % sehr konkret benannt. Thematisiert wird u.a., dass die
Reduzierung von Energiestandards die Lebenszykluskosten erhéht und bei einem
Betriebskostenanteil von 75 % voraussichtlich unwirtschaftlich ist.

* Der Projektauftrag zum kosteneffizienten Bauen liber die Reduzierung von Bau- und
Energiestandards wurde entsprechend der Projektziele von der Projektgruppe zielgerichtet
bearbeitet. Ausfiihrungen und Hinweisen zu moglichen Einspar- und Konsolidierungs-
potentialen sind Erkenntnis dieser Arbeit. Anzuerkennen ist, dass monetar keine
abschlieRend seridsen Aussagen getroffen werden kénnen; vielmehr werden
Wirkungszusammenhange und substanzielle Ansatzpunkte offengelegt. Hier gibt es auch
bestatigend - wie bereits kommuniziert - mehrere Schnittstellen zum Projekt Al.

* Festzuhalten ist, dass das Projekt trotz der zweimonatigen ruhestandsbedingten Pause
einen guten Stand erreicht hat. Erkenntnisse aus der Umfrage liegen vor und sind
ausgewertet.

* Die Ergebnisse | Einschatzungen wurden gemeinsam und ressortlbergreifend von
Fachleuten aus den Bereichen Finanzen, Bildung, Soziales, Umwelt, Bau und Immobilien
Bremen erarbeitet.



Fir die Erorterung im Senat wurde auf S. 5 der Januar-Beratungsvorlage angeregt, dass
differenzierte Standards fiir Gebdude mit unterschiedlichen Nutzungszwecken erforderlich
seien. Dazu die aktuelle Einschatzung der Projektgruppe: Eine solche Differenzierung mag
sinnvoll im Hinblick auf Flaichenstandards (Kita, Schulen, Birogebaude, etc.) sein (hierzu
werden im Bericht Aussagen getroffen). Sie ist es jedoch nicht im Hinblick auf
Planungsstandards, Bauteilstandards, baustoffliche, energetische und
barrierefreiheitsbezogene Standards.

In der Lenkungsgruppe am 30.1.2015 wurde gebeten, den Wirtschaftlichkeitsaspekt der
Lebenszykluskosten konkreter hinsichtlich der Referenzzeiten und der Wirtschaftlichkeit
energetischer MalRnahmen zu fassen. Insbesondere auch darzustellen, warum es sich nicht
lohnt, die energetischen Standards zu senken; auch nicht in dem Zeitraum 2015 — 2019
(bundesweite Einfiihrung des Passivhausstandards im 6ffentlichen Hochbau).

Es wurden zudem beispielhafte oder iberschlagige Aussagen zu der Differenz zwischen
Passivhausstandard und ENEV erbeten.

Einsparpotenziale werden seitens der Projektgruppe A2 insbesondere gesehen:

e im Bau- und Planungsprozess (Wirkungszusammenhange), strategisches
Immobilienmanagement (Bezilige zu Al),

* nutzungsbezogen bei den Flachenstandards und

* vor allem im Bereich des seriellen Bauens bei dem aktuell geplanten Kita-Ausbau;
aufgrund der GroRenordnung von rd. 2000 zu schaffenden Kitapldtzen (kritische Masse
ab 5 Kitas) kann plausibel eine serielle Bauweise entwickelt werden und koénnte
beispielhaft allerdings nur iberschlagig Einsparpotential benannt werden
(Planungskosten/Honorare/Umsatzsteuer/Baukosten...).

Es wird auf folgende Unterlagen verwiesen:
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Projektsachstand vom 17.12.2015 (liegt vor)

Zwischenbericht (Entwurf) - Dezember 2014 (liegt vor)

Stellungnahme der PG A2 zu den Anmerkungen der GF NdAW (liegt vor)

Essentials der PG A2| Auftrag der LG vom 30.01.2015 — Konkretisierung der Aussagen zu
Energetischen Standards (Lebenszykluskosten, Reduzierung der Standards,
Wirtschaftlichkeit) — Stand 10.02.2015 (nachstehend)
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Essentials der Projektarbeit bis Januar 2015
Stand: 10.02.15

Auftrdge des LA an die PG aus der Sitzung am 30.01.15:

es ist pragnant zu begriinden, dass es sich nicht lohnt die energetischen
Standards zu senken; auch nicht in dem Zeitraum 2015 — 2019.”

Fur Anderungen beziiglich eines Baubeginns in 2015 ist es aus Ablaufgriinden wahrscheinlich
bereits zu spat. Deshalb nachstehend eine exemplarische Betrachtung fir die Jahre 2016 bis
2018 (2019 tritt die EU-Richtlinie hierzu bereits in Kraft. In diesem Jahr kann deshalb nicht mehr
mit einem schlechteren Standard gebaut werden; Schatzung der Baukosten gem. BKI 2013):

Es kinnen noch 3 Jahre EnEV-Standards realisiert werden: 2016 bis 2018.
z.B. KITA-Programm 3 x 5 Objekte pro Jahr = 15 Objekte

das sind 3 x 8,7 MIO = 26,10 MIO EUR
darin sind ca. 7.5 % Mehrkosten fiir PH-Standard enthalten.
Ersparnis Investition: 1,82 MIO EUR
Mehrkosten Betrieb 3,00 MIO EUR

die in den folgenden 30 Jahren nochmals bezahlt werden miissen.
Abbildung 1: Beispiel KITA-Programm (ohne KGr. 100,200, 500 und 600)

Da sich Investitions-Mehrkosten fiir den Passivhausstandard bis zu 3,0 MIO in 30 Jahren
wirtschaftlich rechnen (von etwa bis zu 13%), ist im Umkehrschluss diese Summe an
Betriebskosten zusatzlich zu zahlen, wenn der Standard nicht realisiert wird (zuséatzlich 56
kWwh/gm NGF und Jahr). Nach aktuell vorliegender Wirtschaftlichkeitsberechnung von der
Senatorin fir Finanzen fur den Neubau einer KiTA ergaben sich im Vergleich zwischen dem
gesetzlichen EnEV-Neubaustandard und dem energetisch besseren Passivhausstandard
Herstellungsmehrkosten (KGr 300, 400 und 700) von etwa 4 bis 7,5 Prozent, je nach Bauweise
(Massiv- bzw. Holzstanderbauweise) und Fassadentyp (WDVS, Metallvorhang, Ziegel). Wie
dargestellt, hatten die Mehrkosten fiir den Passivhausstandard bis zu 13 Prozent betragen
diurfen, um immer noch ein wirtschaftliches Ergebnis gegeniiber dem EnEV-Standard zu
erzielen. Tatsachlich lagen die Mehrkosten bei max. nur etwa 7,5 Prozent!

Es ist demnach wirtschaftlich unsinnig, in den Jahren von 2016 bis 2018 noch einen niedrigeren
als den Passivhausstandard zu realisieren.



Aussagen zu der Differenz zwischen Passivhausstandard und EnEV wéren
gut (moglichst beispielhaft oder Gberschlagig)*

siehe hierzu die nachstehende Tabelle:
https://docs.google.com/spreadsheets/d/1QMhpZM1D_zxpf3aqtu71IinxxOGpoMRWesFfObDPaeYVE/edit?usp=sharing

Projekt NdAW - Tp 2 - Uberpriifung der Standards im Immobilienmanagement 30.01.2015
Vergleich Energiestandards

im Hinblick auf die maximal méglichen Zusatzinvestitionen gegeniiber dem gesetzlichen Mindeststandard

Grunddaten

Heizenergie-
Standard bedarf ca.
Passivhaus == 15 kWh/gm NGF

EnEV 2014 (wie 2009) ca.

KAW Effizienzhaus 100 = EnEV 2014

KA Effizienzhaus 70 = EnEWV 2014 - 30 %
KA Effizienzhaus 55 = EnEWV 2014 - 45 %
KAW Effizienzhaus 40 = EnEV 2014 - 60 %
Jahresnutzungsgrad Gaskesselanlage = 0,9
Umrechnungsfaktor NGF/NF = 1,28

Abbildung 2: Vergleich der Heizenergiebedarfe verschiedener Standards

In der Tabelle sind im oberen Teil die ungefahren Heizenergiebedarfe der verschiedenen in
Deutschland gebrauchlichen Energiestandards aufgefiihrt. Der einzige gesetzliche Standard ist
der EnEV-Standard von 2014. Sowohl Passivhausstandard als auch die verschiedenen KfWw-
Standards sind nicht gesetzlich geregelt aber normiert. Die KfW-Standards sind als
Forderbedingungen der Bank fir den privaten Wohnungsbau entwickelt worden und geben
durch die nachgestellte Zahl an, wieviel Prozent des EnEV-Standards flr den
Heizenergieverbrauch maximal erreicht werden durfen.

Wirtschaftlichkeit von MaBnahmen zur Energieeinsparung

== 65 kWh/gm NGF  ab 01.01.2016 fir neue Wohnhauser Verscharfung um 25 %
<= 65 kWh/gm NGF
<= 46 kWh/gm NGF
<= 36 kWh/gm NGF
<= 26 kWh/gm NGF

Kostenfaktor K = eingesparte Energie Ober Laufzeit monetar/aufgewendete Investitionsmittel
Prognosefaktor P It. Tabelle Latkemeyer/Strauf}

Formelwerk

eingesparte Energie Gber Laufzeit monetar/aufgewendete Investitionsmittel*Prognosefaktor = 1 oder gréfier

durch Umformung

aufgewendete Investitionsmittel = Prognosefaktor * eingesparte Energie monetar

entspricht

maximal investierbare Investitionsmittel = Prognosefaktor * eingesparte Energie monetar

das ist die Investition, bei der mit dem gegebenen Prognosefaktor ein Rickflussfaktor von mindestens 1 erreicht wird
mehr Investitionen verschlechtern den Rickfluss, geringere verbessem ihn.

Vergleich PH-Standard / EnEV 2014
eingesparte Energie

Vergleich Kf\V 40 / EneV 2014
eingesparte Energie

Vergleich KWW 55 / EneV/ 2014
eingesparte Energie

kWh / gm NGF a = 56 KWh / gm NGF a = 43 KWh / gm NGF a = 32
Energiepreis EUR Energiepreis EUR Energiepreis EUR

je KWh (Gas) = 0,0652 je kWh (Gas) = 0,0552. je kWh (Gas) = 0,0652
Laufzeit Jahre = 30 Laufzeit Jahre = 30 Laufzeit Jahre = 30
eingesparte Energie eingesparte Energie eingesparte Energie

Uber Laufzeit monetar = 108,67 Uber Laufzeit monetar = 84,76 Ober Laufzeit monetar = 63,03
Prognosefaktor = 1,89 Prognosefaktor= 1.89 Prognosefaktor= 1,89

maximal investierbare
Investitionsmittel EUR

maximal investierbare
Investitionsmittel EUR

maximal investierbare
Investitionsmittel EUR

je gm NGF = 205,38 je gm NGF = 160,20 je gm NGF = 119,12
Basiskosten KITA Basiskosten KITA Basiskosten KITA

mittel It. BKI mittel It. BKI mittel It. BKI

EUR je gm NGF = 1539.06 EUR je gm NGF = 1539.06 EUR je gm NGF = 1539.06
maximale maximale maximale

Mehrinvestion in % 13% Mehrinvestion in % 10% Mehrinvestion in % 8%

Die Begrenzung auf 30 Jahre Laufzeit ist ein Schritt, der die Prognose nicht zu weit in die Zukunft projizieren soll. Bei Beibehaltung der Technologie und der sonstigen Parameter

wird selbstverstandlich auch in den Folgejahren die errechnete Einsparung erzielt.

Abbildung 3: Wirtschaftlichkeit von Einsparinvestitionen bei verschiedenen Standards
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Die Energiestandards lassen sich grundsétzlich nur objektbezogen, also an konkreten
Planungen monetér vergleichen. In der obigen Rechnung erfolgt ein umgekehrtes Vorgehen,
um eine allgemeine Aussage zu formulieren: bis zu welcher Investition ist ein Mehrbedarf an
Baumitteln wirtschaftlich in dem Sinn, dass er nach 30 Jahren durch Energieeinsparung
refinanziert ist. Damit ist aber lediglich die maximal mégliche Investition (ohne Sowieso-Kosten)
beziffert, nicht die tatsachlich in einem konkreten Objekt erforderliche Summe. Diese kann
normalerweise darunter aber technisch und planungsbedingt auch darlber liegen. Das bedeutet
im ersten Fall, dass sich die Investition schneller amortisiert, im zweiten Fall, dass es langer
dauert.

Die Rechnung ist durch Umformung der Formel der Professoren Liitkemeyer / Straul3 (Studie
.Strategie und Potentiale energieeffiziente Sanierung fur den Bremer Wohnungsbaubestand®)
durchgefiihrt worden. Hierbei hat der Prognosefaktor einen erheblichen (finanzmathematischen)
Einfluss. Er wurde flr die Beispielrechnung mit 1,89 gewahlt.

Die Energiepreissteigerungsrate ist hierbei 5 %, die Inflationsrate 2 % und die Zinsrate mit 1 %
angesetzt. Andere Annahmen hierzu fihren zu abweichenden Ergebnissen. Die Herleitung des
Rechengangs ist dem Anhang der v.g. Studie zu entnehmen.

Im Vergleich PH-Standard zu EnEV 2014-Standard kénnen somit bei einem KITA mittlerer
Bauqualitat maximal 13 % Mehrkosten zur Realisierung eines Passivhausstandards investiert
werden, die sich in 30 Jahren vollstandig refinanzieren. Wenn die Realisierung des PH-
Standards preiswerter erfolgen kann, erfolgt die Refinanzierung friiher bzw. die Einsparungen
sind friiher monetar wirksam. Die anderen Standards lassen sich schematisch genauso
berechnen und ergeben geringere maximale Mehrkosten. Das nachstehende theoretische
Beispiel des Neubaus eines Biirohauses unter Verwendung der BKI-Daten aus 2013 zeigt auf,
dass bei einer Realisierung des PH-Standards fur nur 7,5 % Mehrkosten gegeniiber dem EnEV
2014-Standard in 30 Jahren nicht nur die Investition refinanziert ist sondern zusétzlich ca.
77.000 EUR Betriebskosten eingespart werden. Ab dem Refinanzierungszeitpunkt ist die volle
Energieersparnis gutzuschreiben.

Beispiel fiir Biirohaus mittlere Qualitat (BKI) Prognosefaktor wie oben

NF gm 1.500,00
NGF gm 2.011,50
Kosten je gm NGF

in EUR

KGr 300+400 1.823,76
Kosten nach EnEV 2014

KGr 300+400 2.040.000,00

Mehrkosten |
PH-Standard mazx. 229.?31,54. 11%

héhere Ausgaben fir den PH-Standard erlauben keinen Kapitalrickfluss in 30 Jahren.

Bei Realisierung des
EnEV-Standards werden 229.731,54 EUR zusatzliche Betriebskosten in 30 Jahren fallig

Mehrkosten in %
wenn der PH Standard
fiar nur % % Mehrkosten
zu erstellen ist, werden 7.5 76.731,54 EUR Betriebskosten iber 30 Jahre gespart.
Abbildung 4: Vergleich Burohaus PH-Standard zu EneEV 2014
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Bei diesem Beispiel ist zu beriicksichtigen, dass der maximale Prozentsatz der
Einsparinvestition vom Bautyp abhangig ist, da er unter Bezug auf den Basispreis je gm
NGF berechnet wird. Fir einen Burobau mittlerer Qualitat errechnet sich dieser zu

11 %.

Die PL hat gegenuber dem LA nochmals betont, dass die PG inshesondere
Einsparpotenziale sieht:

e im Planungs- und Bauprozess (Wirkungszusammenhange), strategisches
Immobilienmanagement (Beziige zu Projekt Al),

Von besonderer Bedeutung ist aus Sicht der Projektgruppe die dauerhafte, allgemein
akzeptierte Etablierung eines strategischen Immobilienmanagements  wie im Bericht der
Projektgruppe beschrieben. Dies ist die friiheste aller Planungsphasen. Hier werden die
wichtigsten Weichen fur den Projekterfolg oder Misserfolg gestellt. Es geht um die Bereitstellung
von Baugrund, um die Eignung von Bestandsimmobilien fir Umnutzungen, die Verortung
kommunaler Dienstleistungen im Stadtgeflige, Mehrfachnutzungen usw.

Die RLBau hat bislang auf die Vorgabe von bestimmten Verfahren der Aufbau- und
Ablauforganisation von Projekten  verzichtet. Die positiven Erfahrungen mit dem fir die
Hochschulen des Landes eingeflihrten “erganzenden Regelungen fur den Hochschulbau” zur
RLBau haben die Projektgruppe bewogen, die angepasste Ausweitung diese Regeln auf den
Uibrigen Hochbau des Landes und der Stadt Bremen vorzuschlagen. Néheres hierzu findet sich
im Bericht der Projektgruppe.

Die Projektgruppe schlagt auch ein neues Verfahren fir die Aufstellung von

Bauprogrammen vor, in dem die Prioritaten des strategischen Immobilienmanagements und
die der Ressorts in einem regelmaRigen Verfahren konsensual vereinheitlicht werden. Néheres
hierzu im Bericht der Projektgruppe.

Die Erstellung von Flachenstandards, Raumprogramm-Richtlinien, Standard- oder
Muster-Raumprogrammen  sollte zumindest fur Schulen fortgesetzt und fir KITAs in Angriff
genommen werden. Hier Regeln zu setzen, wo bislang keine existierten, erhéht die
Transparenz der Verfahren und ermdoglicht bei diszipliniertem Vorgehen nicht unerhebliche
Einsparungen z.B. durch verringerten Flachenanspruch bei Neubauten.

Die Projektgruppe schlagt dariiber hinaus vor, fiir Projekte des Landes- und Kommunalbaus ein
bisher im 6ffentlichen Hochbau nicht tbliches Risikomanagement einzufiihren, in dem
kalkulierte Risiken von Hochbauvorhaben monetar bewertet und in einen globalen “Fonds”
eingestellt werden, der bei Bedarf (Realisierung eines kalkulierten Risikos) Mittel zur Deckung
freigibt. Naheres hierzu auch im Bericht der Projektgruppe.



e nutzungsbezogen bei den Flachenstandards und

e vor allem im Bereich des seriellen Bauens bei dem aktuell geplanten Kita-
Ausbau; aufgrund der Gro3enordnung von rd. 2000 zu schaffenden Kitaplatzen
(kritische Masse ab 5 Kitas) kann plausibel eine serielle Bauweise entwickelt
werden und beispielhaft allerdings nur tiberschléagig Einsparpotential benannt
werden (Planungskosten/Honorare/Umsatzsteuer/Baukosten...).

siehe hierzu die nachstehende Tabelle:
https://docs.google.com/spreadsheets/d/1Q0MhpZM1D zxpf3qtu71IinxxOGpoMRWesFfObDPaeYVE/edit?usp=sharing
5 KITA 5 Gruppen nach Raumprogrammstandard 2013 Frankfurt/Main und BKI 2013

NF 771,50 Raumprogramm 2013 Ffm

BGF/MNF 155,10 BKI

BGFa gm 1.196,60 BKI

Kosten je gm BGF 1.280,00 mittlerer Standard BKl Zwischensummen Einzelbauten ohne Serialitat
Kosten mit

EnEV 2014 1.631.643,52 KGr 300+400 BKI 1.531.643,52
zuziigl. Kosten wirtschaftl.

PH-Standard (max. 7,5%) 114.873.26 It. Berechnung der SF 114.873,26
Gesamtkosten

KGr 300+400 1.646.516.78 inkl. PH-Standard

Hochbau gesamt

300+400 % 5 8.232 583,92

abzigl. Einsparung 5 %
Vergabe in Gewerke-

gruppen je Einzelbauwerk 82.325.84 5%

Einsparung gesamt

300+400 411.629,201fir 5 Bauten

Gesamtkosten mit

Einsparungen 7.820.954,72 7.820.954,12  1.646.516,78 KGr. 3004400
Honorare ca. 16 % von

KGr. 3004400 einzeln 263.442 69 263.442.69 KGr. 700

1. Honorar voll 263.442 69 1.909.959,47 KGr. 30044004700 x 5
1.4 % Wiederholungs-

honorar 50 % 526.885,37

Honorare gesamt 790.328.06 790.328.06

Einsparung durch

Wiederholungsfaktor 50 % 526.885,37

abziigl. Einsparung Umsatz-
steuer auf Honorare bei Eigen-

planung durch 1B 19% 126.186,83 126.186,83

Summe nach Einsparungen 8.485.095,95 25.455.287,84
Summe ohne Einsparungen 9.549.797,35

Einsparung zu Einzelplanung 1.064.701,40

Einsparung in % 11,15%

vom Ressort genannter

Referenzwert gesamt
25MOx5 12.500.000,00

alle Daten ohne KGr. 100,200,500 und 600, die standortspezifisch und nicht pauschal kalkulierbar sind.

(Grundstiick, vorbereitende Malinahmen, Aulenanlagen, Ausstattung und Kunstwerke)

Abbildung 5: mdgliche Einsparungen in einem KITA-Ausbauprogramm



Die Grunddaten Uber Flachen fur eine KITA mit 5 Gruppen wurden aus einem von der Stadt
Frankfurt/Main 2013 verwendeten Raumprogramm Ubernommen und die Kosten anhand der
BKI-Daten 2013 hochgerechnet. Die standortbezogenen Kosten der Kostengruppe 100, 200,
500 und 600 kénnen in einer abstrakten Berechnung nicht beriicksichtigt werden.

Nach Auskunft aus dem Hochbauamt Frankfurt kann bei der Vergabe grol3erer gleichartiger
Auftragspakete eine Einsparung von ca. 5 % auf die Kosten der Kostengruppen 300 + 400
erzielt werden. Die Architektenhonorare werden bei weitgehend gleichen
Wiederholungsentwiirfen fir die erste Ausfiihrung voll und fur die 1.-4. Wiederholung zu 50 %
bezahlt. Ferner wurde unterstellt, dass Planung und Baudurchfiihrung durch IB-eigenes
Personal erfolgt, wobei die auf die Architektenhonorare entfallende Umsatzsteuer eingespart
werden kann.

In der Summe ergeben sich bei allen Vorbehalten hinsichtlich der groben Schatzungen, die hier
vorgenommen wurden, Einsparungen von ca. 11,5 % . Voraussetzung ist allerdings fur den
groften Posten der Paketvergabe ein funktionierender Wettbewerb auf dem lokalen Markt fir
Bauleistungen. Es ist Aufgabe der beteiligten Ressorts dies sicherzustellen. Aufgabe Bremens
als Bauherr ist wiederum die zuverlassige Bereitstellung der Baugrundstiicke, des notwendigen
Planungsrechts und der erforderlichen Baumittel, um eine verzégerungsfreie Realisierung zu
ermdglichen.

Empfehlungen zum weiteren Vorgehen

Auszug aus der Beratungsvorlage fiir die SReKonferenz S.5:

1 Die NdAW-Programmstruktur wird angepasst:

a. Das Programm wird zunachst auf Vorhaben konzentriert, bei denen ein weiterer signifikanter
Projektfortschritte/Entscheidungen bis zum Ende Q2 / 2015 zu erwarten ist (Status 1)

b. Projekte, fir die eine (politische) Konkretisierung der Projektziele erforderlich, werden bis Mitte
15 in der bisherigen Bearbeitungsstruktur zurtickgestellt (Status 2). Friihzeitig zu Beginn der
neuen Legislaturperiode ist ein Neustart mit entsprechenden Zielvorgaben vorzusehen

c. Projekte, bei denen eine Umsetzungsreife zur Weiterfihrung in der ,Linie* erreicht ist,
werden aufBerhalb der NdAW-Struktur weitergefiihrt (soweit sie nicht ingsesamt
abgeschlossen sind) (Status 3)

d. Projekte, bei denen der Realisierungsgrad deutlich hinter den formulierten Zielsetzungen
zurlckbleibt und die nicht eindeutig dem Kategorien a-c zuzuordnen sind, sollen in der

Arbeitssitzung des Senats diskutiert werden. (Status 4)

Es wird empfohlen, das Projekt A2 dem Status 3 (c.) zuzuordnen.

Bianca Urban
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1. Projektinhalte/ Projektauftrag

Die Aufgabenwahrnehmung der offentlichen Hand wird heute sowohl durch
klassische behdrdliche Struktur, aber auch durch juristische Personen des
Privatrechts, insb. GmbHs, wahrgenommen. Die Gesellschaften und Eigenbetriebe
sind einer standigen Uberprifung im Hinblick auf inre Notwendigkeit und der Eignung
der gewahlten Struktur/Rechtsform unterzogen.

Dartber hinaus ist zu untersuchen, wie der Kostendeckungsbeitrag, der bei vielen
Gesellschaften eine wichtige Rolle spielt, gesenkt bzw. eine Effizienzsteigerung
erzielt werden kann.

Insgesamt sollen drei Schwerpunkte in Teilprojekten gebildet werden:

l. Anzahl/Konzentration von Gesellschaften, Holdingstruktur

Bremen (Stadt und Land) ist als Mehrheitsgesellschafter an einer Vielzahl von
Gesellschaften beteiligt. Bereits heute ist ein Teil der Gesellschaften in
konzernahnlichen Strukturen organisiert, um u. a. eine optimale steuerliche
Behandlung zu gewahrleisten. Zu prifen ist, ob dartiber hinaus noch weitere
strukturelle MafRnahmen moglich und sinnvoll sind, um weitere steuerliche
Effekte zu erzielen.

Hier ist fur jede Gesellschaft zu prufen, ob weiteres steuerliches
Optimierungspotenzial im Hinblick auf steuerliche Querverbiinde bzw. unter
Bertcksichtigung der Grundsatze zur Spartenbesteuerung identifiziert werden
kann, ob der jeweilige Gesellschaftszweck noch den aktuellen Anforderungen
entspricht, ob die Aufgabe der Gesellschaft besser in anderen
Organisationsformen wahrgenommen werden kdnnen.

Ferner soll untersucht werden, wie in den Gesellschaften einheitliche
Standards Berucksichtigung in Fragen von Arbeitsplatzausstattung etc. finden
kénnen. Dabei sollen die Anforderungen der Haushaltskonsolidierung fur den

Kernhaushalt auch bei den Gesellschaften zur Anwendung kommen.

Il. Gemeinsame zentrale Dienstleistungen / Shared Services

Die Senatorin fir Finanzen hat sich in den vergangen Monaten intensiv mit
den Fragen eines optimalen zentralen Einkaufs beschaftigt und eine

2



Bestellplattform entwickelt, tber die alle Amter und senatorischen Behorden
sowie die Eigenbetriebe optimale Einkaufsbedingungen erzielen kdnnen.
Dieses Teilprojekt wird hier nicht weiter verfolgt, weil sich die Senatorin fur
Finanzen bereits umfangreich mit den Gesellschaften im Dialog befindet, um
gegenseitige Synergieeffekte zu erzielen.

Weiterhin soll gepruft werden, inwieweit bestimmte Dienste, die von allen oder
einer Mehrzahl von Gesellschaften zu erbringen sind, fir mehrere
Gesellschaften oder insgesamt zusammengefasst bzw. geteilt werden kdnnen.
Neben den klassischen Feldern wie Personalsachbearbeitung und
Gehaltsabrechnung ist zu Uberprufen, ob auch weitere Felder wie bspw.
Facility = Management, Fuhrpark, Logistikmanagement oder auch

Versicherungen zu einer Kostenreduktion beitragen kdnnen.

. Organisation der Beteiligungssteuerung

Nach dem Handbuch Beteiligungsmanagement der Freien Hansestadt
Bremen ist die Steuerung der Gesellschaften in ein fachressortspezifisches,
dezentrales und ein querschnittsorientiertes, zentrales
Beteiligungsmanagement aufgespalten. In seinen Grundzigen hat sich diese
Trennung in der Vergangenheit bewahrt. Zu untersuchen ist, ob diese
Steuerungsform noch effektiver gestaltet werden kann. Angesichts der
schwierigen Haushaltslage sowie der auch fur Gesellschaften zu erwartenden
Schuldenbremse sollen in diesem Teilprojekt auch — je nach Aufgabe und
Umfang der Gesellschaft — die Notwendigkeiten fur die Veranderung der

politischen Vorgaben zur Steuerung untersucht werden.

2. Veranderungsprozesse / Projektmanagement

Die Projekte zu I. bis Ill. sollen von einem Projektteam untersucht und begleitet
werden. Da die Fragestellungen immer an den konkreten Gesellschaften
ausgerichtet sein mussen, soll die AG Beteiligungsmanagement, die bereits heute als
beratendes und vorbereitendes Gremium flr alle Fragen der Beteiligung installiert ist
und in dem alle Ressorts vertreten sind, den Prozess begleiten. Die Federfiihrung

liegt —wie auch bei der AG- bei der Senatorin fir Finanzen (Referat 25).



l. Projekt Anzahl/Konzentration von Gesellschaften, Holdingstruktur

Dieses Projekt wird in drei Teilpakete aufgeteilt:
1. Portfolioanalyse
2. Analyse und ggf. Optimierung der Holdingsstrukturen

3. Einheitliche Standards in den Gesellschaften

1. Teilprojekt Portfolioanalyse

Die Uberpriifung des Beteiligungsportfolios ist eine Daueraufgabe. In der
Vergangenheit wurden hier u.a. die Verschmelzungen der Gesellschaften
Hanseatische Veranstaltungs Gesellschaft (HVG) und Bremen Marketing
GmbH (BMG) auf die Bremer Investitions-Gesellschaft mbH (BIG) bzw. WFB
Wirtschaftsforderung Bremen GmbH sowie die Organisation des
Gebaudemanagements neu strukturiert, die stille Beteiligung an der Bremer
Landesbank in Kernkapital umgewandelt, die Rekommunalisierung der
Versorgungsnetze abgeschlossen und die Bremer Ratskeller GmbH mit der

GrofRmarkt Bremen GmbH verschmolzen.

Fur das Teilpaket ,Portfolioanalyse” sollen die heutigen Beteiligungen erneut

untersucht werden:

a.) Alle Gesellschaften, an denen die FHB eine Beteiligung héalt, werden
systematisch auf verschiedene Fragestellungen untersucht. Anhand eines
einheitlichen Fragebogens werden die Beteiligungen, ihre Téchter und ggf.
Enkelinnen auf den  Gesellschaftszweck, die Rechtsform und
Fusionspotentiale analysiert. Aufgrund der Sonderstellung (fehlende
unternehmerische Fihrung) bleiben die BLG und die GEWOBA mit ihren
Beteiligungen hier unbericksichtigt. Eine Uberprifung von

Projektgesellschaften entféllt, da diese zeitlich befristet ausgerichtet sind.

b.) Die Fragebtgen werden ausgewertet und ihr Aussagegehalt jeweils
geprift. Die AG wird daraus ggf. Schlussfolgerungen ziehen, welche

Handlungsoptionen sich daraus ergeben kdnnten.



Projektphase Mallnahmen

Initialisierung / Projektressourcen erfolgt

Systematische Untersuchung anhand
Analysephase .
eines Fragebogens

_ Auswertung der Fragebogen
Konzeptionsphase .
Entwerfen von Handlungsoptionen

_ Erdrterung in der AG
Abstimmungsphase N
Beteiligungsmanagement

Umsetzungsphase Nach Senatsbefassung

Das Teilpaket 1.1. soll bis Sommer 2015 mit Empfehlungen fur die

Lenkungsgruppe abgeschlossen werden.

2. Teilprojekt Analyse und ggf. Optimierung der Holdingsstrukturen

Fur die Prafung der Optimierung von Holdingstrukturen sind zwingend die
Vorschriften fur die Besteuerung von juristischen Personen des offentlichen
Rechts zu beachten. Diese Grundséatze, die auf offentliche Unternehmen zu
Ubertragen sind, schranken den Gestaltungsspielraum der 6ffentlichen Hand
wesentlich ein. Danach kdnnen nur unter sehr engen Voraussetzungen
steuerliche Optimierungen erreicht werden. Zu unterscheiden sind hier der
steuerlichen Querverbund, wo mehrere Gesellschaften unter einer Holding
zusammengefasst werden und die Spartenbesteuerung, in der verschiedene
Unternehmenssparten innerhalb eines Unternehmens zusammengefasst
werden. Die bremischen Beteiligungsgesellschaften sind bereits heute
grofdtenteils in steueroptimierten Holdingstrukturen bzw. Querverbinden
organisiert. Sie sollen daher unter Einbeziehung der (brigen
Beteiligungsgesellschaften in einer Analyse auf mogliche Potenziale zur

steuerlichen Optimierung evaluiert werden:

. Identifikation der Unternehmen,

. Erarbeitung von Vorschlagen in der Projektgruppe

. Quantifizierung steuerlicher Effekte,

. Projektgruppe zusammen mit betroffenen Gesellschaften



Projektphase Mallnahmen

Initialisierung / Erarbeitung von Vorschlagen in der

Projektressourcen Projektgruppe

Identifikation der Unternehmen und
Analysephase .
bestehender Holdingstrukturen

Ergebniszusammenfihrung
. Bewertung und Prifung

Konzeptionsphase _
Entwerfen von Handlungsoptionen

Zeitplan entwickeln

_ Erdrterung in der AG
Abstimmungsphase N
Beteiligungsmanagement

Umsetzungsphase Nach Senatsbefassung

Die Analyse- und Konzeptionsphase des Teilpakets 1.2. soll bis Sommer 2015

mit Empfehlungen fir die Lenkungsgruppe abgeschlossen werden.

3. Teilprojekt Einheitliche Standards in Gesellschaften

Mit der Umsetzung von einheitlichen Standards in Gesellschaften, die als
ausgegliederte Verwaltungseinheiten anzusehen sind, wurde bereits nach
dem Beschluss der Senatskommission fir offentliche Unternehmen in 2010
begonnen und kontinuierlich fortgesetzt. So sind u.a. fir die Bereiche
Flachenstandards bei Buroraumen und energetischer Anforderungen
offentlicher Gebaude, zur Gleichstellung von Mann wund Frau in
Mehrheitsgesellschaften, = Mindestlohn, zur  Einfihrung des Cash-
Managements sowie zur Korruptionsbekampfung bereits MalRnahmen zur
Umsetzung getroffen worden.

Es sind die weiteren innerhalb der Kernverwaltung vorhandenen Standards zu
ermitteln und — soweit noch nicht geschehen - auf inre Ubertragbarkeit auf die
Gesellschaften zu prufen. Zur Beurteilung ist ein Bewertungskatalog zu
entwickeln, der neben der Effizienz und Effektivitat einer Ubertragbarkeit auf
die Gesellschaften auch die rechtlichen Rahmenbedingungen mit einbezieht.
Ebenso sollten diese rechtlichen Rahmenbedingungen untersucht werden. So
sieht bspw. der 8§ 65 Abs. Ziff. 4 LHO vor, dass grundsatzlich fur alle



Beteiligungsgesellschaften der Jahresabschluss und Lagebericht nach den
Grundséatzen des HGB fur groRe Kapitalgesellschaften aufzustellen und zu
prufen ist. Eine Offnungsklausel fiir bestimmte Beteiligungsgesellschaften und
ggf. auch fiur Eigenbetriebe koénnte eine Erleichterung und Vereinfachung
bringen.

Die Prufung wird sich gem. Koalitionsvereinbarung auf Gesellschaften
beziehen, die als ausgegliederte Verwaltungseinheiten angesehen werden

kénnen.
Projektphase Mallnahmen
Initialisierung/
. erfolgt

Projektressourcen
Zusammenstellung aller vom Senat definierten
Standards

Analysephase

Uberprifung des bisherigen

Umsetzungsstands

Ergebniszusammenfihrung
. Bewertung und Prifung

Konzeptionsphase .
Entwerfen von Handlungsoptionen

Zeitplan entwickeln

Abstimmungsphase Erorterung in der AG Beteiligungsmanagement

Umsetzungsphase laufend

Fur das Teilpaket 1.3. soll bis Sommer 2015 eine Empfehlung an die

Lenkungsgruppe erfolgen.

Il. Projekt Gemeinsame zentrale Dienstleistungen / Shared service

Es wird untersucht, ob und in welchem Umfang sich die Wahrnehmungen von
Diensten, die von vielen Gesellschaften wahrgenommen werden miussen,

durch gemeinsame Einheiten wahrgenommen werden kénnen.

1. Fur die Querschnittsbereiche Personalverwaltung, Buchhaltung, IT soll die

Eignung fir eine Biundelung mit anderen Unternehmen unter dem



Gesichtspunkt der Kostenreduktion gepruft werden. Dabei sind sowohl die
Zusammenfassung von einzelnen Leistungsbereichen zu neuen,
gemeinsamen Einheiten wie auch die Verlagerung auf Dritte zu
untersuchen. Diese Prifung wird im Rahmen eines Fragebogens

durchgefihrt, der zusammen mit der Portfolioanalyse entwickelt wird.

2. Dieser Bereich soll im Sommer 2015 der Lenkungsgruppe zur weiteren

Entscheidung vorlegt werden.

Projektphase Mallnahmen

Initialisierung / Projektressourcen erfolgt

Analysephase Ermittlung von geeigneten Dienstleistungen

_ Auswertung der Fragebogen
Konzeptionsphase )
Entwerfen von Handlungsoptionen

_ Erdrterung in der AG
Abstimmungsphase N
Beteiligungsmanagement

Umsetzungsphase Nach Senatsbefassung

Il. Projekt Organisation der Beteiligungssteuerung

1. Beteiligungshandbuch

Die AG Beteiligungsmanagement ist derzeit mit einer intensiven Revision des
Beteiligungshandbuchs der Freien Hansestadt Bremen befasst. Im Rahmen
dieser Diskussion wird auch die Matrix, die die ressortiibergreifenden
Zustandigkeiten und Arbeitsablaufe im Rahmen der Beteiligungssteuerung
darstellt, auf Optimierungsmoglichkeiten Gberpruft.

Der Abschluss des Verfahrens ist bis zum Frihjahr 2015 zu erwarten.

2. Beteiligungsdatenbank

Ein weiterer zentraler Baustein ist die Einfihrung einer Beteiligungsdatenbank.
Mit ihr sollen kinftig Arbeitsablaufe wesentlich erleichtert und beschleunigt
werden. Die Einfuhrung wird zu organisatorischen Anpassungen und zu

Effizienzsteigerungen fuihren.



Derzeit werden die entsprechenden Programmierleistungen durchgefihrt, ein

erster Testlauf ist frihestens zum Frihjahr 2015 zu erwarten.

IV.  Zeit- und Meilensteinplanung

Termin Aktivitat

erfolgt Kick-off Projektbeginn

I.1. Portfolioanalyse

MS I. 1.1 Vorbereitung, Analysephase

Erstellung Fragebogen

Festlegung Empfangerkreis

Versand Fragebogen

Uberwachung Riicklauf

MS I. 1.2 Konzeptionsphase

Zusammenstellung der Ergebnisse

Bewertung der Zusammenstellung

Handlungsoptionen erstellen

MS I. 1.3 Abstimmphase

Bewertung der Handlungsoptionen

Empfehlungen fur die Lenkungsgruppe

Senatsvorlage erstellen

MS I. 1.4 Umsetzungsphase

Nach Senatsbefassung

[.2. Analysen und ggf. Optimierung der Holdingstrukturen

MS I. 2.1 Vorbereitung, Analysephase

Ermittlung potentieller Gesellschaften

Ermittlung bestehender Holdingstrukturen




MS I. 2.2 Konzeptionsphase

Zusammenstellung der Ergebnisse

Bewertung der Zusammenstellung

Handlungsoptionen erstellen

Zeitplan erstellen

MS I. 2.3 Abstimmphase

Bewertung der Handlungsoptionen

Empfehlungen fur die Lenkungsgruppe

Senatsvorlage erstellen

MS I. 2.4 Umsetzungsphase

Nach Senatsbefassung

I.3. Einheitliche Standards in Gesellschaften

MS I. 3.1 Vorbereitung

Ermittlung aller relevanten Standards

Ermittlung der nicht Ubertragenen Standards

MS I. 3.2 Konzeptionsphase

Zusammenstellung der Ergebnisse

Bewertung der Zusammenstellung

Handlungsoptionen erstellen

Zeitplan erstellen

MS I. 3.3 Abstimmphase

Bewertung der Handlungsoptionen

Empfehlungen fir die Lenkungsgruppe

Senatsvorlage erstellen

MS I. 3.4 Umsetzungsphase

Nach Senatsbefassung
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Il. Gemeinsame zentrale Dienste / Shared service

MS Il. 1.1 Vorbereitung, Analysephase

Erstellung Fragebogen

Festlegung Empfangerkreis

Versand Fragebogen

Uberwachung Riicklauf

MS Il. 1.2 Konzeptionsphase

Zusammenstellung der Ergebnisse

Bewertung der Zusammenstellung

Handlungsoptionen erstellen

MS 1. 1.3 Abstimmphase

Bewertung der Handlungsoptionen

Empfehlungen fur die Lenkungsgruppe

Senatsvorlage erstellen

MS Il. 1.4 Umsetzungsphase

Nach Senatsbefassung

[ll. Organisation der Beteiligungssteuerung

MS 1ll. 1.1 Abstimmphase
Frahjahr ) o .
2015 Abstimmung der Revision des Beteiligungshandbuchs
MS III. 1.2
Frahjahr o .
Abschluss der Revision des Beteiligungshandbuchs
2015
Projektende
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V. Risiken, kritische Erfolgsfaktoren

Um die in den Teilprojekten I. bis Ill. beschriebenen Malinahmen durchfiihren
zu kénnen, ist eine enge Abstimmung mit der AG Beteiligungsmanagement
erforderlich. Es ist vorgesehen, dass die AG hierfir in regelmafiigen
Abstédnden zusammen kommt und konkrete Prifauftrage und Teilergebnisse
bearbeitet und mit den jeweiligen Fachressorts abgestimmt.

Eine wesentliche Voraussetzung ist der Abschluss der Revision des
Beteiligungshandbuchs (Frihjahr 2015), um Kapazitdten fir die hier
beschriebenen MalRnahmen frei zu bekommen.

Ferner ist fur die kontinuierliche Weiterentwicklung und Abarbeitung der
unterschiedlichen Prozesse eine personelle Unterstitzung erforderlich, die
idealerweise Erfahrungen aus der Unternehmenssteuerung oder des
Beteiligungsmanagements mitbringt. Dies ist auch Voraussetzung fir die
zeitgerechte Abarbeitung der Teilpakete.

Die zu untersuchenden Fragestellungen erfordern eine unterschiedliche
Expertise. Sie sind vor allem gesellschaftsrechtlicher, beihilfe- und
vergaberechtlicher, haushaltsrechtlicher, steuerlicher und personal-
wirtschaftlicher Natur. Ein Teil dieses Fachwissens ist in den Hausern
vorhanden, allerdings bedarf es sicherlich in einigen speziellen Fragen,
insbesondere in steuerlichen Fragestellungen im Zusammenhang der
Besteuerung der 6ffentlichen Hand, der Hilfe von externen Experten.

Bei der Frage des steuerlichen Querverbundes besteht zum einen das Risiko
der steuerlichen Anerkennung des Verbundes. Wird die Anerkennung versagt,
entfallt damit auch die beabsichtigte steuerliche Wirkung der Verrechnung von
Verlusten. Weiterhin ist bei Neugestaltung eines Querverbundes zu beachten,
dass durch veranderte Zuordnung von Gesellschaftsanteilen ggf.
Grunderwerbsteuer fir die Ubertragung von Grundvermogen ausgelost
werden kann. Bei der Spartenbesteuerung besteht das Risiko, dass die
Verrechnung bestimmter Verluste steuerlich nicht zuldssig ist und damit
verdeckte Gewinnausschittungen mit Kapitalertragsteuerbelastung auslosen

kann.
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VI. Beschaftigtenbeteiligung und Mitbestimmung

Veranderung der gesellschaftsrechtlichen Beteiligung und Umorganisation von
Gesellschaften in neue Strukturen kdnnen erhebliche Auswirkungen auf die
Beschaftigungsverhéltnisse und tarifvertragliche Gestaltungen haben. Die

Mitbestimmungsgremien sind umfassend zu beteiligen.

VII.  Schnittstellen zu anderen Projekten

Die wesentlichste Schnittstelle ist die Zentralisierung des Einkaufs, dieses

Teilprojekt ist hier vollstandig aufgegeben worden.

VIIl. Berichtspflichten

An Von Turnus Steuerungsweg
LA Projektleitung | 3 Monate, Bericht und Vortrag
ansonsten nach
Bedarf
Koordinierungsgruppe | Projektleitung | 3 Monate, Bericht und Vortrag

ansonsten nach
Bedarf

Potenziale / Effizienzeffekte

a.) Relevante Erfolgsindikatoren

Die konkreten Auswirkungen der Teilprojekte I. und Ill. kénnen erst verlasslich
konkretisiert werden, wenn die ersten Analysen abgeschlossen sind. Insoweit
ist eine Aussage zu Verdnderungen im Bereich Personal, Mitteleinsatz,
Zuwendungen etc. erst im Anschluss moglich.

Fur das Teilprojekt II. sind Einsparungen bei den Sachkosten zu erwarten
wenn es gelingt, geeignete Dienstleistungen zu identifizieren und zu bundeln.
Einsparungen fur die offentliche Hand konnten sich aber auch durch den
Bezug von Leistungen von den Unternehmen im Sinne einer

Einkaufsgemeinschaft ergeben.
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Auswirkungen auf den Investitionsbedarf sind in keinem Teilprojekt zu

erkennen.

b.) Auswirkungen auf Personalbedarf

Gering

c.) Auswirkungen auf konsumtive Mittel

Gering

d.) Auswirkungen auf Investitionsbedarf
Gering

4. Ressourcenbedarf

Die Fragestellungen der 0.g. Teilprojekte werden in dieser oder ahnlicher Weise auch
in anderen Kommunen und/oder Landern durchgefiihrt. Die Durchfihrung erfolgt in
der Regel durch beauftragte Wirtschaftsprifunsgesellschaften oder
Unternehmensberater, um eine externe Betrachtungsweise zu ermdéglichen. Diese
Beauftragungen sind in der Regel Uber sehr viel langere Zeitrdume angelegt und

verursachen hohe Kosten.

Der Arbeitsumfang und die Gesamtkoordination der hier dargestellten Teilprojekte
kann zum grof3ten Teil nicht im laufenden Arbeitsprozess erledigt werden, so dass
eine Unterstltzung der Projektleitung durch eine volle, auf dieses Projekt befristete
Stelle, die erste juristische und prozesssteuernde Erfahrungen haben miusste,
unabdingbar ist. Fir einzelne Fachfragen wird auch eine externe Beratung

erforderlich sein (s.0.).

Datum, Name, Unterschrift:

Projektleitung: Siering
Bremen, 16.02.2015
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NdAW 19.12.2014
Projekt A13 ,Beratungsauftrage/Kompetenzcenter”

Anlage 5a

Verfahrensvorschlag zur Ubertragung des Senatsbeschlusses zur externen Vergabe von
Beratungsauftragen ab 5 T€ auf die Eigengesellschaften

GemaR Senatsauftrag vom 30.09.14 hat die Projektgruppe A13 ,Beratungsauftrige/
Kompetenzcenter” zur ersten Befassung des Senats mit dem Thema , Neuordnung der Aufgaben-
wahrnehmung” einen Vorschlag zur Ubertragung des Senatsbeschlusses (Auftragsvergabe ab 5 T€
nur nach Zustimmung durch Senat) auf die Eigengesellschaften vorgelegt.

Dieser Vorschlag ist in der Projektgruppe und gesondert mit SF 25 abgestimmt und dem Projekt-
Lenkungsausschuss unter Vorsitz von Staatsrat Dr. Heseler am 19.11.14 zum Beschluss vorgelegt

worden.

Er beinhaltet folgende Eckpunkte:

- Der AR trifft einen Beschluss, die Wertgrenze fiir Rechts- und Beratungskosten im
Zustimmungskatalog des Aufsichtsrates fir Handlungen der Geschaftsfihrung auf 5 T€ pro
Auftragserteilung herabzusetzen.

- Uber den einzelnen Auftrag entscheidet dann der AR; iiber die Sitze der Verwaltung in den
ARen ist eine Information der Ressorts gegeben sowie die Moglichkeit dazu Stellung zu
nehmen bis hin zu Hinweisen, dass in den Ressorts entsprechende Fachkompetenzen
vorhanden sind; abzulehnen ist die weitergehende Option, dass auf diesem Weg Uber die
Ressorts auch Senatsentscheidungen zu Auftragsvergaben der Gesellschaften herbeigefiihrt
werden kénnen/mussen

- Verfahrensseitig waren die GF der Eigengesellschaften von den dezentralen
Beteiligungsverwaltungen anzuschreiben (nachdem diese zunachst von der zentralen
Beteiligungsverwaltung informiert wurden) und um entsprechenden Vortrag in den ARen zu
bitten; parallel sind die ARVe zu unterrichten; ggf. sollten auch alle anderen von der
Verwaltung gestellten AR-Mitglieder informiert werden (dies wiirde dann direkt durch die
zentrale Beteiligungsverwaltung geschehen).

- Einbezogen werden sollten alle Mehrheitsgesellschaften des Landes/der Kommune, nicht
jedoch alle Gesellschaften mit mehrheitlicher offentlicher Beteiligung, insbesondere
landeribergreifende Gesellschaften waren damit ausgenommen.

- Aktiengesellschaften sind grundsatzlich ausgenommen, (iber Einzelfallgestaltungen kann man
ggf reden.

- Q@rds. ist anzustreben, die Auftragsvergaben der Gesellschaften ebenfalls in der Datenbank zu
erfassen; dies kann u.U. Uber die Zustandigen in den Ressorts geschehen.
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Die Senatorin fir Finanzen 19.02.2015
-SV2 -

NdAW
Projekt A13 — ,Beratungsauftrdge / Kompetenzcenter*

Einrichtung von Kompetenz-Centern im Geschaftsbereich der Senatorin far
Finanzen

Nach den Beschlissen des Senats vom 25.03.14 ist beabsichtigt, im Sinne einer
wirtschaftlichen Mittelverwendung die Notwendigkeit der externen Beauftragung zu
reduzieren, verwaltungsinterne Kompetenzen zu nutzen und die Moglichkeit zu
schaffen, auf kostengiinstigere interne Beratungsformen zuriickzugreifen.

Dazu sollen die fachlichen Kompetenzen in einzelnen Themenfeldern gebtindelt und
fur entsprechende Beratungsleistungen fir die Dienststellen im Rahmen der Kapazi-
taten zur Verfigung gestellt werden.

Dazu wird folgender Sachstand mitgeteilt:
I. Einrichtung eines Kompetenz-Centers , Personalrecht”

Die gemaR der Anordnung des Senats zur Ubertragung dienstrechtlicher Befugnisse
entscheidungsbefugten Dienststellen sind unverandert fur die personalrechtlichen
Entscheidungen und die sich daraus ergebenden Aufgabenstellungen originar zu-
standig und verantwortlich.

Im Geschaftsbereich der Senatorin fir Finanzen wird mit Wirkung vom 15.03.2015
ein ,Kompetenz-Center Personalrecht” eingerichtet, an dem die Senatorin fur Finan-
zen, der Eigenbetrieb Performa Nord sowie der KAV e.V. im Rahmen seiner sat-
zungsmanigen Aufgaben personell beteiligt sind.

Das Kompetenz-Center Personalrecht berat die Leitungen und Personalstellen der
Dienststellen und Betriebe in personal- und personalvertretungsrechtlichen Fragen
insbesondere in besonders schwierigen Fallen und in Fallen von grundsatzlicher Be-
deutung. und gewahrleistet die Prozessvertretung im jeweiligen Rechtszug.
Eine Beauftragung externer Gutachter oder Rechtsanwalte fir Beratung und Pro-
zessvertretung soll durch dieses interne Beratungsangebot erheblich reduziert, d.h.
maoglichst Uberfliissig gemacht werden.

Der Personalservice fur einzelne Beschaftigte erfolgt unverandert durch ihre jeweili-
gen Personalstellen bzw. Performa Nord.

Das Kompetenz-Center Personalrecht Gbernimmt kiinftig die Prozessvertretung fur
alle personalrechtlichen Verfahren (Beamtenrecht, Arbeitsrecht, Personalvertretungs-
recht) und fahrt die Verfahren in Abstimmung mit den Dienststellen. Das Kompetenz-
Center entscheidet tiber eine ausnahmsweise Hinzuziehung einer erforderliche Bera-
tung/Vertretung durch Externe.

Ausnahmen hiervon sind im Einvernehmen mit dem betroffenen Ressort, der Leitung
des Kompetenz-Centers sowie den jeweils zustéandigen Fachreferaten 30 und 31 der
Senatorin fur Finanzen moglich. Bei Nichteinigung ist nach der GO des Senats zu
verfahren.



Die Organisationsverfigung des Finanzressorts und der Entwurf des Rundschrei-
bens sind beigefugt.

[I. Einrichtung eines Kompetenz-Centers , Beteiligungsrecht*

Die Organisation des Beteiligungsmanagement in Bremen ist von einer starken Ab-
stimmung zwischen den Fachressorts als Dezentrales Beteiligungsmanagement
(DBM) und der Senatorin fur Finanzen als Querschnittseinheit Beteiligungsmanage-
ment (QEBM) gepragt. Dabei werden Fragestellungen oft sowohl zentral als auch
dezentral behandelt, bei Rechtsfragen werden haufig auch Anwaltskanzleien beauf-
tragt.

Neben der aufwandigen Abstimmung ist der personelle Einsatz in den DBM unter-
schiedlich ausgestaltet. In den DBM sind in den GroR3ressorts (SWAH, SK, SG)
Jurist(inn)en beschéftigt, die kleineren DBM verfiigen nicht Uber diese Kapazitat

Um die Abstimmungserfordernisse zu vereinfachen, das Know-how in speziellen
Rechtsgebieten zu bindeln, eine ,Dienstleistung aus einer Hand“ anzubieten und
damit mittel- bis langfristig Kosten zu sparen, soll voraussichtlich ab Marz 2015 ein
Kompetenz-Center ,Beteiligungsrecht” eingerichtet werden.

Adressatenkreis sind zunachst alle Ressorts und ausgelagerten Einheiten ohne ei-
gene Rechtsfahigkeit (Eigenbetriebe, Sondervermdgen).

Zu prifen ist dariber hinaus auch, die Gesellschaften selbst bzw. die Geschéafts-
fihrungen in Bezug auf die gesellschaftsrechtlichen Fragestellungen einzubeziehen.
Nach entsprechender Prufung ware dies zu gegebener Zeit gesondert zu entschei-
den.

Folgende juristischen Beratungsschwerpunkte kommen in Betracht:

— Gesellschaftsrecht

— Dienstvertragsrecht/Arbeitsrecht fur Geschaftsfiihrungen/Vorstande
— Steuerrecht

— weitere allgemeine juristische Fragestellungen.

Zur Zeit wird im Finanzressort eine Entscheidungsvorlage vorbereitet, die dann mit
den Ressorts abgestimmt wird.

[ll. Weitere Regelungsbedarfe

Regeln fur die Inanspruchnahme der Kompetenz-Center und die Finanzierung bei
gof. notwendigen Kapazitdtsausweitungen werden im Rahmen des Programms
.Neuordnung der Aufgabenwahrnehmung“ von der zustandigen Projektgruppe Al3
aufbereitet und zur Entscheidung vorgelegt.
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Die Senatorin fiir Finanzen

%

Die Senatorin for Finanzen - Rudoli-Hilferding-Platz 1 - 28195 Bremen

per E-Mait:

8V 1, 81,82 8-3, Q, Q10,Q11, Q12, Q13,

1, 10,11, 12,13, 14
2,20,21,22,23,25
3,30, 31,32,33,34
01,02,03, IR
Performa Nord
nachrichtlich:
KAV

Freie
Hansestadt
Bremen

Auskuntt erteilt
Kerstin Federbusch

Zimmer 414b

Tel. (0421) 361 90414

Fax {0421) 496 90414

E-Mail )
Kerstin.Federbusch@finanzen.bremen.de

Datum und Zeichen
lhres Schreibens

Mein Zeichen
(bitte bei Antwort angeben)
Q102-1

Bremen, 16. Februar 2015

Ste haben ein Recht auf Antworten!
WWW. i ati ister.breme

Organisationsverfiigung zur Einrichtung eines ,Kompetenz-Centers

1. Ziele

Personalrecht

Der Senat beabsichtigt, im Sinne einer wirtschaftlichen Mittelverwendung die Not-

wendigkeit der externen Beauftragung zu reduzieren, verwaltungsinterne Kompeten-

zen zu nutzen und die Méglichkeit zu schaffen, auf kostengiinstigere interne Bera-

tungsformen zuriickzugreifen.

Dazu sollen fachliche Kompetenzen in nachgefragten Aufgaben-/Rechtsgebieten in

sog. Kompetenzzentren, hier fiir ,Personalrecht’, gebiindelt und entsprechende Bera-

tungsleistungen fiir die Dienststellen, Eigenbetriebe, Anstalten des 6R und Stiftungen

im Rahmen der Kapazitaten abrufbar sein.

Perspektivisch soll das Kompetenzcenter in den Prozess der Bedarfsprifung fur

Fremdvergaben einbezogen werden und in seiner Kapazitat (bedarfsbezogen) erwei-

tert werden. Die Personalausstattung wird dann entsprechend angepasst.

Dienstgebiiude
Rudolf-Hilferding-Platz 1
(Haus des Reichs)
28195 Bremen

Internet: hitp://www finanzen.bremen.de/

Briefkisten
Richtweg 25
Révekamp 12

Elngang Telefax
Rudolf-Hilferding-Platz 1 (0421) 361 2965

Bankverbindungen
Bremer Landesbank (BLZ 280 500 00) Kto. 1070115000

IBAN DE27 2905 0000 1070 1150 00 BIC BRLADE22XXX
Sparkasse Bremen (BLZ 290 501 01) Kto. 1090653

IBAN DE73 2905 0101 0001 0906 53 BIC SBREDE22
Deutsche Bundesbank,

Filiale Bremen (BLZ 290 000 00) Kto. 28001585 )
IBAN DE32 2900 0000 0029 0015 65 BIC MARKDEF1290



D

Das Kompetenz-Center Personalrecht beréat die Leitungen und Personalstellen der
Dienststellen und Betriebe in personal- und personalvertretungsrechtlichen Fragen
und gewahrleistet die Prozessvertretung im jeweiligen Rechtszug. Eine Beauftra-
gung externer Gutachter oder Rechtsanwélte soll durch dieses interne Beratungsan-
gebot nahezu Uberflissig gemacht werden.

Einzelne Bedienstete werden weiterhin durch ihre jeweiligen Personalstellen bzw.
Performa Nord betreut.

Das Recht auf Inanspruchnahme von Rechtsberatung durch die Interessenvertretun-
gen bleibt unberihrt.

Einrichtung

Im Geschéftsbereich der Senatorin fir Finanzen wird ein ,Kompetenz-Center Perso-
nalrecht* eingerichtet, an dem die senatorische Dienststelle, der Eigenbetrieb Per-
forma Nord und der KAV beteiligt sind.

Arbeitsschwerpunkte

Koordination und

fachliche Leitung

Beamtenrecht
SF 30, SFQ 10,
Performa Nord

Besoldungs- und
Versorgungsrecht
8F 30, Performa Nord

Personalvertretungsrecht;
Betriebsverfassungsrecht
- SF 30, Performa Nord




B

Arbeitsrecht
KAV, SF 31,

Performa Nord

ggf. weitere personalrechtli-

che Spezialgebiete

Organisation und Arbeit des Kompetenz-Centers

a)

b)

‘Organisationsrechtlich wird der Koordinator des Kompetenz-Centers der Abteilung

Q zugeordnet. Die organisationsrechtliche Zuordnung der Fachaufsicht liber Per-
forma Nord bei der Abteilung 3 bleibt unberiihrt.

Die zugeordneten Beschaftigten verbleiben jeweils bei der Senatorin flir Finanzen
in den jeweiligen Fachreferaten, bei Performa Nord und beim KAV. Der Koordina-
tor wird im Wege der Teilabordnung mit einem Stellenanteil der Abteilung Q zu-
geordnet. Ferner erfolgt eine Teilzuweisung des Koordinators zum KAV fiir die ar-
beitsrechtliche Vertretung vor dem LAG; weitere Teilzuweisungen von zugordne-
ten Beschiftigten erfolgen nach Bedarf. ’

Dem Koordinator werden folgende Aufgaben zugeordnet:

— Koordination der rechtlichen Beratung und Prozessvertretung in den Arbeits-
schwerpunkten,

— Abstimmung zwischen Performa Nord, der Senatorin fur Finanzen und gof.
dem KAV bei Verfahren grundsétzlicher Bedeutung (Musterverfahren),

- RegelméaBige Abstimmung der Beratungsqualitat zwischen Performa Nord, der
Senatorin fir Finanzen und dem KAV (Wissenstransfer),

~ Entscheidung Uber die ausnahmsweise Beauftragung externer Rechtsanwélte
im Benehmen mit den betroffenen Ressorts,

— Erstellung/Veranlassung von Gutachten zu schwierigen rechtlichen Fragen
aus dem Bereich des Personalrechts durch die Arbeitsschwerpunkte oder
durch Externe.

Er ist Fachvorgesetzter der Beschéftigten im Kompetenz-Center.

Ein fachlicher Dissens wird einvernehmlich zwischen dem Koordinator und den
Vorgesetzten der den Arbeitsschwerpunkten zugeordneten Beschéftigten geldst.
Dabei ist der besondere Status des KAV als eingetragener Verein zu beriicksich-
tigen.

Eine Vertretungsregelung erfolgt gesondert.



Zugeordnetes Personal

Dem Kompetenz-Center werden zunéchst folgende Beschéftigte zugeordnet:

Beamtenrecht
SFQ 10 Herr Steinkopf
SF 30 Frau Oelijen

Frau Meyer
Performa Nord Herr Kahle

Besoldungs- und Versorgungsrecht
SF 30 Herr Schneider

Frau Vogelsang
Performa Nord N.N.

Personalvertretungsrecht
SF 30 N.N.
Performa Nord Herr Kahle

Arbeitsrecht
SF 31 Herr Kosaminski
KAV Frau Schoppmann
Herr Kahrs
N.N.

Performa Nord: Herr Kahle
Herr Fehsenfeld

Die Zuordnungen kénnen verandert bzw. erganzt werden.
Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die nach Einrichtung dem Kompetenz-Center
zugeordnet werden, legen gemeinsam die Arbeitsablaufe etc. fest.



5. Aufnahme der Arbeit

Das Konzept ist mit den Vorsitzenden und den Geschéftsfithrern des KAV erortert.
Der KAV wird sich im Rahmen seiner satzungsmaRigen Aufgabenstellung fiir seine
Mitglieder (Stadtgemeinde Bremen, Eigenbetriebe etc.) beteiligen.

Das Kompetenz-Center nimmt zum 01.03.2015 die Arbeit auf.

Uber die Aufnahme der Arbeit werden die Dienststellen und Eigenbetriebe, Anstalten

des 6R und Stiftungen durch Rundschreiben der Senatorin fiir Finanzen bzw. des
KAV informiert.

=

Karoline Linne

Birgermeisterin
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Die Senatorin fur Finanzen 25.02.2015
34 Tel.: - 22 63/ Fax: - 49 78 [ eMail: thomas.jablonski@finanzen.bremen.de

Sachstand Beauftragung von externen Beratungen

Im Rahmen des Programms ,Neuordnung der Aufgabenwahrnehmung“ / Projekt A13 hat sich der
Senat am 25.03.14, 29.07.14 und 30.09.14 mit Mal3nahmen zur Reduzierung des externen
Beratungsaufwands befasst.

Die Dokumentation aller Beratungsauftrage geman der Definition der VV zu 8§ 55 LHO in der sog.
Beraterdatenbank sowie die vorherige Freigabe durch den Senat ab einem Volumen von 5.000 €
sind seit dem 23.07.14 obligatorisch und wurden mit Senatsbeschluss vom 30.09. und dem
daraufhin veréffentlichen Rundschreiben in einem Verfahren geregelt.

Es gab bislang 6 Antrage auf Freigabe im Senat:
o 2 Antrage im Zusammenhang mit dem Wieland-Gutachten im Sommer 2014

e 1 Antrag von IB zur Fortfihrung des Auftrags ,Unternehmenskonzept®, ca. 25 Tsd. E, Senats-
befassung am 03.02.15

o 1 Antrag vom AfSD zur externen Durchfiihrung einer MA-Befragung ,,Gesundheitsmgt.“, ca. 12
Tsd. €, Senatsbefassung zum 03.03. vorgesehen

e 1 Antrag 1 Antrag von SF zur Fortfihrung eines Vertrags mit dem ifip ,ZEBRA-online Modul*,
ca. 23 Tsd. €, Senatsbefassung zum 10.03. vorgesehen

e von SUBV zur kinftigen Organisation der kommunalen Abfallentsorgung, Stadtsauber-
keit/Winterdienst mit 6ffentl. Beteiligung, 1,7 Mio. €, Senatsbefassung zum 10.03. vorgesehen

In der Beraterdatenbank wurden seit August 2014 keine neuen Vergaben dokumentiert (Stand
18.02.15). Die Verwaltungsleitungen der Ressorts sind mit E-Mail vom 18.02.15 gebeten worden,
etwaige Vergaben bis zum 20.02. nachzutragen.

Folgende Rickmeldungen sind eingegangen:

e SBW (Frau Moning) hat 2 Nachtrage zu Rechtsgutachten i.V. mit Schulverwaltungssoftware
.Magellan* vorgenommen (7,5 und 15 Tsd. €).

e SUBV (Herr Modregger) hat funf weitere Vertrage in die Beraterdatenbank aufgenommen: 1.
Gutachten zu erganzenden Nutzungen ,Hulsberg-Quartier* (13 Tsd. €), 2. Gutachten zur
Ansiedlung eines Lebensmittelmarktes auf dem ehemaligen Vulkan-Parkplatz (6 Tsd. €), 3.
Jahrliche Waldschadensuntersuchung fur das Land Bremen (8 Tsd. €), 4. Vorbereitung einer
Grundsatzentscheidung zur zukinftigen Organisation fur die Abfallentsorgung und die
StralRenreinigung/Winterdienst (50 Tsd. €), 5. Organisationsuntersuchung Aufgabenkritik der
sen. Behorde (150 Tsd. €)

e SWAH (Hr. Helmbrecht) hat nach Riicksprache mit Fachabteilungen und —referaten mitgeteilt,
dass Eintragungen in der Datenbank auf aktuellem Stand sind - letzte Eintragung datiert vom
29.08.2014.

o Alle Ubrigen Ressorts: Keine Meldung = Fehlanzeige

Zwischenfazit:

e Es zeichnet sich ab, dass der Genehmigungsvorbehalt des Senats eine moderierende
Wirkung auf die Aktivitaten zur Fremdvergabe hat.

e Uber den Stand der Datenbankeintrage sollte der Senat regelméaRig informiert werden.

e Die VV zu 855 LHO sollte nach einem angemessen Zeitraum evaluiert werden.

1
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